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ZUSAMMENFASSENDE BEMERKUNGEN 
 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 
sehr geehrte Abgeordnete des Südtiroler  
Landtages!  
 
Gemäß Art. 5 des Landesgesetzes Nr. 3 von 2010 
hat die Volksanwältin dem Südtiroler Landtag jähr-
lich einen Tätigkeitsbericht vorzulegen. Diesem 
Auftrag komme ich mit dem folgenden Bericht 
über das Jahr 2013 nach.  
 
Einblick  
 
Auch in diesem Berichtsjahr konnte ich mit Freude 
feststellen, dass die Einrichtung der Volksanwalt-
schaft bei der Bevölkerung großes Vertrauen ge-
nießt und bei Behörden und anderen öffentlichen 
Stellen auf breite Akzeptanz stößt. Die steigende 
Zahl der Bürgerinnen und Bürger, die vorspre-
chen, und das Ergebnis der erledigten Akten zei-
gen, dass die Volksanwaltschaft wesentlich dazu 
beiträgt, die Beziehung zwischen dem Bürger und 
der öffentlicher Verwaltung zu verbessern.  
 
Bemerkenswert ist, dass die Beschwerden im Be-
reich der Abgaben, nach einem Zuwachs von 41 
% im letzten Jahr auch im Berichtsjahr 2013 um 
weitere 24 % zugenommen haben. Immer mehr 
Bürgerinnen und Bürger aus allen Gesellschafts-
schichten hinterfragen und beanstanden die Zah-
lungsaufforderungen der Gemeinden, auch wenn 
es sich dabei oft um sehr geringe Beträge handelt. 
Beanstandet wurden Rechnungen im Bereich der 
Gemeindesteuer auf Immobilien IMU, der Wasser- 
und Energielieferung, Müllgebühren, Baukosten-
abgabe und Erschließungsgebühren. Die Bürge-
rinnen und Bürger forderten eine Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Zahlungsaufforderung und 
eine ausführliche Begründung für allfällige Stra-
fen. In mehreren Fällen wurde die Ansicht geäu-
ßert, dass die Politik und Verwaltung nicht im Inte-
resse der Bürgerinnen und Bürger arbeiten, 
sondern sich „auf Kosten des Einzelnen berei-
chern“ wollen.  
 
Eine Entwicklung, die sich schon in den letzten 
Jahren abgezeichnet hat, hat sich im Berichtsjahr 

fortgesetzt: Die Beschwerden im Bereich der So-
zialleistungen haben weiter zugenommen. Nach 
einem Zuwachs von 36% im Vorjahr sind sie im 
Berichtsjahr um weitere 6% gestiegen. Immer 
mehr Menschen mit finanziellen Schwierigkeiten 
suchen die Sprechstunden auf und fordern von 
der Volksanwaltschaft die rechtliche Überprüfung 
der Ablehnung oder Reduzierung einer finanziel-
len Unterstützung. Dabei ging es um Sozialleis-
tungen wie z.B. die finanzielle Sozialhilfe, das 
Pflegegeld, das Familiengeld, das Wohngeld, die 
Arbeitslosenunterstützung und andere soziale Un-
terstützungsmaßnahmen.  
Das Hauptthema im Berichtsjahr war der neue 
Mietbeitrag: Ab 1. Jänner 2013 wurden das vom 
Wobi ausgezahlte Wohngeld und das von den 
Sozialsprengeln ausgezahlte Mietgeld zu einer 
einzigen neuen Leistung, dem Mietbeitrag, zu-
sammengelegt. Dieser neue Mietbeitrag wird nun 
ausschließlich von den Sozialsprengeln ausge-
zahlt, und die Höhe des Mietbeitrags wird anhand 
der Kriterien der einheitlichen Erhebung von Ein-
kommen und Vermögen (EEVE) berechnet.  
Dies löste bei der Bevölkerung großen Missmut 
aus: Viele Wohngeldempfänger erhalten durch die 
Neuberechnung des Mietbeitrages durch die So-
zialsprengel nur mehr einen Bruchteil des ur-
sprünglichen Betrages. Somit ist das frühere 
Wohngeld des Wobi von einer allgemeinen Unter-
stützungsmaßnahme für Mieter zu einer Leistung 
der finanziellen Sozialhilfe geworden. Die Politik 
wird entscheiden müssen, ob sie nicht nur das Ei-
gentum, sondern auch die Miete als Wohnform 
der Mittelschicht unterstützen will, oder ob sie die 
Miete als Wohnform nur mehr für sozial bedürftige 
Menschen ansehen will.  
Besonderen Ärger rief bei den Bürgerinnen und 
Bürgern die Tatsache hervor, dass die Zusam-
menlegung in der Öffentlichkeit als Vorteil und als 
sinnvolle Vereinfachung dargestellt wurde. Die 
notwendigen Kürzungen von öffentlichen Leistun-
gen sollten von den politisch Verantwortlichen in 
jedem Fall offen und klar mitgeteilt und ausführlich 
begründet werden, damit sich die Bürgerinnen 
und Bürger nicht hintergangen fühlen.  
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Die Armut ist deutlich spürbar, hauptsächlich 
bei alten Menschen, kranken Menschen und älte-
ren Arbeitslosen. Deshalb lösten nicht nur die Ab-
lehnung von Sozialleistungen, auch Steuerschul-
den oder Verwaltungsstrafen bei vielen 
Beschwerdeführerinnen und Beschwerdeführern 
Angst und Verzweiflung aus. In gar einigen Fällen 
ergab die Überprüfung einer Beschwerde, dass 
die gesamte Familie von der Rente und dem Pfle-
gegeld eines alten pflegebedürftigen Elternteils 
leben muss.  
Laut der Astat-Studie von 2010 sind 36.000 von 
200.000 Südtiroler Haushalten armutsgefährdet 
und ohne Sozialleistungen wären sogar 50.000 
von 200.000 Haushalten armutsgefährdet: Also 
jeder vierte Haushalt. Dies erklärt auch die greif-
baren Zukunfts- und Existenzängste dieser Men-
schen und die Vehemenz, mit der sie sich an die 
Volksanwaltschaft wenden. Südtirol hat ein dich-
tes soziales Netz und jetzt gilt es dieses soziale 
Netz weiter aufrecht zu erhalten, weil die Sozial-
leistungen für immer mehr Südtiroler Familien 
überlebenswichtig werden.  
 
Die Sorge um den sicheren Arbeitsplatz ist im 
Berichtsjahr 2013 weiter gestiegen. Auch wenn 
die Arbeitslosenrate in Südtirol die niedrigste in 
ganz Italien ist, sorgten sich viele Bürgerinnen und 
Bürger um ihre Arbeitsstelle, und das nicht zu Un-
recht: Laut Auskunft der Beobachtungsstelle für 
den Arbeitsmarkt betrug die Arbeitslosenquote 
(Eurostat) im Jahr 2004 noch 2,7% und erreichte 
im Berichtsjahr 2013 erstmals 4,4%. Bei den Ar-
beitsvermittlungszentren des Landes wurden im 
Februar 2014 im Vergleich zu Februar 2004 9.256 
Arbeitslose mehr gezählt, was einem Anstieg von 
5.047 auf 14.303 bedeutet.  
Zu denken gibt die Auskunft, dass es im Jahr 
2013 in Südtirol aufgrund der Wirtschaftskrise zu 
knapp 5.000 Entlassungen gekommen ist. Diese 
Entlassungen wurden größtenteils von Kleinbe-
trieben, die in Krise geraten sind, vorgenommen. 
Die Entlassungen in Großbetrieben, welche zu 
Schlagzeilen in den Medien führten (Hoppe, 
Memc, Würth etc.), machen nur einen Bruchteil 
davon aus.  
 
Im Zusammenhang mit dem Verlust des Arbeits-
losenstatus wandten sich hauptsächlich Arbeitslo-
se über 50 an die Volksanwaltschaft. Sie waren 

durch eine Entlassung aus ihrer geordneten Le-
bensbahn gerissen worden und hatten trotz Um-
schulungen große Schwierigkeiten einen neuen 
Arbeitsplatz zu finden. In diesem Berichtsjahr 
suchten Arbeitslose, die trotz größter Anstrengun-
gen keine Arbeit mehr gefunden haben, nicht nur 
Rat in der Volksanwaltschaft, sondern baten um 
direkte Intervention bei möglichen Arbeitgebern.  
 
Im Bereich der Gesundheitsversorgung sind die 
Anliegen und Beschwerden im Berichtsjahr um 
29% gestiegen. Das Hauptthema in diesem Jahr 
war die Ticketbefreiung: Seit November 2012 
sind alle Patientinnen und Patienten, die Anrecht 
auf eine Ticketbefreiungen aus Einkommensgrün-
den haben, in einem eigenen Verzeichnis erfasst. 
Die entsprechende Befreiung kann nur dann an-
gewendet werden, wenn der Code der Ticketbe-
freiung auf der ärztlichen Verschreibung auf-
scheint. Wenn aus irgendeinem Grund dieser 
Code nicht eingetragen wird, ist die Patientin oder 
der Patient verpflichtet, das Ticket zu zahlen. Für 
die meisten Betroffenen war es nicht nachvoll-
ziehbar, dass in Zeiten der allgemeinen Datenver-
netzung, wo jede ärztliche Verschreibung per 
Computer ausgestellt wird, die Angaben der Pati-
entinnen und Patienten und somit auch der Code 
der Ticketbefreiung nicht automatisch aufschei-
nen.  
Andere Themen waren die Rückerstattung der 
Kosten für medizinische Behandlungen im Aus-
land und die Schwierigkeiten eine Fachvisite vor-
zumerken 
 
Die Beschwerden im Bereich der Raumordnung 
sind in den letzten drei Jahren konstant ange-
wachsen und stiegen auch in diesem Berichtsjahr 
wiederum um 13%. Gerade im Bereich des 
Baurechtes gibt es immer wieder rechtliche Unsi-
cherheiten, die auch eine Intervention der Volks-
anwaltschaft oftmals schwierig gestalten. Beinahe 
noch mehr als die Bürger klagen die Beamten, 
dass das Landesraumordnungsgesetz trotz 
Überarbeitung im Aufbau nicht organisch und zu 
wenig klar sei. Es regelt einerseits zu viele Einzel-
fälle und lässt andererseits zu viele Interpretati-
onsmöglichkeiten offen. Die Folge davon sind un-
zufriedene Bürger, die im Bausünder den 
Schlauen sehen, welcher nachträglich auch noch 
belohnt wird.  
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Die Behörde sucht bei einer unklaren Formulie-
rung der Rechtsnorm oftmals nach der Lösung, 
die sie am wenigsten dem Risiko eines Gerichts-
verfahrens aussetzt, oder nach einer Lösung, die 
sich zumindest mit Gerichtsurteilen untermauern 
lässt. Und während sich die Beamtenschaft mit 
der unsicheren Rechtslage und der Furcht vor Ge-
richtsverfahren, Prozesskosten und Rechnungs-
hof plagt, fühlen sich die Bürgerinnen und Bürger 
ungerecht behandelt: Sie können nicht verstehen, 
warum in ihrer Gemeinde verboten ist, was ande-
renorts erlaubt ist und sind der Ansicht, der Macht 
und Willkür der Beamtenschaft ausgesetzt zu 
sein.  
 
Die Anstrengungen, die von der Verwaltung im 
Berichtsjahr unternommen wurden, um zeitauf-
wändige Verwaltungswege abzubauen, möchte 
ich ausdrücklich anerkennen.  
Mit dem Ausbau der Online-Dienste der öffentli-
chen Verwaltung wurde bereits in der Vergan-
genheit Schritt für Schritt eine Datenautobahn von 
der Verwaltung zur Bürgerin und zum Bürger und 
von der Bürgerin und vom Bürger zur Verwaltung 
aufgebaut. Mit der „Bürgerkarte Südtirol“ (BKS) ist 
es nun möglich, die Online-Dienste der öffentli-
chen Hand in Anspruch zu nehmen.  
Bereits im Vorjahr habe ich positiv hervorgeho-
ben, dass der Großteil der öffentlichen Verwaltun-
gen konkrete Ansprechpersonen, wichtige Infor-
mationen, Formulare und Rechtsquellen im Netz 
zur Verfügung stellt. Jede Verwaltung führt im 
Netz E-Mail Adressen an, welche eine schnelle 
und unkomplizierte Kontaktaufnahme ermögli-
chen. Die Volksanwaltschaft selbst bedient sich 
dieses Kanals und kann bestätigen, dass die E-
Mail Korrespondenz mit den Ämtern im Normalfall 
reibungslos funktioniert.  
 
Meines Erachtens stellt auch der Aufbau einer 
zentralen Datenbank und die Einführung der 
„Einheitlichen Einkommens- und Vermögens-
erklärung“ (EEVE) einen Fortschritt dar. Sie ist 
ein gutes bereichsübergreifendes Instrument für 
die Bedürftigkeitsmessung von Einzelpersonen 
und Familien. Sie kann in den verschiedenen Poli-
tikbereichen (Sozialhilfe, Gesundheit, Familienpo-
litik, Bildung und Schule, Wohnbau) auf Landes-
ebene und Gemeindeebene eingesetzt werden. 
Die EEVE ist in der Sozialhilfe entwickelt worden 

und dann sukzessive auf den Bereich Gesundheit 
und Wohnbau ausgedehnt worden. Durch die Ein-
führung des neuen Mietbeitrages ist die EEVE bei 
den Bürgerinnen und Bürgern in Misskredit gera-
ten. Soziale Leistungen wie den Mietbeitrag über 
den Umweg der EEVE auf „Sozialhilfeniveau“ zu 
drücken ist inhaltlich bedenklich, da dies die EE-
VE als neutrales Instrument unter Druck setzt und 
sie gefährdet.  
 
Zu verbessern ist hingegen nach wie vor die 
Sprache in der öffentlichen Verwaltung. Immer 
wieder haben sich Bürgerinnen und Bürger an die 
Volksanwaltschaft gewandt, weil sie den Inhalt der 
an sie gerichteten Schreiben nicht richtig verste-
hen konnten. Lange Schachtelsätze, schlechte 
Übersetzungen aus der anderen Landessprache 
und umständliche Formulierungen führen dazu, 
dass die Unsicherheit der Bürgerinnen und Bürger 
verstärkt wird. Aus diesem Grund müssen sich die 
Beamtinnen und Beamten bewusst sein, dass das 
Bemühen um eine klare, bürgernahe und leicht 
verständliche Sprache eine wichtige Pflicht der 
Verwaltung ist.  
 
 
Rückblick auf meine zehnjährige Amtszeit 
 
Die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger sind in 
den letzten zehn Jahren konstant gestiegen. Die 
Anzahl der Fälle ist um 42% gestiegen: von 2.473 
im Jahr 2004 auf 3.520 im Jahr 2013. Im Durch-
schnitt konnten 75% der Fälle zur Zufriedenheit 
der Bürger erledigt werden. Von 1000 Einwohnern 
Südtirols wenden sich heute 7 Bürger an die 
Volksanwaltschaft und zwar in etwa der Stärke 
der jeweiligen Volksgruppe entsprechend.  
 

Die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger waren 
in den letzten zehn Jahren, aus heutiger Sicht be-
trachtet, Vorboten der aktuellen Wirtschaftskrise. 
Bereits die Vorstellung meines Jahresberichtes 
2007 stand unter dem Leitspruch „Die sieben fet-
ten Jahre sind vorbei“. In meiner ersten Amtszeit 
waren Bürokratie, die Komplexität von Rechts-
quellen und vor allem der unverständliche 
Gebrauch der Amtssprache noch ein häufiges 
Thema. Dann hat sich der Fokus langsam aber 
bestimmt auf die Klage über steigende Lebenshal-
tungskosten bei gleichbleibenden Löhnen und 
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Renten, auf die Angst vor den Kosten für die Pfle-
ge der alten Eltern und auf die Sorge um einen 
sicheren Arbeitsplatz verschoben. Zuletzt, im 
Rahmen der inzwischen allseits benannten Wirt-
schaftskrise, geht es um Arbeitslosigkeit, nicht 
mehr gewährte oder herabgesetzte Sozialleistun-
gen, EEVE und gestrichenem oder herabgesetz-
tem Mietbeitrag, rückwirkende Zahlungsforderun-
gen seitens der Gemeinden, Steuern, Schulden, 
die von Equitalia eingetrieben werden. 
 
Seit meinem Amtsantritt wenden sich Bürgerinnen 
und Bürger mit den immer gleichen Beschwerden 
an die Einrichtung, die ich unter dem Begriff 
„Grundbedürfnisse“ zusammenfasse. Die Men-
schen haben also Probleme im Bereich Wohnen, 
Arbeit und Gesundheit. Die Zahl der Menschen, 
die sich in unserer Leistungsgesellschaft immer 
weiter an den Rand gedrückt fühlen, ist in den 
letzten Jahren stetig angestiegen.  
Immer mehr sozial schwache Bürger, Nicht-EU-
Bürger, alte und pflegebedürftige Menschen wen-
den sich an die Volksanwaltschaft. Die Beschwer-
den, dass bestimmte Bürgerinnen und Bürger so-
ziale Leistungen unrechtmäßig in Anspruch 
nehmen, steigen. Hier findet in Südtirol ein Um-
denken statt: Falschmeldungen in Bezug auf die 
persönliche Situation und das Einkommen gelten 
nicht mehr als Kavaliersdelikt.  
In Zeiten der Krise steigt auch spürbar der soziale 
Neid. Viele Vorurteile herrschen leider immer noch 
gegenüber den Zuwanderern. Diese stehen bei 
den Bürgern oft im Verdacht, alle Unterstützungen 
zu bekommen, während für die einheimische Be-
völkerung nur mehr die Brosamen übrig blieben. 
Andererseits vermuten viele Nicht-EU-Bürger hin-
ter jeder, oft auch berechtigten, behördlichen Auf-
lage bloße Schikanen. Neu sind die Klagen und 
Zukunftsängste der jungen Menschen. Sie sind 
gut ausgebildet und sorgen sich oft um ihren Ar-
beitsplatz. Es häufen sich die Beschwerden, wel-
che den Stellenwettbewerb in der öffentlichen 
Verwaltung zum Gegenstand haben. Die Anträge 
um Sozialhilfe sind stark angestiegen.  
Südtirol verfügt zweifelsohne über ein dichtes so-
ziales Netz. Es gibt Sozialhilfe, Pflegegeld, Fami-
liengeld, Mietbeitrag, Arbeitslosenunterstützung, 
Mobilitätsgeld, Sozialrente, Zivilinvalidenrente und 
weitere soziale Unterstützungsmaßnahmen. In 
meiner ersten Amtszeit stellten viele dieser Sozial-

leistungen noch ein Plus für die Familien dar und 
stellten sicher, dass sie ihren Lebensstandard hal-
ten konnten. Heute sind sie für viele überlebens-
wichtig und bewahren die Bürgerinnen und Bürger 
davor in die Armut abzurutschen. Deshalb ist es 
nur verständlich, dass bei der Volksanwaltschaft 
eine Überprüfung der Ablehnung oder Reduzie-
rung von Sozialleistungen mit Vehemenz einge-
fordert wird.  
 
Die Bürger wenden sich jetzt oft auch bei nur 
marginalen Verwaltungsstrafen an die Einrichtung. 
Wo früher einfach bezahlt wurde, um das Ärgernis 
aus der Welt zu schaffen, wird jetzt genau nach 
der Rechtmäßigkeit der Strafe nachgefragt. Häufi-
ger als früher wird auch auf die Politiker ge-
schimpft, die „nur leere Versprechungen abgeben. 
Die Verwaltung arbeitet gegen die Interessen der 
Bürger und versucht sich auf Kosten der Einzel-
nen zu bereichern“. In diesem Klima von zuneh-
mender Radikalisierung und Intoleranz versuchte 
ich als Volksanwältin immer wieder als Mediatorin 
zwischen Bürgern und Behörden aufzutreten. In 
diesem Zusammenhang begrüße ich die Errich-
tung der Agentur für soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung (ASWE). Durch diese einzige Servi-
ce-Stelle für die Anträge und Ausbezahlung von 
Begleitgeldern, Renten der Zivilinvaliden, des Fa-
miliengeldes, der Hausfrauenrente und des Pfle-
gegeldes, konnte die Verwaltung wesentlich effi-
zienter gestaltet werden. Auch die Einführung der 
Einheitlichen Einkommens- und Vermögenserklä-
rung (EEVE) und der Aufbau einer zentralen Da-
tenbank verfolgen das Ziel einer gerechten und 
einheitlichen Behandlung der Bürger, die eine öf-
fentliche Leistung beantragen.  
 
Nun ein kurzer Rückblick auf die Ziele, die ich in 
den letzten 10 Jahren verfolgt habe.  
 
Das erste Ziel war es, als unabhängige Media-
torin das Vertrauensverhältnis zur Verwaltung 
noch mehr auszubauen, um die Belange der 
Bürgerinnen und Bürger mit Erfolg vertreten 
zu können.  
 
Nach meinem Amtsantritt im Jahr 2004 war ich 
sofort bemüht, die Kommunikation mit den Ämtern 
und den Beamten zu verbessern. Vorurteile gegen 
die Volksanwaltschaft und bestehende Spannun-
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gen wurden durch gezielte Überzeugungsarbeit 
nach und nach abgebaut.  
Erste Früchte trug dies in der Zusammenarbeit mit 
dem Sanitätsbetrieb. 2004 wurden in den Ge-
sundheitsbezirken Bozen und Meran Arbeitsgrup-
pen eingeführt, welche klären sollten, wie die An-
liegen der Patienten im öffentlichen Gesundheits-
bereich besser wahrgenommen werden können. 
Auch eine Mitarbeiterin der Volksanwaltschaft, die 
ich als Expertin für Patientenanliegen in der 
Volksanwaltschaft einsetzte, nahm an diesen Tref-
fen teil. Ein Jahr später wurden nicht nur in den 
Krankenhäusern Brixen und Bruneck, sondern 
auch in den Krankenhäusern Bozen und Meran 
monatliche Sprechstunden der Volksanwaltschaft 
eingeführt. Die Zusammenarbeit der Volksanwalt-
schaft mit dem Sanitätsbetrieb und den Gesund-
heitsbezirken hat sich etabliert.  
 
Im Jahr 2005 erarbeitete ich ein „Zukunftsprofil 
der Südtiroler Volksanwaltschaft“. Anlass dafür 
war die Forderung nach eigenständigen speziellen 
Anwaltschaften zur Wahrung der Interessen ver-
schiedener Bevölkerungsgruppen wie z.B. Kinder 
und Jugendliche, Patienten, Senioren, Menschen 
mit Behinderung und Einwanderer. Mein Vor-
schlag ein „Haus der Volksanwaltschaft“ einzu-
richten, welches alle Anliegen der Bürgerinnen 
und Bürger in einer gemeinsamen Struktur mit 
spezialisierten Bereichen bearbeitet, wurde teil-
weise umgesetzt.  
 
Seit 1993 besteht für die Südtiroler Gemeinden 
die Möglichkeit, eine Konvention mit der Volksan-
waltschaft zu unterzeichnen. Das Volksanwalts-
gesetz sieht für die Gemeinden die Möglichkeit 
vor, für ihre Bürger die Dienste der Volksanwalt-
schaft in Anspruch zu nehmen. Voraussetzung ist 
allerdings der Abschluss einer Vereinbarung, mit 
welcher sich die Gemeinde verpflichtet, mit der 
Volksanwaltschaft zusammenzuarbeiten und eine 
gute Lösung für ihre Bürgerinnen und Bürger zu 
suchen.  
Zu meinem Amtsantritt hatte aber lediglich knapp 
die Hälfte der Gemeinden diese Konvention un-
terzeichnet. Ich habe viel Zeit dafür aufgewendet, 
das Vertrauen der Gemeinden zu erlangen. In un-
zähligen persönlichen Gesprächen mit den Bür-
germeistern, den Gemeindereferenten und den 
Gemeindesekretären, habe ich versucht zu erklä-

ren, dass der Dienst der Volksanwaltschaft keine 
Einmischung von außen ist, sondern eine Chance 
für Bürgernähe und für eine Verbesserung der 
Verwaltungstätigkeit.  
Das Ergebnis war, dass im Jahr 2006 36 Gemein-
den die Konvention unterschrieben, 2007 weitere 
zehn und im Jahr 2011 die letzte Konvention der 
116 Gemeinden Südtirols unter Dach und Fach 
gebracht werden konnte. Die 116 Vereinbarungen 
haben sich bewährt und ich möchte ausdrücklich 
darauf hinweisen, dass der Großteil der Gemein-
deverantwortlichen guten Willen bei der Suche 
nach Lösungen zeigt.  
 
Wichtig fand ich es auch, ein Netzwerk von 
Beziehungen zu sozialen Einrichtungen aufzu-
bauen, um den Bürgern auch dann Hilfe bieten 
zu können, wenn ihre Schwierigkeiten nicht in 
meinem Zuständigkeitsbereich liegen.  
 
Viele Bürgerinnen und Bürger, die bei der Volks-
anwaltschaft Rat suchten, hatten zusätzlich zu 
den Schwierigkeiten mit der öffentlichen Verwal-
tung auch ernsthafte Probleme persönlicher Na-
tur. Sie wurden nicht einfach abgewiesen, son-
dern gezielt an kompetente Institutionen 
weitergeleitet. Enge Beziehungen wurden mit den 
zuständigen öffentlichen Diensten und den Verei-
nen wie z.B. Caritas, Hands, La strada-Der Weg, 
Forum Suchtprävention, Frauen helfen Frauen, 
ASDI, dem Frauenbüro, und dem KVW geknüpft. 
 
Als Aufgabe sah ich es auch an, den organisa-
torischen Ablauf der Beschwerdeprüfung so 
zu verbessern, dass mit dem gleichen Perso-
nal mehr Beschwerden bearbeitet werden 
können.  
 
Das Büro der Volksanwaltschaft wurde im No-
vember 2010 von den Lauben in die Cavourstraße 
verlegt. Der Umzug wurde beschlossen, um die 
beim Landtag angesiedelten Einrichtungen der 
Volksanwaltschaft, der Kinder- und Jugendan-
waltschaft und des Beirates für Kommunikations-
wesen unter einem Dach zusammenzuführen. Es 
sollte ein Haus der Bürgeranwälte werden, in dem 
die Beschwerden der Bürgerinnen und Bürger im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung umfassend 
geprüft werden können. Die anfängliche Befürch-
tung, dass die Bürgerinnen und Bürger das weni-
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ger zentral gelegene Büro weniger zahlreich auf-
suchen würden, hat sich nicht bewahrheitet. Im 
Gegenteil, heute finden die Hälfte der persönli-
chen Vorsprachen im Büro in Bozen statt. Dieser 
Umstand hat mich schließlich dazu bewogen, die 
Außensprechstunden abzubauen und der Bevöl-
kerung zu jeder Zeit, auch ohne Vormerkung, ein 
der Nachfrage entsprechend angemessen besetz-
tes Büro in Bozen zu garantieren.  
 
Neben den täglichen Sprechstunden in Bozen hält 
die Volksanwaltschaft weiterhin regelmäßig 
Sprechstunden in den Außenbezirken: in Bri-
xen, Bruneck, Meran, Neumarkt, Schlanders, 
Sterzing, St. Ulrich in Gröden und St. Martin in 
Thurn. Für die Außensprechstunden wurde ein 
Vormerksystem eingeführt. Die Vormerkung ist 
zwar erwünscht aber nicht obligatorisch. Sie er-
laubt eine bessere Planung der Sprechstunden, 
wobei auch Bürgerinnen und Bürger ohne Vor-
merkung angehört werden. Diese müssen aller-
dings längere Wartezeiten in Kauf nehmen. 
 
Was das Personal der Volksanwaltschaft anbe-
langt nimmt die Volksanwältin laut Art. 4 LG 
3/2010 zur Bewältigung ihrer Aufgaben die Mitar-
beit des Personals in Anspruch, das ihr vom Süd-
tiroler Landtag in Absprache zugewiesen wird. 
Konkret stehen der Volksanwaltschaft 1,5 Stellen 
im Sekretariat und 4 Expertinnen im Verwaltungs-
bereich in Vollzeit zu. In meiner Amtszeit wurde 
kein zusätzliches Personal bereitgestellt und dies 
trotz stetigen Anstiegs der Fälle um 42% und trotz 
neuer Arbeitsbereiche, die dasselbe Personal zu 
bewältigen hatte. Leider konnte der Art. 11 des LG 
3/2010 noch nicht genutzt werden. Dieser sieht 
nämlich die Möglichkeit vor, dass die Gemeinden, 
die Landesverwaltung und die Bezirksgemein-
schaften der Volksanwaltschaft für die bessere 
Bewältigung der Aufgaben Personal zur Verfü-
gung stellen können.  
 
Mit Art. 5 des LG 4/2008 wurde das Volksanwalt-
Gesetz ergänzt. Es wurde der Punkt „Program-
mierung und Durchführung der Tätigkeit“ ein-
gefügt. Diese Bestimmung sieht vor, dass die 
Volksanwältin innerhalb 15. September des Jah-
res dem Landtagspräsidium einen Tätigkeitsplan 
samt entsprechendem Kostenvoranschlag für das 
darauffolgende Jahr vorlegen muss. In der vom 

Präsidium genehmigten Form wird er im Haus-
haltvoranschlag des Landes eingebaut und dem 
Landtag zur Genehmigung vorgelegt. Die neue 
Regelung war ein wesentlicher Schritt in die Rich-
tung finanzielle Unabhängigkeit der Volksanwalt-
schaft von der Landtagsverwaltung. Bis dahin 
musste ich nämlich für jede noch so kleine Aus-
gabe einen Antrag an den Landtagspräsidenten 
stellen, erst danach konnte ich aktiv werden. Bei 
der Gebarung der Ausgaben, welche gemäß der 
internen Verwaltungsordnung des Landtags er-
folgt, wäre allerdings in Zukunft eine bessere Zu-
sammenarbeit mit der Landtagsverwaltung wün-
schenswert. Ich hoffe sehr, dass die Landtags-
verwaltung in Zukunft der Ausgabengebarung der 
Volksanwältin positiv gegenüber steht, und dass 
sie die Volksanwaltschaft bei technischen Fragen 
zur öffentlichen Vertragsvergabe mit allen Mitteln 
unterstützt.  
 
Das zentrale Anliegen von mir war eine ver-
nünftige und zeitgemäße Öffentlichkeitsarbeit, 
um den Bekanntheitsgrad der Volksanwalt-
schaft zu heben.  
 
Vielen Bürgerinnen und Bürgern war die Institution 
der Volksanwaltschaft wenig bekannt und vor al-
lem war ihre Rolle nicht klar. Nach meinem Amts-
antritt wurde mir bewusst, dass die Volksanwalt-
schaft ihre institutionelle Aufgabe nur dann 
effizient wahrnehmen kann, wenn sie bekannt ist, 
und wenn die Bürgerinnen und Bürger über die 
Aufgaben und Zuständigkeit der Volksanwältin 
Bescheid wissen.  
 
Deshalb gestaltete ich 2006 mit Hilfe des EDV-
Dienstes des Südtiroler Landtages das Internet-
portal der Volksanwaltschaft völlig neu. Die be-
nutzerfreundliche Homepage enthält alle wichti-
gen Informationen über die Arbeit der 
Volksanwältin und die Arbeit ihres Teams, sowie 
den Ort und die Zeit der Sprechstunden. Der neue 
Internetauftritt www.volksanwaltschaft.bz.it wurde 
ein Erfolg. Er ist mit allen Gemeinde-Webseiten 
verlinkt und die Besucheranzahl ist konstant ge-
stiegen. Waren es im Jahr 2010 noch 9.610 Be-
sucher belief sich die Anzahl der Besucher im 
Jahr 2013 auf 27.739 Besucher.  
Auch die Möglichkeit der Online-Beschwerde 
wurde viel und gerne in Anspruch genommen: 
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Schon im Jahr 2007 verzeichnete die Volksan-
waltschaft bei den schriftlich vorgebrachten Be-
schwerden erstmals mehr Online-Beschwerden 
als Briefe.  
 
Um der Bevölkerung einen Einblick in die konkrete 
Tätigkeit der Volksanwaltschaft zu geben, 
beschloss ich für die auflagenstärkste deutsch-
sprachige Tageszeitung und die auflagenstärkste 
italienischsprachige Tageszeitung eine Rubrik 
bereit zu stellen. Seit 2006 veröffentlichte die 
Tageszeitung “Dolomiten“ zwei Mal im Monat 
kostenlos die Rubrik “Ein Fall für die 
Volksanwaltschaft“. Die Tageszeitung „Alto 
Adige“ zog im Jahr 2008 nach und veröffentlichte 
ebenso zwei Mal im Monat kostenlos die Rubrik 
“La Difesa civica per Te“. Die Leserinnen und 
Leser konnten ihr Anliegen und ihre Beschwerde 
an die Volksanwaltschaft richten, und meine 
Mitarbeiterinnen und ich gingen dann – 
selbstverständlich unter Wahrung absoluter 
Diskretion – auf einen besonders interessantes 
Anliegen ein und veröffentlichten die rechtliche 
Sachlage. Die Rubriken fanden viel Anklang bei 
der Bevölkerung: einerseits berichteten immer 
wieder Bürgerinnen und Bürger die Rubriken gern 
zu lesen und gar zu sammeln, andererseits 
wurden nach dem Erscheinen jeweiliger Beiträge 
vermehrt Anfragen zu den veröffentlichten 
Themen registriert.  
 
Im Jahr 2008 wurde anlässlich des 25 jährigen 
Bestehens der Volksanwaltschaft ein kleines 
illustriertes Handbuch „Ihr gutes Recht im 
Umgang mit den Behörden“ in den drei 
Landessprachen veröffentlicht, welches damals 
an 55.000 Haushalte verschickt wurde und sich 
inzwischen einer neuen Auflage erfreut. Das 
Handbuch ist zudem auf dem Internetportal der 
Volksanwaltschaft abrufbar. Im Jahr 2013 feierte 
die Volksanwaltschaft ihr 30 jähriges Bestehen. 
Zu diesem Anlass fand eine Feier im Landtag statt 
und wurde eine Festschrift „30 Jahre 
Volksanwaltschaft in Südtirol“ verfasst, die die 
Geschichte der Institution erstmals schriftlich 
festhält und die ebenfalls auf dem Internetportal 
der Volksanwaltschaft abrufbar ist. 
 
Zur Öffentlichkeitsarbeit gehörte auch meine 
Vortragstätigkeit in Schulen, bei Fortbildungs-

veranstaltungen und bei Informationsabenden von 
Vereinen. Auch die Teilnahme an 
Fachveranstaltungen, die Interviews in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen und die jährliche 
Pressekonferenz zum Tätigkeitsbericht trugen 
dazu bei, dass laut einer ASTAT-Umfrage von 
2007 schon damals 75% der Südtiroler die 
Volksanwaltschaft kannten und davon 57% genau 
wussten, welche Aufgaben sie hat.  
 
Nicht zuletzt verfolgte ich das Ziel, auf 
gesamtstaatlicher und internationaler Ebene 
mit anderen Ombudsman-Einrichtungen 
Kontakte zu pflegen und die Südtiroler 
Volksanwaltschaft bei den europäischen 
Institutionen gut zu vertreten.  
 
Auf gesamtstaatlicher Ebene ist die Südtiroler 
Volksanwaltschaft Mitglied des staatlichen 
Netzwerks der regionalen Volksanwälte 
(Coordinamento nazionale Difensori civici 
regionali), das zurzeit 14 regionale Volksanwälte 
umfasst. Seit 10 Jahren setzt sich dieses dafür 
ein, die Volksanwaltschaft in Italien grundlegend 
zu stärken. Italien macht nämlich als einziges 
europäisches Land keine Anstalten, einen 
gesamtstaatlichen Volksanwalt einzusetzen. 
Leider ist es nicht gelungen, den im Parlament 
aufliegenden Gesetzesvorschlag zur Einführung 
eines nationalen Volksanwaltes weiterzubringen. 
Unbegreiflich in diesem Zusammenhang ist, dass 
alle Länder, welche der EU beitreten möchten, als 
unabdingbares Beitrittskriterium die Einrichtung 
eines Volksanwaltes vorweisen müssen. Und 
gerade Italien, das ja ein Gründungsmitglied der 
Europäischen Gemeinschaft ist, sich weigert, 
dieser Vorgabe nachzukommen.  
 
Auf internationaler Ebene ist die Südtiroler 
Volksanwaltschaft Gründungsmitglied des 
Europäischen Ombudsman-Institutes (EOI). 
Das Europäische Ombudsman Institut wurde 1988 
gegründet und hat seinen Sitz in Innsbruck.  
Es ist eine gemeinnützige, wissenschaftliche 
Vereinigung mit dem Zweck, Menschenrechts-, 
Bürgerschutz- Fragen und Ombudsman- Fragen 
wissenschaftlich zu behandeln, Forschung auf 
diesem Gebiet zu betreiben und die Ombudsman- 
Idee zu fördern und zu verbreiten. Heute gehören 
dem EOI 111 Ombudsman- Einrichtungen aus 
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praktisch allen Mitgliedsstaaten des Europarates 
an. Von A wie Albanien, Armenien und 
Aserbaidschan über R wie russische Föderation 
bis Z wie Zypern.  
Im April 2010 übernahm ich das Amt der 
Präsidentin des Europäischen Ombudsmann 
Institutes (EOI) und im September 2011 und im 
September 2013 wurde ich für weitere zwei Jahre 
in diesem Amt bestätigt. Als Präsidentin des 
Europäischen Ombudsman Instituts (EOI), 
hatte ich die Gelegenheit, auf internationaler 
Ebene mit anderen Ombudsman-Einrichtungen 
Kontakte zu pflegen und mit den Volks-
anwältinnen und Volksanwälten der Regionen im 
Europarat und in der Europäischen Union eng 
zusammenzuarbeiten.  
 
In dieser Zeit war es mir ein großes Anliegen, die 
Rolle der regionalen Volksanwälte in Europa zu 
stärken. Als EOI Präsidentin unterstrich ich im 
Kongress der Gemeinden und Regionen des 
Europarates (KRGE) in Straßburg ausdrücklich 
die Notwendigkeit europäischer Mindeststandards 
für alle regionalen Volksanwälte in Europa. 
Diesem Anliegen ist der Kongress schließlich mit 
der Entscheidung 327/2011 und der Empfehlung 
309/2011 nachgekommen.  
Meinen Debattenbeitrag schloss ich mit folgenden 
Worten ab: „Die Volksanwaltschaften sind 
europaweit die einzigen Rechtsschutz-
einrichtungen, deren Ziel es ist, durch ihren Erfolg 
in der Vermittlungstätigkeit das Vertrauen der 
Bürger in die öffentliche Verwaltung wieder-
herzustellen und das Verständnis des Bürgers für 
die Verwaltung zu stärken. Was spricht nun für 
den europäischen Trend hin zum regionalen 
Ombudsman? Das wichtigste Argument ist die 
Bürgernähe, dann die Bürgerfreundlichkeit und 
eine effiziente und unmittelbare Behandlung der 

Bürgeranliegen vor Ort. Es mag vermessen 
klingen in der heutigen Zeit, wo in der öffentlichen 
Verwaltung Sparen angesagt ist, anzuregen, dass 
die regionalen Ombudseinrichtungen in Europa 
weiter ausgebaut werden sollen. Als Südtiroler 
Volksanwältin bin ich aber zutiefst überzeugt, 
dass gerade ein regionaler Ombudsman sehr viel 
zur guten Verwaltung in den Regionen beitragen 
kann.“ 
 
Mit diesen Worten möchte ich auch meine 
zehnjährige Amtszeit als Südtiroler Volksanwältin 
abschließen. Ich habe mein Amt mit Einsatz und 
Freude ausgeübt. Ich danke allen Institutionen, 
Behörden,  Verwaltungen und Personen, die in 
den letzten 10 Jahren zur erfolgreichen Arbeit der 
Volksanwaltschaft beigetragen hat. Vor allem 
möchte ich mich aber bei meinem Team 
bedanken, ohne dessen Einsatz, verbunden mit 
fachlicher und menschlicher Kompetenz, die im 
Bericht erwähnten Erfolge nicht möglich gewesen 
wären. 
Meiner Nachfolgerin wünsche ich viel Glück und 
Erfolg. Sie wird ein durch und durch geordnetes 
Haus vorfinden, was Änderungen und auch 
Neuerungen in der Ausrichtung der künftigen 
Arbeit der Volksanwaltschaft und auch das 
Beschreiten neuer Wege nicht ausschließt. Dazu 
wünsche ich der neugewählten Volksanwältin ein 
starkes Rückgrat, um die angestrebten 
Neuerungen auch durchsetzen zu können; vor 
allem wird sie  viel Durchhaltevermögen und viel 
Mut brauchen, um gegen die zahlreichen 
Gegenwinde, welche ihr in ihrem Bestreben für 
Verbesserungen und Neuerungen aus den 
verschiedendsten Richtungen entgegenwehen 
werden, bestehen zu können. 
 
 

 
 
Bozen, 18. April 2014 Die Volksanwältin 
  Dr. Burgi Volgger 
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ALLGEMEINES 
 
 
Die Anzahl der Fälle und unsere Arbeits-
weise 
 
Unser Land weist mit seinen 7400 km² Ende 2012 
eine Einwohnerzahl von 509.626 Personen auf. 
Das Land Südtirol besteht derzeit aus 116 Ge-
meinden, davon 8 Gemeinden mit Stadtrecht, und 
ist in 8 Bezirksgemeinschaften eingeteilt. 
Im Berichtsjahr 2013 haben 3.520 Südtiroler Bür-
gerinnen und Bürger eine Beschwerde oder ein 
Anliegen an die Volksanwaltschaft herangetragen. 
Akten werden angelegt, wenn sich die Bürger 
schriftlich an die Volksanwältin und ihre Mitarbei-
terinnen wenden und bei Fällen, in denen ein 
Schriftverkehr zwischen der Volksanwaltschaft, 
den Ämtern und den Bürgern notwendig ist. Im 
Berichtsjahr wurden in der Volksanwaltschaft 849 
neu angelegt und insgesamt 945 bearbeitet: Diese 
Zahl ergibt sich aus den 849 neuen des Berichts-
jahres und den 96 offenen aus dem Vorjahr.  
Die ohne Aktenanlage und informell erledigten 
Fälle betragen 2.671: Es sind registrierte Beratun-
gen, die – ohne schriftliche Korrespondenz – mit 
einem Beratungsgespräch abgeschlossen wer-
den. Hin und wieder sind auch eine telefonische 
Rückfrage beim zuständigen Amt und eine Nach-
besprechung mit den Beschwerdeführern notwen-
dig.  
Die langfristige Entwicklung zeigt die Bedeutung 
der Beratungstätigkeit der Volksanwaltschaft: Die 
Beratungen machen drei Viertel aller Fälle aus.  
 
Im Vergleich zum Vorjahr war im Berichtsjahr ein 
Zuwachs der Fälle um 4% zu verzeichnen. Dies 
ist im Hinblick auf die Einsetzung des Kinder- und 
Jugendanwaltes und auf die Ausweitung der 
Kompetenzen des Kommunikationsbeirates 
durchaus beachtenswert.  
Auffallend ist die Tatsache, dass die Beschwerden 
im Bereich der Abgaben und Steuern, nach ei-
nem stetigen Zuwachs in den letzten Jahren und 
einem Zuwachs von 41% im Vorjahr auch in die-
sem Berichtsjahr um 24% gestiegen sind. Ein be-
merkenswerter Zuwachs von 33% im Vergleich 
zum Vorjahr ist im Berichtsjahr im Bereich Ge-
sundheit zu verzeichnen. Nach einem Zuwachs  

von 36% im Vorjahr haben auch die Beschwerden 
im Bereich Soziales (Sozialrecht und Pensionen) 
um weitere 6% zugenommen.  
 
 
Art der Kontaktaufnahme 
 
In Prozentziffern ausgedrückt brachten die Bürge-
rinnen und Bürger ihre Beschwerden und Anlie-
gen in 54% aller Fälle telefonisch vor. In 31% der 
Fälle bevorzugten die Bürgerinnen und Bürger 
den persönlichen Erstkontakt. Zu den 1084 per-
sönlichen Vorsprachen darf angemerkt werden, 
dass die Anzahl der persönlichen Gespräche mit 
31% im Vergleich mit ähnlichen Ombudseinrich-
tungen in Europa übermäßig hoch ist, woraus sich 
folgern lässt, dass es den Bürgerinnen und Bür-
gern in Südtirol ein besonderes Bedürfnis ist, 
Probleme im Rahmen eines Gespräches zu erör-
tern.  
Die Zahl der schriftlichen Beschwerden ist von 
12% auf 15% und die Inanspruchnahme der 
Online-Beschwerde von 56% auf 66% gestiegen. 
Natürlich hat die E- Mail als Form der 
Kontaktaufnahme zur Folge, dass Einzelheiten oft 
unklar bleiben und noch in einem Telefon-
gespräch oder einem persönlichen Gespräch 
vertieft werden müssen. Aber der Erfolg zeigt, 
dass die Bürgerinnen und Bürger diese schnelle, 
informelle und von Ort und Zeit unabhängige Art 
der schriftlichen Kommunikation schätzen.  
 
 
Inanspruchnahme nach Bezirken 
 
Die Verteilung der Beschwerden nach dem 
Wohnsitz der Bürgerinnen und Bürger hat sich in 
den letzten Jahren nicht wesentlich verändert. An 
der Spitze liegen der Bezirk Bozen, wo sich 10 
Bürger je tausend Einwohner an die Volks-
anwaltschaft gewandt haben. Es folgt der Bezirk 
Eisacktal mit 9 und der Bezirk Pustertal mit 8 
Promille. Im Mittelfeld liegen der Bezirk Wipptal 
und der Bezirk Burggrafenamt mit 6 Promille. Es 
folgen die Bezirke Vinschgau mit 5, Salten-
Schlern mit 4 Promille.  
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Am wenigsten Beschwerden – weniger als 4 
Bürger je 1000 Einwohner – hatte die 
Volksanwaltschaft im Bezirk Überetsch Unterland 
zu verzeichnen. Von 1000 Einwohnern Südtirols 
haben sich im Berichtsjahr durchschnittlich 7 
Bürgerinnen und Bürger mit einer Beschwerde 
oder einem Anliegen an die Volksanwaltschaft 
gewandt.  
 
 
Ergebnis der Bearbeitung der Akten 
 
Auch im heurigen Berichtsjahr wurden das 
Ergebnis der Bearbeitung der Akten und die 
Zufriedenheit der Bürger genau verfolgt. Zum 
Großteil äußerten die Bürger ihre Zufriedenheit 
über die Auskünfte und das Vorgehen der 
Volksanwaltschaft.  
84% der Akten konnten zur Zufriedenheit der 
Beschwerdeführerinnen und Beschwerde-
führer erledigt werden. Davon handelte die 
Behörde meist rechtmäßig und korrekt, und die 
Bürgerinnen und Bürger konnten vom korrekten 
Handeln der Verwaltung überzeugt werden. Mit 
dieser Überzeugungsarbeit trägt die 
Volksanwaltschaft wesentlich dazu bei, die 
Beziehung zwischen dem Bürger und der 
öffentlichen Verwaltung zu verbessern. In 12% der 
Fälle handelte die Verwaltung ursprünglich nicht 
rechtmäßig, akzeptierte schlussendlich aber den 
Rechtsstandpunkt der Volksanwaltschaft.   
13% der Akten konnten leider nicht zur 
Zufriedenheit der Bürger erledigt werden. In 
lediglich 2% der Fälle beharrten die Behörden auf 
ihrem rechtlich zweifelhaften Standpunkt oder 
nutzten ihren Ermessensspielraum nicht zur 
Zufriedenheit des Bürgers: Das waren auch die 
Fälle, in denen wir eine formelle Empfehlung 
ausgesprochen haben. In den anderen Fällen 
arbeitete die Behörde zwar korrekt, aber die 
Beschwerdeführer waren – aus Gründen, die wir 
nicht immer nachvollziehen können – nicht 
zufrieden zu stellen.  
Oft war es nicht möglich, den Bürgern verständlich 
zu machen, dass die Volksanwältin die 
gesetzlichen Bestimmungen nicht ad hoc 
abändern kann und auch kein „öffentlicher, 
kostenloser Rechtsanwalt“ ist, der den Bürger vor 
Gericht vertreten kann. Dies führte dann dazu, 
dass die Ansicht der Volksanwaltschaft, dass die 

Behörden im jeweiligen Fall korrekt gearbeitet 
hätten und dass deshalb kein Anlass für eine 
weitere Verfolgung der Angelegenheit bestünde, 
nicht geteilt wurde, und der Unmut der 
betreffenden Bürger bestehen blieb.  
3% der als Akten angelegten Beschwerden 
wurden zurückgezogen.  
 
 

Sprechstunden, Aussprachen mit Be-
hörden und Lokalaugenscheine 
 
Das Sprechstundengespräch, in dem die 
Bürgerinnen und Bürger ihre Anliegen persönlich 
und ohne Zeitdruck vortragen können, ist sehr 
beliebt. Die 1.084 persönlichen Vorsprachen 
zeigen, dass die Sprechstunden gut besucht sind, 
und dass den Bürgerinnen und Bürgern der 
persönliche Kontakt wichtig ist. 
Sprechstunden fanden täglich vormittags und 
nachmittags im Büro der Volksanwältin in Bozen 
statt. Darüber hinaus fanden im Berichtsjahr auch 
an 136 Halbtagen in regelmäßigen Abständen 
Sprechstunden in den Außenstellen statt: in 
den Außenstellen in Brixen und Bruneck waren es 
jeweils 20 Halbtage, in Meran 21, in Schlanders 
11, in Sterzing 6 und in Neumarkt 6 und in den 
ladinischen Tälern 11 Halbtage. Im Krankenhaus 
Bozen, Meran und Brixen waren es jeweils 10 
Halbtage und im Krankenhaus Bruneck 11 
Halbtage. 
Da bei den Sprechstunden die Möglichkeit einer 
Vormerkung eingeführt wurde, ist es gelungen, die 
Sprechtage in den Außenstellen besser zu 
planen. Die Vormerkung ist zwar erwünscht, aber 
nicht zwingend, und ich möchte betonen, dass alle 
Bürgerinnen und Bürger, die in eine 
Außensprechstunde kommen, angehört werden. 
Ohne Vormerkung ist allerdings hin und wieder 
mit  Wartezeiten zu rechnen. (Sprechstunden 
siehe Anhang 2).  
Im Berichtsjahr wurden von mir und meinem 
Team 114 persönliche Aussprachen mit den 
Behörden organisiert und 7 Treffen mit 
Beschwerdeführern und Behördenvertreten 
durchgeführt. 
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Team und Büro 
 
In der Öffentlichkeit ist zumeist nur die 
Volksanwältin selbst wahrzunehmen. Für die Rat 
und Hilfe suchenden Bürgerinnen und Bürger sind 
jedoch oft die Mitarbeiterinnen im Sekretariat 
sowie die Expertinnen im Verwaltungsbereich die 
ersten Ansprechpartnerinnen. Ich habe das große 
Glück, mich wie bisher auf ein ausgezeichnetes 
und erfahrenes Team verlassen zu können. Die 
Mitarbeiterinnen des Expertenteams sind nicht nur 
juristisch, sondern auch psychologisch geschult. 
Die Zuweisung und Bearbeitung der Fälle erfolgt 
unter Leitung der Volksanwältin, und die Strategie 
und Vorgangsweise in der Bearbeitung werden 
von ihr gemeinsam mit dem Team festgelegt. 
(Mitarbeiterinnen siehe Anhang 6) 
Der Stellenplan des Landtags sieht für die 
Unterstützung der Volksanwältin 4 Stellen für 
Expertinnen im Verwaltungsbereich vor, welche 
mit 5 Personen (2 akademische Mitarbeiterinnen 
arbeiten in Teilzeit zu jeweils 50%) besetzt sind. 
Für das Sekretariat sieht der Stellenplan 1,5 
Stellen vor, welche mit 2 Personen (1 Sekretärin 
arbeitet in Teilzeit) besetzt sind. Im Berichtsjahr 
gab es in der Besetzung des Expertenteams eine 
Änderung: Am 2. Oktober 2013 stellte Frau Dr.in 
Vera Tronti Harpf, in 50% Teilzeit beschäftigt, den 
Antrag um Umwandlung des Teilzeitverhältnisses 
in ein Vollzeitverhältnis mit Wirkung 2. Juni 2014. 
Dies hatte am 16. Dezember 2013 die 
entsprechende Kündigung von Frau RA Dr.in Katja 
Stanzel zur Folge, die bis dahin die zweite freie 
50% Stelle provisorisch besetzte.  

 
 
Seit 1. November 2010 befinden sich die Büros 
der Volksanwaltschaft in der Cavourstraße 23, 
hinter dem Zwölfmalgreienplatz.  
Der Umzug wurde beschlossen, um die beim 
Landtag angesiedelten Einrichtungen – die 
Volksanwaltschaft, die Kinder- und Jugend-
anwaltschaft und den Beirat für Kommunikations-
wesen – unter einem Dach unterzubringen. Es 
sollte ein Haus der Bürgeranwälte werden, in dem 
die Beschwerden der Bürgerinnen und Bürger im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung umfassend 
geprüft werden können. 
Diese Entscheidung hat sich auch in diesem 
Berichtsjahr bewährt. Der informelle Meinungs-
austausch trägt zur Zusammenarbeit zwischen 
den Einrichtungen bei, wobei die gute 
Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugend-
anwältin besonders zu erwähnen ist.  
Die ursprüngliche Befürchtung, dass die 
Bürgerinnen und Bürger die neuen Büros nicht 
finden würden, hat sich nicht bewahrheitet: 
Immerhin fanden im Berichtsjahr von den 1084 
persönlichen Erstgesprächen 489 im Sitz in der 
Cavourstraße statt.  
Die Räumlichkeiten der Volksanwaltschaft sind 
insofern vorteilhaft, als die hellen und ruhigen 
Büros in einer Einheit nebeneinander angeordnet 
sind und dadurch viele Arbeitsabläufe erleichtert 
werden. Zwei zusätzliche Arbeitsplätze 
ermöglichen es Praktikanten zu beschäftigen.  
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Statistische Übersicht 
 
Die neuen Fälle im Vergleich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungen 2.567 2.671 

Akten 830 849 

Gesamtanzahl 3.397 3.520 

 
 
Darstellung der Art der Kontaktaufnahme 
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Inanspruchnahme im Verhältnis zur Einwohnerzahl aufgeteilt nach Bezirken (in Promille) 
 

4
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Südtirol (3463)

Überetsch - Unterland
(276)
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Bozen (1036)

 
 
Anhand dieser graphischen Darstellung ist die Inanspruchnahme der Volksanwaltschaft in den einzelnen 
Bezirken im Verhältnis zu ihrer Einwohnerzahl ersichtlich. 0,7 % (= 7 Promille) der Bevölkerung Südtirols 
haben sich somit im Berichtsjahr an die Volksanwältin gewandt. 
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Aufteilung der Fälle 2013 auf die Bereiche der öffentlichen Verwaltung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die graphische Darstellung umfasst Akten und Beratungen.  
Akten werden angelegt, wenn sich Bürger schriftlich an uns wenden oder bei Fällen, wo ein Schriftverkehr 
zwischen Volksanwaltschaft, den Ämtern und den Bürgern notwendig ist. 
Die informell erledigten Fälle sind Beratungen, die mit einem teils auch langem Gespräch abgeschlossen 
werden. Hin und wieder sind auch eine telefonische Rückfrage beim zuständigen Amt und eine Nachbe-
sprechung notwendig. 
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Ergebnis der erledigten Akten 2013 
 
 
 
 
 
 

zurückgezogen
3%

positiv
84%

negativ
13%

 
 
 
 
 
 
Eine Akte wird als positiv abgeschlossen bezeichnet, wenn die Vorstellungen der Bürgerin oder des Bür-
gers berücksichtigt werden konnten, wenn ein Kompromiss erzielt werden konnte, aber auch wenn die ein-
genommene Haltung der Verwaltung korrekt war und der Bürger in einem Gespräch von der korrekten Hal-
tung überzeugt werden konnte. 
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Entwicklung der Akten und Beratungen, aufgeteilt auf die Bereiche der öffentlichen Verwaltung 
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Übersicht Anzahl der Akten und Beratungen 2013 nach Zuständigkeit 
 
 

 Akten Beratungen Gesamt 

   

Landesverwaltung 184 491 675 

    

Institut für den sozialen Wohnbau 47 131 178 

    

Sanitätsbetriebe 103 258 361 

Allgemeine Patientenbeschwerden    

Vermutete Behandlungsfehler    

    

Gemeinden 260 829 1089 

Stadtgemeinde Bozen 44 161 205 

Stadtgemeinde Meran 23 58 81 

Stadtgemeinde Brixen 18 54 72 

Stadtgemeinde Bruneck 8 48 56 

Restliche Gemeinden 167 508 675 

    

Bezirksgemeinschaften 33 112 145 

    

Privatisierte Landes- und Gemeindedienste 27 29 56 

    

Andere öffentliche Verwaltungen  
Selbstverwaltungen Sonderbetriebe 

18 51 69 

    

Staat und privatisierte Dienste 101 219 320 

    

Privatrecht und Gerichtsbarkeit 79 520 599 

    

Gericht 13 208 221 

    

Private Körperschaften 66 312 378 
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Übersicht Anzahl der archivierten Akten und Beratungen 2010 bis 2013 nach Rechtsbereichen 
 
 

 Jahr 2010 Jahr 2011 Jahr 2012 Jahr 2013 

     

Arbeit 65 65 50 69 

Bauen Raumordnung 300 370 (23%) 419 (+13%) 474 (+13%) 

Bauen Wohnen WOBI Förderung 277 230 296 237 

Bildung Ausbildung  105 102 134 109 

Energie, Natur und Umwelt 158 147 157 129 

Finanzen Steuern Abgaben 234 266 375 (+41%) 464 (+24%) 

Funktionieren der Verwaltung  137 77 80 95 

Gesundheit 266 312 266 345 (+29%) 

Land- und Forstwirtschaft 38 41 47 26 

Meldeamtliche Angelegenheiten 99 78 54 74 

Mobilität Verkehr 118 127 170 134 

Öffentliche Infrastrukturen 82 93 86 72 

Öffentlicher Dienst 94 96 121 139 

Privatrecht Gerichtsbarkeit 446 504 566 561 

Sonstiges 78 36 30 7 

Soziales 302 319 433 (+36%) 460 (+6%) 

Verwaltungsstrafen 89 95 87 88 

Wirtschaft Tourismus 14 27 26 28 

Gesamt 2.902 2.985 3.397  3.520  
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SCHWERPUNKTE IN DEN BEREICHEN DER  
ÖFFENTLICHEN VERWALTUNG 

 
 
Die Landesverwaltung 
 
Die Anzahl der Fälle, welche eine Beschwerde 
über die Landesverwaltung zum Inhalt haben, ist 
im Berichtsjahr leicht gesunken. Auch im heurigen 
Berichtsjahr haben sich die Verantwortlichen der 
Abteilungen und Ämter der Landesverwaltung 
stets kooperativ und lösungsorientiert gezeigt.  
 
Dies hat sich auch bei Beschwerdefällen gezeigt, 
in welchen die Volksanwaltschaft von vornherein 
die Ansicht vertreten hat, dass die Verwaltung 
einen Fehler begangen hat. Die Beamten nehmen 
keine defensive Haltung ein – wie es vermutlich in 
einem Rechtsstreit der Fall wäre –, sondern sind 
meist sofort dazu bereit, interne Vorgangsweisen 
transparent offenzulegen und von außen 
durchleuchten und hinterfragen zu lassen. Diese 
offene Haltung der Landesbeamten stärkt die 
institutionelle Rolle der Volksanwaltschaft. Zudem 
ist sie Zeugnis vom Verantwortungsbewusstsein 
einer Beamtenschaft, die sich als Dienstleister der 
Bevölkerung versteht und sich in diesem Sinne 
auf die stetige Verbesserung der Dienstleistung 
konzentriert.  
 
Ebenso scheinen die Abteilungen und Ämter um 
eine rasche Bearbeitung der Anfragen seitens der 
Volksanwaltschaft bemüht zu sein. In den meisten 
Fällen war es möglich, die Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger telefonisch und den 
Schriftverkehr per E-Mail ohne großen Aufwand 
abzuwickeln.  
Bei der Volksanwaltschaft selbst hat sich in der 
Praxis eine Toleranzfrist von einem Monat für den 
Erhalt von Antworten seitens der Verwaltungen 
eingependelt. Nachdem für den Bürger ein Monat 
Wartezeit eine andere Wertigkeit hat als für den 
Verwaltungsapparat, möchte ich ausdrücklich auf 
die zeitliche Zielvorgabe des Landesgesetzes 
über die Volksanwaltschaft hinweisen. Gemäß 
Art. 3, 2. Absatz des LG 2010 Nr.3 legen die 
Volksanwältin und der/die verantwortliche Be-
dienstete nämlich einvernehmlich den Zeitraum 
fest, innerhalb welchem der Sachverhalt, welcher 

zur Beschwerde Anlass gegeben hat, bereinigt 
werden kann. Sollte dieser Zeitrahmen über einen 
Monat hinausgehen, ist dies eigens zu begründen 
und mitzuteilen.  
 
Hervorzuheben ist, dass die Landesverwaltung 
weiterhin in Gemeindefragen eine wichtige Bera-
terfunktion für die Volksanwaltschaft wahrnimmt. 
Immer wenn es darum ging, das Vorgehen einer 
Gemeinde auf seine Rechtmäßigkeit hin zu über-
prüfen, war die Landesverwaltung auch in diesem 
Berichtsjahr bereit, die Rechtslage informell zu 
klären und wenn notwendig ein Rechtsgutachten 
zu erstellen. Für die besonders gute Zusammen-
arbeit danke ich dem früheren Amt für Planungs- 
und Baurecht (jetzt Verwaltungsamt für Land-
schaft und Raumentwicklung), der Abteilung Örtli-
che Körperschaften, dem Schätzamt und dem En-
teignungsamt, der Abteilung Wohnungsbau und 
der Landesagentur für Umwelt.  
 
Viele Beschwerden und Anfragen der Bürger und 
Bürgerinnen brachten ihre Ängste und Sorgen in 
den Bereichen Arbeit, Wohnen und Bildung zum 
Ausdruck.  
 
 
Schwerpunkt Arbeit  
 
Trotz der angespannten Arbeitsmarktsituation hat 
sich die Zahl der schriftlich abgehandelten Fälle 
im Bereich der Abteilung Arbeit im Vergleich 
zum Vorjahr nicht wesentlich verändert. Dem Ar-
beitservice ist es gelungen, den arbeitslosen 
Bürgerinnen und Bürgern klar zu vermitteln, dass 
das Nichterscheinen beim Beratungsgespräch 
den Verlust des Arbeitslosenstatus mit sich bringt. 
Wenn die Bürgerinnen und Bürger behaupten, die 
Einladung zum Beratungsgespräch nie erhalten 
zu haben, überprüfen wir beim Arbeitservice, ob 
ein sicherer Nachweis für die erfolgte Einladung 
aufliegt. Wenn dem so ist, versuchen wir die Bür-
ger von der Rechtmäßigkeit der Maßnahme zu 
überzeugen (160/2013).  
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In einem Fall unterstützte die Volksanwaltschaft 
erfolgreich den Rekurs einer Bürgerin, weil sie 
glaubhaft vermitteln konnte, dass sie der Einla-
dung des Arbeitsservice wegen eines Autounfalls 
nicht folgen konnte (101/2013).  
Erwähnenswert ist die wertvolle Beratungstätigkeit 
des Arbeitsservice, vor allem wenn es um Fragen 
der Arbeitslosenunterstützung geht, welche das 
NISF betreffen. Zusammenfassend kann man sa-
gen, dass es bei den Beschwerden über das Ar-
beitsservice hauptsächlich um die Schwierigkeit 
ging, in Südtirol einen neuen Arbeitsplatz in einer 
angemessenen Zeit zu finden.  
Beschwerden gab es im Berichtsjahr über die 
strengen Kontrollen des Arbeitsinspektorats. In 
einem Fall beschwerte sich ein Transportunter-
nehmen über drakonisch empfundene Verwal-
tungsstrafen, welche dann allerdings im Rekurs-
weg und infolge der Intervention der 
Volksanwaltschaft zum Teil revidiert wurden (167 
/2013). Hervorzuheben ist, dass das Arbeit-
sinspektorat einer Empfehlung der Volksanwalt-
schaft nachgekommen ist und die voluminösen 
Inspektionsprotokolle vereinfacht hat. 
 
Die schriftlich abgehandelten Beschwerden im Be-
reich der Abteilung Personal haben in diesem 
Berichtsjahr zugenommen. Bei der Abhaltung von 
öffentlichen Wettbewerben macht sich die stei-
gende Arbeitslosigkeit bemerkbar: Eine Stelle im 
öffentlichen Dienst ist sehr begehrt. Während vor 
einigen Jahren eine Stelle in der öffentlichen Ver-
waltung noch abgewertet wurde, wird sie heute 
sehr geschätzt. Dies hat zur Folge, dass Wettbe-
werbsunterlagen der Volksanwaltschaft zur Über-
prüfung vorgelegt werden und die Bürgerinnen 
und Bürger wissen wollen, ob eine eventuelle An-
fechtung eines Wettbewerbes vor Gericht Erfolg 
haben könnte. Die Fälle betrafen hauptsächlich 
die Rechtmäßigkeit von Rangordnungen 
(529/2013 und 423/2013). Andere Themen waren, 
die Ablehnung des Antrags von Teilzeit auf Voll-
zeit, die Rechtmäßigkeit von Versetzungen und 
der Zugang zu den Verwaltungsakten. Ganz all-
gemein ist zu beobachten, dass sich die Be-
schwerden der öffentlich Bediensteten auf den 
Bereich der Schule konzentrierten.  
 
 
 

Schwerpunkt Wohnen 
 
Mit den Beamten der Abteilung Wohnungsbau 
konnten viele Fälle informell besprochen und ge-
löst werden. Die Anzahl der schriftlich abgehan-
delten Fälle ist leicht gestiegen und sie betraf 
meist Beschwerden über den Widerruf der 
Wohnbauförderung.  
In allen Fällen stellte sich heraus, dass die Förde-
rungsempfänger die soziale Bindung auf die leich-
te Schulter genommen hatten. Dabei wurde meist 
nicht die Rechtsmäßigkeit des Widerrufes in Fra-
ge gestellt, sondern es ging vielmehr um finanziel-
le Schwierigkeiten, die sich daraus ergaben und 
um die Frage, ob die Rückerstattung auf Raten 
möglich sei.  
Die Volksanwaltschaft unterstützte die Bürgerin-
nen und Bürger auch bei der Abfassung von Auf-
sichtsbeschwerden an das Wohnbaukomitee, 
aber in den meisten Fällen verzichteten die Bürge-
rinnen und Bürger auf die Förderung, um sich den 
vorgesehenen Verwaltungsstrafen zu entziehen 
(643/2013).  
In einem Fall berichtete eine Bürgerin, nach dem 
Kauf einer geförderten Wohnung geheiratet zu 
haben und in die Wohngemeinde des Mannes ge-
zogen zu sein Der Wohnsitz wurde dabei aber 
nicht verlegt. Im Zuge der Volkszählung fiel die 
Wohnsituation der Beschwerdeführerin den Be-
hörden auf, und die tatsächliche Wohngemeinde 
forderte sie dazu auf, den Wohnsitz zu verlegen. 
Die Beschwerdeführerin kaufte daraufhin die 
Wohnung von der Wohnbauförderung des Landes 
frei (111/2013).  
In einem anderen Fall berichtete eine Bürgerin, 
dass sie und ihr Lebensgefährte bewusst zwei 
baulich getrennte Wohnungen in unterschiedli-
chen Stockwerken desselben Kondominiums er-
worben hatten, mit den gemeinsamen Kindern 
aber beide bewohnen würden. Die Wohnung der 
Beschwerdeführerin war gefördert. Das Lan-
desamt beanstandete die ständige Bewohnung 
der kleineren Wohnung seitens der Förderung-
sempfängerin und stützte sich dabei auf die Gas-, 
Strom- und Wasserrechnungen, welche keinen 
genügenden Verbrauch aufwiesen. Schlussend-
lich verzichtete auch sie auf die Förderung und 
zahlte sie zurück (29/13).  
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Die Gesellschaft wandelt sich und deshalb gab es 
in der Volksanwaltschaft auch neue Themen im 
Zusammenhang mit einer Wohnbauförderung. Ein 
neues Thema ergibt sich aus dem Institut des 
gemeinsamen Sorgerechtes. Ein Bürger be-
schwerte sich, dass bei der Berechnung der 
Wohnbauförderung für den Kauf seiner Erstwoh-
nung, sein mit ihm 3-4 Tage in der Woche zu-
sammenlebendes Kind nicht berücksichtigt wurde. 
Der Beschwerdeführer lebt getrennt von der Kin-
desmutter und übt das gemeinsame Sorgerecht 
aus. Den meldeamtlichen Wohnsitz hat das Kind 
bei der Mutter. Der Bürger beschwerte sich vor 
allem darüber, dass im Falle des gemeinsamen 
Sorgerechtes ein doppelter Wohnsitz gesetzlich 
nicht vorgesehen ist und dass der Umstand, dass 
die Förderung an den meldeamtlichen Wohnsitz 
gebunden ist, ihn und sein Kind benachteiligt. 
(754/2013) 
Ein anderes neues Thema ergibt sich aus der 
Tatsache, dass Bürgerinnen und Bürger ihre ge-
förderten Wohnungen aufgrund ihrer wirtschaftli-
chen Engpässe verkaufen müssen. Sie zahlen die 
Förderung zurück, bereinigen ihre finanzielle Situ-
ation und beschließen in Miete zu wohnen. In ei-
nem solchen Fall beklagte sich eine Familie über 
die gesetzliche Regelung, welche vorsieht, dass 
Bürgerinnen und Bürger, die in den letzten fünf 
Jahren eine Wohnung verkauft haben, keine Miet-
verträge für konventionierte Wohnungen ab-
schließen können.  
In beiden Fällen klärte die Volksanwaltschaft über 
die derzeitige Gesetzeslage auf und leitete die 
Beschwerden an die zuständige Verwaltung wei-
ter als Information zu den neuen Bedürfnissen der 
Bevölkerung.  
 
Einige Fragen gab es im Zusammenhang mit der 
Verhängung einer Verwaltungsstrafe wegen wi-
derrechtlicher Besetzung einer geförderten Woh-
nung. In Zukunft wird die Agentur für Wohnbau-
aufsicht (AWA) der Konventionierungspflicht von 
Wohnungen kontrollieren und somit dem Miss-
brauch von geförderten Wohnungen einen Riegel 
vorschieben.  
 
 
 
 
 

Schwerpunkt Bildung  
 
Im Bereich der Abteilung Bildungsförderung, 
Universität und Forschung hat sich die Anzahl 
der schriftlichen Beschwerden nicht geändert. Da-
bei ging es um die Berichtigung der Ansuchen um 
Studienstipendium und um Fragen in Bezug auf 
die Wettbewerbsausschreibungen.  
 
In einem Fall wandte sich ein Student an uns, weil 
sein Ansuchen um ein Sprachenstipendium abge-
lehnt worden war: Er hatte seinen Antrag nämlich 
nicht genau innerhalb des von der Wettbe-
werbsausschreibung vorgesehenen Zeitraumes 
eingereicht. Die Volksanwaltschaft wies auf die 
Tatsache hin, dass in den Jahren zuvor eine ge-
ringfügige Abweichung vom vorgesehenen Zeit-
raum durchaus akzeptiert worden war. In Zusam-
menarbeit mit der zuständigen Amtsdirektorin und 
dem Abteilungsleiter konnte schließlich eine Lö-
sung gefunden werden, und das Ansuchen wurde 
rückwirkend angenommen (89/2013).  
 
In einem anderen Fall stellte sich die Frage, ob 
beim Antrag um Studienbeihilfe das Einkommen 
und Vermögen der geschieden Mutter für die Be-
rechnung der wirtschaftlichen Bedürftigkeit be-
rücksichtigt werden muss, wenn die Studierende 
den Wohnsitz beim Vater hat und dieser allein für 
deren ordentlichen Unterhalt aufkommt. Auch in 
diesem Fall konnte eine bürgerfreundliche Lösung 
gefunden werden (725/2013).  
 
Seit die Software für die Wettbewerbsverwaltung 
abgeändert worden ist und nur mehr eine 
Studienbeihilfe pro Kalenderjahr ausbezahlt wird, 
sind die Beschwerden über die 
Einkommensbesteuerung der Studienbeihilfen 
ausgeblieben.  
 
Eine Beschwerde betraf das deutsche und ita-
lienische Schulamt. Dabei ging es um die 
Gleichstellung der im Ausland erworbenen Ober-
schulabschlusszeugnisse. Die Beschwerdeführe-
rin beanstandete, dass Unklarheit bezüglich der 
Bedingungen für die Gleichstellung herrsche, da 
das deutsche und italienische Schulamt die 
Gleichstellung an unterschiedliche Voraussetzun-
gen knüpften, insbesondere mit Bezug auf den 
Nachweis der deutschen und italienischen 
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Sprachkenntnis. Nach einer eingehenden Über-
prüfung des Sachverhaltes stellte sich heraus, 
dass die beiden Schulämter tatsächlich unter-
schiedliche Bedingungen stellten. Die Beschwer-
de wurde zum Anlass dafür genommen, eine 
schulämterübergreifende Kommission ins Leben 
zu rufen, um für die Zukunft eine einheitliche Be-
wertungsgrundlage zu schaffen (393/2013).  
 
Einige wenige Beschwerden gab es auch im 
Bereich der Freien Universität Bozen. Meist 
wurden der Volksanwaltschaft Prüfungsunterlagen 
vorgelegt und die Studierenden wollten wissen, ob 
eine eventuelle Anfechtung der 
Prüfungsergebnisse vor Gericht Erfolg haben 
könnte.  
 
 
Andere Schwerpunkte 
 
Die Beamten der Abteilung Familie und Sozial-
wesen verfolgen das Prinzip einer transparenten 
und kundenorientierten Verwaltung, und dies ge-
schieht mit Erfolg. Auch der informelle Informati-
onsaustausch mit der Volksanwaltschaft funktio-
niert gut. Die Anzahl der schriftlichen 
Beschwerden ist gleich geblieben.  
Dabei ging es im Berichtsjahr vorwiegend um Be-
schwerden über die Ablehnung und Reduzierung 
des Pflegegeldes. In diesem Zusammenhang lie-
ßen sich die Bürgerinnen und Bürger beraten, 
wenn sie einen Rekurs bei der Landesberufungs-
kommission einreichen wollten. Zu großem Unmut 
kam es immer wieder bei der Rückstufung von ei-
ner höheren in eine niedrigere Pflegestufe. Viele 
Bürgerinnen und Bürger kritisierten, dass bei der 
Anerkennung der Pflegebedürftigkeit allgemein 
und bei der Pflegeeinstufung im Besonderen auf-
grund der Sparzwänge immer strenger vorgegan-
gen werde.  
Der zweite Schwerpunkt betraf die finanzielle So-
zialhilfe. Immer mehr Bürgerinnen und Bürger 
nehmen ihr Recht war, bei Ablehnung des Antra-
ges um finanzielle Sozialhilfe und um Mietbeitrag, 
Einspruch beim Landesbeirat für Sozialwesen 
zu machen. Schon im Bericht des Vorjahres habe 
ich darauf hingewiesen, dass nur ein Bruchteil der 
Rekurse angenommen wird und die Bearbei-
tungszeit oft mehr als 90 Tage beansprucht. Zum 
Thema der übermäßig langen Bearbeitungszeit 

der Rekurse fand im Berichtsjahr eine Aussprache 
zwischen dem Abteilungsleiter, den Verantwortli-
chen des Amtes für Senioren und Sozialsprengel 
und der Volksanwaltschaft statt. Dabei wurde 
festgestellt, dass sich die Rekurse in den letzten 
Jahren fast verdoppelt haben. Die Anzahl der ein-
gegangenen Rekurse ist beispielweise im Jahr 
2012 von 234 auf 387 gestiegen. Und an eine 
Personalaufstockung ist angesichts der verordne-
ten Sparmaßnahmen nicht zu denken.  
 
Die Zusammenarbeit mit der Agentur für soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung ASWE ist aus-
gezeichnet. Im Berichtsjahr ist die Anzahl der 
schriftlichen Beschwerden gleich geblieben. Die 
Schwierigkeiten der Bürgerinnen und Bürger wer-
den stets eingehend überprüft und die Antworten 
rasch und korrekt erteilt. Im Berichtsjahr fand auf 
Einladung des Direktors der ASWE ein Treffen 
zwischen dem gesamten Team der Agentur und 
dem Team der Volksanwaltschaft statt. Der ge-
meinsame Erfahrungsaustausch hat auf beiden 
Seiten viel Anklang gefunden. Wenn möglich wird 
alles versucht, um den Bürgerinnen und Bürger 
entgegen zu kommen. In einem Fall hatte eine 
Bürgerin ein ganzes Jahr das Familiengeld nicht 
erhalten, weil der KVW den Antrag nicht weiterge-
leitet hatte. Dank der Bemühungen der Agentur 
konnte schlussendlich doch noch eine Lösung im 
Sinne der Antragstellerin gefunden werden 
(340/2013).  
 
Im Bereich der Abteilung Finanzen und Haus-
halt arbeitete die Volksanwaltschaft auch in die-
sem Berichtsjahr hauptsächlich mit dem Dienst 
für Kraftfahrzeugsteuer zusammen, der beim 
Amt für Abgaben angesiedelt ist. Mit dem Ver-
antwortlichen für diesen Dienst war es auch im 
Berichtsjahr möglich, schnell und unbürokratisch 
die Positionen von Fahrzeugeigentümern zu klä-
ren. Hervorzuheben sind die Bemühungen des 
Amtes, die finanziellen Erleichterungen, welche 
die Landesregierung im Bereich KFZ Steuern be-
schlossen hat, konkret umzusetzen. In einem Fall 
beispielsweise wurde einem Bürger die KFZ 
Steuer für zwei Jahre zurück erstattet, weil er eine 
Erklärung des Besitzverlustes mit einer Kopie des 
Verschrottungsnachweises vorlegte (503/2013). 
Eine gute Zusammenarbeit kann der Abteilung 
Mobilität bescheinigt werden. Inhaltlich betrafen 
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die Fälle die Einführung des neuen Zahlungssys-
tems im Südtiroler Nahverkehr, den Südtirol Pass, 
die Führerscheinerneuerung, den Führerschein-
entzug und die Revisionsprüfung des Führer-
scheins.  
Es ist anzumerken, dass Freundlichkeit und Höf-
lichkeit stets gegeben waren, selbst gegenüber 
den unzufriedenen und misstrauischen Bürgerin-
nen und Bürgern, die sich von der öffentlichen 
Verwaltung grundsätzlich benachteiligt fühlen: So 
wollte beispielsweise eine Bürgerin wissen, wes-
halb Ordnungskräfte in Ausübung ihres Dienstes 
und die Streitkräfte in Uniform die öffentlichen 
Verkehrsmittel in Südtirol verwenden dürfen und 
auf welche gesetzliche Regelung dies fußt 
(34/2013 und 348/2013).  
 
Abteilung Straßendienst: Erwähnenswert ist das 
schnelle und unbürokratischem Handeln und das 
Bewusstsein der Beamtinnen und Beamten, 
Dienstleister der Bürgerinnen und Bürger zu sein: 
Eine Beschwerde beispielsweise betraf das Amt 
für Straßendienst des Burggrafenamtes. Der Be-
schwerdeführer beklagte sich über den Gestank, 
der von einem angrenzenden Grundstück kam, 
auf welchem die Straßenkehrmaschinen den mit 
Wasser eingesammelten Unrat zum Trocknen ab-
lagerten. Beim Reinigen der Fahrzeuge wurde zu-
dem Wasser auf das Grundstück des Beschwer-
deführers gespritzt. Der zuständige Direktor zeigte 
sich unkompliziert und bürgerfreundlich und ver-
anlasste umgehend, dass eine Schutzvorrichtung 
zum Nachbargrund angebracht wurde, um zu ver-
hindern, dass weiteres Wasser auf den Nachbar-
grund dringt. Um der Geruchsbildung entgegen-
zuwirken, veranlasste er kürzere Zwischen-
lagerungszeiten mit wöchentlichem Abtransport 
des Kehrichts. Er bat den Bürger zudem, ihn auf 
dem Laufenden zu halten, wie sich die Situation 
mit dem Geruch entwickeln würde (502/2013).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Institut für den sozialen Wohnbau 
WOBI 
 
Sowohl im Hauptsitz als auch in den Außenstellen 
zeigen sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Wohnbauinstitutes der Volksanwaltschaft ge-
genüber immer sehr kooperativ. Besonders unter-
strichen werden muss die gute Zusammenarbeit 
mit der Leiterin der „Gruppe Wohngeld“ und den 
Verantwortlichen der „Gruppe Zuweisung der 
Wohnungen“.  
Die Anzahl der Fälle ist im Berichtsjahr von 223 
auf 175 gefallen. Dieser Rückgang um mehr als 
20% ist darauf zurückzuführen, dass ab 1. Jänner 
2013 das vom Wobi ausgezahlte Wohngeld und 
das von den Sozialsprengeln ausgezahlte Miet-
geld zu einer einzigen neuen Leistung, dem Miet-
beitrag, zusammengelegt wurden. Dieser neue 
Mietbeitrag wird nun ausschließlich von den Sozi-
alsprengeln ausgezahlt und die Höhe des Mietbei-
trages wird anhand der einheitlichen Erhebung 
von Einkommen und Vermögen (EEVE) berech-
net. Im Rahmen einer Übergangsregelung ist das 
Wobi also nur mehr für die laufenden Mietverträge 
zuständig  
Diese Tatsache führte zu großem Unmut bei den 
Wohngeldempfängern: Die neuen Einkommens-
kriterien führen dazu, dass viele Mieter nur mehr 
einen Bruchteil des früheren Wohngeldes erhalten 
und etliche gar keines mehr. Besonderen Ärger 
rief bei den Bürgerinnen und Bürgern die Tatsa-
che hervor, dass die Zusammenlegung in der Öf-
fentlichkeit als Vorteil und als sinnvolle Verein-
fachung dargestellt wurde. (siehe Bezirks-
gemeinschaften).  
 
Das Wohnen wird in Zeiten der Wirtschaftskrise 
zunehmend zu einem existentiellen Problem. Die 
Beschwerden spiegeln hautnah die Geldnöte und 
oftmals Existenzängste der Bürgerinnen und Bür-
ger wider, sowie deren Missmut, wenn auch die 
Vorsprache bei der Volksanwältin nicht zum ge-
wünschten Ergebnis führt.  
Für die Volksanwaltschaft ist es in diesen Fällen 
eine besondere Herausforderung, den Bürgerin-
nen und Bürgern verständlich zu machen, dass 
auch die Verwaltungsbediensteten einerseits Ver-
ständnis für die Verzweiflung und Nöte ihrer Mie-
terinnen und Mieter haben, sich aber andererseits 
im Fall einer Zwangsräumung dennoch an die 
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gesetzlichen Vorgaben halten müssen. Auch 
wenn wir erklären, dass das Wobi bei den 35,5 
Mio jährlichen Mieteinnahmen einen Gesamtau-
ßenstand von 5,79 Mio hat (Daten vom 
31.12.2013), ist es schwierig zu vermitteln, dass 
auch die Vorsprache bei der Volksanwältin nicht 
dazu führen kann, die gesetzlichen Vorgaben im 
Einzelfall zu sprengen (531/2013 und 843/2013).  
 
Immer wieder beklagten Mieter finanzielle 
Engpässe, da die Miete nicht sofort, sondern erst 
im darauf folgenden Jahr der neuen 
wirtschaftlichen Lage angepasst wird. Als 
grundlegend ungerecht empfunden wird die 
Berechnung des Mietzinses beim Einkommen aus 
selbständiger Tätigkeit: In diesen Fällen ist nicht 
das effektiv erwirtschaftete Einkommen aus-
schlaggebend, sondern das hypothetische 
abstrakte Einkommen für die jeweilige Berufs-
kategorie. In wirtschaftlichen Krisenzeiten kann 
das Einkommen von Selbständigen weit darunter 
liegen und das hat zur Folge, dass der geforderte 
soziale Mietzins in keinem Verhältnis zu den 
effektiven Einnahmen der Familie steht 
(819/2013).  
 
Die Tatsache, dass die zur Verfügung stehenden 
öffentlichen Geldmittel und Wohnungen bei wei-
tem nicht den Bedarf decken, bewirkt häufig ein 
jahrelanges Warten auf eine Institutswohnung. Im 
Berichtsjahr wandten sich gar einige Bürger mit 
der Frage an die Volksanwaltschaft, wieso die 
Familie (noch) kein Anrecht auf eine Institutswoh-
nung hat, obwohl sie wirtschaftlich alles andere 
als gut gestellt ist. Bei der Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Rangordnung für die Zu-
weisung einer Wohnung wurde in keinem Fall 
ein Fehler bei der Punkteberechnung festgestellt 
(795/2013).  
In einigen aussichtsreichen Fällen konnten wir 
den Bürgern Mut zusprechen und sie auffordern, 
nicht aufzugeben und grundsätzlich jedes Jahr 
wieder um die Zuweisung einer Wohnung 
anzusuchen. In den meisten Fällen aber mussten 
wir den Beschwerdeführern erklären, dass sie mit 
der erreichten Punktezahl auch in den nächsten 
Jahren keine Aussicht auf eine Institutswohnung 
haben werden. Wegen der einschränkenden 
Bestimmungen ist die Lage für Nicht-EU-Bürger 
besonders schwierig. In diesem Zusammenhang 

ist auch zu betonen, dass die Stadtgemeinden 
immer noch viel zu wenig Flächen für den 
geförderten Wohnbau zuweisen.  
 
In nicht wenigen Fällen musste die Volksanwalt-
schaft den Ansprüchen der Bürgerinnen und Bür-
ger auch Grenzen setzen. In anderen Fällen ging 
es um die Wohnungszuweisung: Auch in diesem 
Bereich war es oft mühevoll, den zugelassenen 
Antragstellerinnen und Antragstellern zu erklären, 
dass die Bestimmung, wonach sie im Fall einer 
Ablehnung der angebotenen Wohnung erst nach 
acht Jahren wieder um eine Zuweisung ansuchen 
können, durchaus ihre Berechtigung hat 
(172/2013).  
 
Beschwerden gab es bei den notwendigen In-
standhaltungsarbeiten der Sozialwohnungen. In 
all diesen Fällen konnte durch die Intervention der 
Volksanwaltschaft eine Lösung in annehmbarer 
Zeit gefunden werden.  
In einem langwierigen Fall, der noch offen ist, be-
klagte sich eine Familie mit Kleinkindern darüber, 
dass die Kinder aufgrund der hohen Schimmelbe-
lastung in der Wohnung sehr häufig krank wären: 
Ein ärztliches Zeugnis bestätigte dies. Nachdem 
überprüft worden war, dass die Familie richtig lüf-
tet, wurde bei einem weiteren Lokalaugenschein 
festgestellt, dass die Heizkörper in den zwei Zim-
mern zu klein sind. Die Anbringung von größeren 
Heizkörpern brachte jedoch keine Verbesserung. 
Die Familie suchte deshalb um einen Wohnungs-
tausch an, welcher schließlich im Rekursweg ge-
nehmigt wurde. Bedauerlicherweise war die im 
Tausch angebotene Wohnung ebenfalls feucht 
und es zeigten sich schon erste Schimmelflecken. 
Die Volksanwaltschaft ersuchte das Wobi abzu-
warten und der Familie eine trockene Wohnung 
anzubieten. Bei einem Verzicht auf die angebote-
ne Wohnung könnte sie nämlich acht Jahre lang 
nicht mehr um einen Wohnungstausch ansuchen. 
Die Entscheidung des Wobi steht noch aus 
(125/2013 und 734/2013).  
 
Auch in diesem Jahr wandten sich wieder Bürger 
aus Nicht-EU-Ländern an die Volksanwaltschaft 
mit der Beschwerde, dass ihr Ansuchen um 
Wohngeld archiviert worden war. Dies mit der Be-
gründung, dass die für Nicht-EU-Bürger vorgese-
henen finanziellen Mittel ausgeschöpft sind (Art. 5, 
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Abs. 7, Wohnbaugesetz). Hinter dieser Art von 
Beschwerden stecken meist schwierige menschli-
che Schicksale. Eine junge albanische Witwe bei-
spielsweise, deren Mann bei einem schweren Ar-
beitsunfall ums Leben gekommen war, hat bei der 
Wohngeldkommission einen Antrag auf nochmali-
ge Behandlung des Ansuchens ihres verstorbe-
nen Mannes gestellt. Das Ansuchen um Wohn-
geld wurde angenommen, aber das Wohngeld 
konnte nicht ausbezahlt werden, weil das für 
Nicht- EU-Bürger bestimmte Kapitel ausgeschöpft 
war (299/2013). Es war in solchen Fällen sehr 
schwierig diese gesetzliche Regelung zu erklären 
(685/13). In allen Fällen, in denen die Nicht-EU-
Bürger Antragsteller gegen die Archivierung ihres 
Ansuchens vor Gericht zogen, musste das Wobi 
das Wohngeld nachzahlen.  
 
Im Sinne der Transparenz und des Respekts soll-
te vom Wobi im September 2013 einen Rundbrief 
für alle Nicht-EU-Antragsteller versendet werden, 
in welchem darauf hingewiesen wird, dass die 
vorgesehenen Mittel aufgebraucht sind und in 
welchem die Bürgerinnen und Bürger aufgefordert 
werden, sich beim Sozialsprengel um den Mieten-
beitrag zu bemühen. Leider wurde dieser Brief 
nicht verschickt, weil das zuständige Assessorat 
sein Veto eingelegt hat.  
 
Wie jedes Jahr gab es Beschwerden von WOBI 
Mietern über mangelnde Transparenz bei der 
Kondominiumsabrechnung, Klagen über zu hohe 
Kosten der Spesen und Klagen über das 
Verhalten der Mitbewohner. Nicht selten 
gestaltet sich nämlich das Zusammenleben von 
Menschen schwierig, die unterschiedlicher 
Herkunft und Sprache sind und unterschiedliche 
Sitten und Gebräuche haben. Beim Thema 
Wohnen äußert sich die Problematik der 
Einwanderung mit besonderer Schärfe und 
Dringlichkeit. Integration spielt hier nicht mehr nur 
die Rolle eines politischen Begriffes, sondern wird 
tagtäglich zur gelebten Herausforderung aller 
Beteiligten. Aber auch unter einheimischen 
Mietern gestaltet sich das Zusammenleben nicht 
immer einfach und friedlich. Da kann es immer 
wieder geschehen, dass sich Mieter nicht an den 
dafür zuständigen Kondominiumsverwalter 
wenden, sondern den Weg zur Volksanwaltschaft 
einschlagen.  

Der Sanitätsbetrieb 
 
Das L.G. 1988/33 weist der Volksanwältin in Art. 
15 die Befugnis zu, im Falle von Verzögerungen, 
Unregelmäßigkeiten und Funktionsstörungen im 
Rahmen des Landesgesundheitsdienstes tätig zu 
werden. (vgl. auch Art. 2 L.G. 3/2010 in Verbin-
dung mit Art. 15 LG 1988/33). Erfahrungsgemäß 
wenden sich im Gesundheitsbereich jene Patien-
ten an die Volksanwaltschaft, welche Bedenken 
haben, ihre Beschwerden im Krankenhaus selbst 
vorzubringen, und die sich von einer unparteili-
chen, neutralen Einrichtung besser beraten füh-
len.  
Die Zusammenarbeit der Volksanwaltschaft mit 
den Gesundheitsbezirken hat sich in den letzten 
Jahren bewährt: Durch die gut besuchten monatli-
chen Sprechstunden der von mir beauftragten 
Expertin für Patientenanliegen in den Kranken-
häusern Bozen, Meran, Brixen und Bruneck konn-
ten die Kontakte zu den Patienten und zu den Ärz-
ten gepflegt werden.  
 
Im Berichtsjahr sind die Fälle der Patientinnen und 
Patienten von 248 auf 361 gestiegen.  
Die registrierten Beratungen waren 258 (rund 
70 %) und die angelegten Akten 103 (ca 30 %) 
zeigen, dass die Beratungstätigkeit der Volksan-
waltschaft auch im Gesundheitsbereich wichtig ist. 
Von den 103 neu angelegten Akten betrafen 75 
Beschwerden die Verwaltung. Dabei ging es z.B. 
um die Kostenbeteiligung für ärztliche Leistungen, 
die Ticketbefreiung, den Wechsel des Basisarztes 
und die Rückerstattung der Kosten für medizini-
sche Behandlungen im Ausland oder in Privatkli-
niken und Schwierigkeiten eine Fachvisite vorzu-
merken.  
 
Das Hauptthema in diesem Jahr war die Ticket-
befreiung: Seit November 2012 sind alle Patien-
tinnen und Patienten, die Anrecht auf eine Ticket-
befreiungen aus Einkommensgründen haben, in 
einem eigenen Verzeichnis erfasst. Die entspre-
chende Befreiung kann nur dann angewendet 
werden, wenn der Code der Ticketbefreiung auf 
der ärztlichen Verschreibung aufscheint. Wenn 
aus irgendeinem Grund dieser Code nicht einge-
tragen wird, ist die Patientin oder der Patient ver-
pflichtet, das Ticket zu zahlen. Für die meisten 
Betroffenen war es nicht nachvollziehbar, dass in 
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Zeiten der allgemeinen Datenvernetzung, wo jede 
ärztliche Verschreibung per Computer ausgestellt 
wird, die Angaben der Patientinnen und Patienten 
und somit auch der Code der Ticketbefreiung 
nicht automatisch aufscheinen. Unmut hat die ge-
setzliche Bestimmung hervorgerufen, welche vor-
sieht, dass die Bürgerinnen und Bürger die Ärzte-
schaft darauf aufmerksam machen müssen, dass 
sie ticketbefreit sind und diese Befreiung auch be-
anspruchen wollen. 
 
In einigen Fällen mussten auch EU- Bürger hohe 
Rechnungen für stationäre Aufenthalte im Kran-
kenhaus bezahlen, weil ihnen nicht bewusst war, 
dass auch sie bestimmte Voraussetzungen vor-
weisen müssen, um die Leistungen des öffentli-
chen Gesundheitssystems zu beanspruchen. 
 
 
Beschwerden ärztliche Behandlungsfehler  
 
28 Beschwerden hatten einen angeblichen ärztli-
chen Behandlungsfehler zum Inhalt. Diese Fälle 
sind meist komplex und langwierig. Grundsätzlich 
kann gesagt werden, dass bei angeblichen Be-
handlungsfehlern die Volksanwaltschaft als erstes 
versucht, den Vorfall genau abzuklären. Als zwei-
tes wird dann eine akzeptable außergerichtliche 
Einigung zwischen Patienten und Sanitätsbetrieb 
angestrebt. Erwähnenswert ist dabei insbesonde-
re die gute Zusammenarbeit mit den Ärzten des 
Gesundheitsbezirkes Meran und jenen des Ge-
sundheitsbezirkes Bruneck.  
Immer noch Schwierigkeiten gibt es mit der einen 
oder anderen Krankenhausdirektion, welche eine 
ärztliche Stellungnahme verweigert. In mehr als 
einem Fall behauptete die Direktion, dass der Ver-
trag mit der Versicherung keine Stellungnahmen 
an Dritte gestattet. Diese Erklärung konnte von 
der Volksanwaltschaft natürlich nicht akzeptiert 
werden, weil die Gesundheitsbezirke eine einzige 
Versicherung haben: Demnach ist es nicht nach-
vollziehbar, dass beispielsweise das Krankenhaus 
Brixen und Meran die Stellungnahme der Ärzte 
liefern, und andere Krankenhäuser die Stellung-
nahme verweigern.  
 
Um die Bürger – immer nach erfolgter Feststel-
lung der Verantwortlichkeit des Gesundheitsbezir-
kes für die aufgetretenen Schäden – in ihren oft 

schwierigen Bemühungen um Schadenersatz zu 
unterstützen, hat die Volksanwaltschaft in den 
letzten Jahren die Beziehungen zu den Versi-
cherungen ausgebaut und fungiert als Sprach-
rohr für die Kommunikation zwischen Bürgern und 
Versicherungen. Wir wollen den Patienten damit 
viele Unannehmlichkeiten, so etwa überlange 
Wartezeiten, Schwierigkeiten bei der Festsetzung 
und Auszahlung der Schadenssumme oder auch 
Sprachschwierigkeiten im Umgang mit den Versi-
cherungsträgern, ersparen.  
 
Große Klagen gab es über die oft unzumutbaren 
Bearbeitungszeiten der Versicherung des Südtiro-
ler Sanitätsbetriebes. Trotz der monatlichen Auf-
forderungen und Mahnungen lässt das Ergebnis 
der Schadenersatzforderung auch über ein gan-
zes Jahr lang auf sich warten.  
Die für den gesamten Sanitätsbetrieb zuständige 
Versicherung Uniqa hat im Berichtsjahr ihre Vor-
gangsweise bei der Überprüfung der Schadens-
meldungen zu Ungunsten der Patienten ver-
schärft. Noch vor fünf, sechs Jahren ist die 
Versicherung den Ansprüchen der Patienten auf 
Schadenersatz meist nachgekommen. Im Be-
richtsjahr hat sich diese Haltung nun so radikal 
geändert, dass bis zum jetzigen Zeitpunkt nur drei 
Schadensforderungen angenommen wurden.  
Immer häufiger verweist die Versicherung auf die 
schriftliche Einwilligung der Patienten und auf 
nicht vermeidbare Restrisiken bei medizinischen 
Behandlungen. Hauptsächlich in den Fällen, wo 
sich die Patienten infolge von chirurgischen Ein-
griffen eine Infektion holen, wird für die Ablehnung 
der Schadensforderung aus „statistischen Grün-
den“ kein Verständnis aufgebracht. „Wenn das 
Krankenhaus schon jede Anstrengung zur Be-
kämpfung der Infektionen unternommen hat, wozu 
ist dann eine Versicherung da?“ empören sich Pa-
tientinnen und Patienten und stellen den Versiche-
rungsvertrag des Sanitätsbetriebes in Frage.  
 
Diese Umstände wurden sowohl den Gesund-
heitsbezirken als auch dem Sanitätswesen münd-
lich und schriftlich bekannt gemacht. Der Volks-
anwaltschaft ist nicht bekannt, dass der 
Sanitätsbetrieb Schritte unternommen hat, um ei-
nen besseren Vertrag mit der Versicherung aus-
zuhandeln und darauf zu drängen, dass die oft 
unzumutbaren Bearbeitungszeiten der Versiche-
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rung im Sinne der Patientinnen und Patienten auf 
ein erträgliches Maß verkürzt werden.  
 
Gemäß Artikel 4 des L.G. 3/2010 hat die Volks-
anwältin das Recht, Gutachten in Auftrag zu ge-
ben. Im Berichtsjahr wurden in zwei Fällen 
rechtsmedizinische Gutachten für einen Gesamt-
betrag von 2.712,00 Euro eingeholt. In drei weite-
ren Fällen haben wir kostenlose informelle Gut-
achten erhalten. Durch die Intervention der 
Volksanwaltschaft haben die Versicherungen den 
Patientinnen und Patienten folgende Beträge aus-
bezahlt: 
 

30.000,00 Euro Unkorrekte Behand-
lung einer Fußluxaktion 

5.000,00 Euro Diskushernie  

700,00 Euro Verspätete Diagnose 

35.700,00 Euro Gesamtbetrag 

 
In drei Mediationsgesprächen zwischen Ärzten, 
Patientinnen, Patienten und Familienangehöri-
gen gelang es abzuklären, ob ein Behandlungs-
fehler vorliegt oder nicht.  
Bei diesen Aussprachen wird den Patienten die 
Möglichkeit gegeben, Fragen in Bezug auf die 
durchgeführten medizinischen Behandlungen zu 
stellen und unmittelbar die entsprechende Erklä-
rung der zuständigen Ärzte zu erhalten. Die aktive 
Unterstützung der Sanitätskoordinatoren der Ge-
sundheitsbezirke Meran und Bruneck hat zum po-
sitiven Ausgang der jeweiligen Gespräche we-
sentlich beigetragen. Auch in schwierigen Fällen 
war es möglich, das anfängliche Misstrauen zwi-
schen den Parteien abzubauen (508/2013 oder 
316/2013). Insgesamt hat die Expertin für Patien-
tenanliegen im Berichtsjahr 4 Aussprachen mit der 
Ärzteschaft geführt.  
 
Die Patienten können auch vor der Schlichtungs-
stelle für Arzthaftungsfragen eine außergerichtli-
che Lösung für einen vermutlichen Behandlungs-
fehler anstreben. Die Inanspruchnahme dieser 
Stelle ist für die Bürger ebenfalls kostenlos. Wann 
immer es die Patienten wünschten, haben wir den 
Fall an die Schlichtungsstelle für Arzthaftungsfra-
gen, die bei der Abteilung Gesundheit angesiedelt 
ist und 2013 neu besetzt wurde, weitergeleitet. Im 
Berichtsjahr hat die Volksanwaltschaft eine Pati-

entin persönlich vor die Schlichtungsstelle beglei-
tet: Die Schadensforderung der Patientin in Höhe 
von 15.000 Euro wurde angenommen. Im Jahr im 
Jahr 2013 sind bei der Schlichtungsstelle insge-
samt 32 Fälle eingegangen.  
 
Schon seit Jahren trete ich als Volksanwältin bei 
den politisch Verantwortlichen dafür ein, dass den 
Bürgerinnen und Bürgern eine Aufstellung der in 
Anspruch genommenen Leistungen im Ge-
sundheitsbereich mit den dazugehörigen ef-
fektiven Kosten zugeschickt werden sollte. Dies 
hat sich nämlich im Bundesland Tirol schon seit 
vielen Jahren bewährt. Auf diese Weise könnten 
auch in Südtirol die ticketbefreiten Patientinnen 
und Patienten den Wert einer in Anspruch ge-
nommenen Leistung erkennen und im öffentlichen 
Gesundheitsbereich ein gesundes Kostenbe-
wusstsein entwickeln.  
 
 
Das Kapitel 1460: Gutachten 
 
Das L.G. vom 04. Februar 2010 Nr. 3 sieht im Art. 
4 vor, dass der Volksanwalt/die Volksanwältin das 
Recht hat, bei den Ämtern der Landesverwaltung 
und des Südtiroler Landtages Gutachten in Auf-
trag zu geben. In besonderen Fällen kann er/sie 
Gutachten im Auftragswege an externe Sachver-
ständige vergeben. 
 
Gerade im medizinischen Bereich ist es zur fach-
männischen Abklärung etwaiger Behandlungsfeh-
ler nötig, auf externe Gutachterinnen und Gutach-
ter zurückzugreifen. Dabei ist erfreulicher Weise 
zu unterstreichen, dass sich die kontaktierten Ex-
pertinnen und Experten, aufgrund des Umstan-
des, dass sich eine Volksanwaltschaft an sie 
wendet, preislich den Möglichkeiten der Institution 
anpassen und in gar manchen Fällen sogar kos-
tenlos tätig werden. 
 
In den letzten fünf Jahren wurden rechtsmedizini-
sche Gutachten für einen Gesamtbetrag von 
12.526 Euro eingeholt und die Versicherungen 
haben den Patientinnen und Patienten durch die 
Intervention der Volksanwaltschaft insgesamt 
313.106,37 Euro Schadenersatz ausbezahlt. 
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Aber auch in anderen Bereichen muss das Recht 
der Volksanwältin/des Volksanwaltes gewahrt 
sein, externe Expertenmeinungen einzuholen, um 
den Verwaltungen bei ihrer Vermittlungstätigkeit 
als ebenbürtiger und Ernst zu nehmender Ge-
sprächspartner gegenüber treten zu können. Mit 
den in den Jahren 2006 und 2007 in Auftrag ge-
gebenen Gutachten von bekannten Rechtsanwäl-
ten beispielsweise konnte die Volksanwaltschaft 
ihre Rechtsmeinung untermauern und sich auch 
bei uneinsichtigen Gemeindeverwaltungen Re-
spekt verschaffen.  
Das Tätigkeitsfeld der Volksanwaltschaft umfasst 
alle Bereiche der öffentlichen Verwaltung, sodass 
die Mitarbeiterinnen eine solide juristische Basis 
mitbringen müssen, um die anzuwendenden Ge-
setzesgrundlagen zu erkennen und die Auslegung 
und Anwendung derselben von den Verwaltungen 
unvoreingenommen hinterfragen zu können. Aber 
auch wenn solche Mitarbeiterinnen gegeben sind, 
kann die Komplexität der Materie eines Einzelfal-
les oder die Uneinsichtigkeit einer Verwaltung ei-
ne gewichtige Unterstützung von Außen erfordern, 
um eine außergerichtliche Lösung herbeizuführen.  

 
Und dies besonders in Zeiten, in denen gar man-
che Verwalterinnen und Verwalter offen ausspre-
chen, ein Gerichtsurteil einer Einigung vorzuzie-
hen, welche zu einem Nachspiel mit dem 
Rechnungshof führen könnte.  
Bis zum Jahr 2006 betrug das Haushaltskapitel für 
Gutachten 5.200 Euro. Mit großem Einsatz gelang 
es schließlich im Jahr 2007 das Kapitel auf 7.000  
Euro zu erhöhen. Im Jahr 2013 wurde es ohne 
Rücksprache mit mir als Volksanwältin und ohne 
Mitteilung an mich stillschweigend auf 4.000 Euro 
gekürzt. Erfahren habe ich von der Kürzung näm-
lich erst, als gegen Jahresende 2013 das mir bis 
zu dem Zeitpunkt unbekannte gekürzte Budget 
gesprengt wurde. 
Ich empfinde diese Vorgehensweise als Verlet-
zung der Rechtes der Volksanwältin/des Volks-
anwaltes vollkommen frei und unabhängig zu ar-
beiten (Art. 4 LG 2010 Nr.3), als Respektlosigkeit 
seitens der Politik und zudem als schlechtes 
Zeugnis der Zusammenarbeit mit den Verantwort-
lichen der Südtiroler Landtagsverwaltung.  
 

Jahr Kosten rechtsmedizinische Gutachten  
insgesamt  

Schadenersatz Patienten insgesamt  

2009 4.120,00 Euro 71.969,00 Euro 

2010 2.200,00 Euro 87.778,00 Euro 

2011 2.194,00 Euro 85.381,37 Euro 

2012 1.300,00 Euro 32.278,00 Euro 

2013 2.712,00 Euro 35.700,00 Euro 
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Die Gemeinden  
 
Seit dem Jahr 2011 gehören alle 116 Gemeinden 
Südtirols zum Zuständigkeitsbereich der Volksan-
waltschaft (siehe Anhang 1).  
Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass 
sich die Zusammenarbeit mit den Gemeinden in 
den letzten Jahren gefestigt hat. Der Großteil der 
Gemeindeverantwortlichen zeigte guten Willen bei 
der Suche nach Lösungen und die Stellungnah-
men folgten in einer angemessenen Zeitspanne. 
In der Volksanwaltschaft hat sich in der Praxis ei-
ne Toleranzfrist von einem Monat für den Erhalt 
von Antworten seitens der Gemeindeverwaltun-
gen eingependelt. Nachdem für den Bürger ein 
Monat Wartezeit eine andere Wertigkeit hat als für 
den Verwaltungsapparat, möchte ich insbesonde-
re auf die zeitliche Zielvorgabe des Landesge-
setzes über die Volksanwaltschaft hinweisen. 
Gemäß Art. 3, 2. Absatz des LG 2010 Nr.3 legen 
die Volksanwältin und die verantwortlichen Be-
diensteten nämlich einvernehmlich den Zeitraum 
fest, innerhalb welchem der Sachverhalt, welcher 
zur Beschwerde Anlass gegeben hat, bereinigt 
werden kann. Sollte dieser Zeitrahmen über einen 
Monat hinausgehen, ist dies eigens zu begründen 
und dem Bürger mitzuteilen. In diesem Sinne er-
suche ich alle Beamtinnen und Beamten auf die 
Schreiben der Volksanwaltschaft sofort zu reagie-
ren.  
 
Immer wieder wird die Volksanwaltschaft damit 
konfrontiert, dass Gemeinden grundsätzlich dazu 
bereit wären, einen Vergleich mit den Bürgern ab-
zuschließen, konkret aber aus Furcht vor dem 
Rechnungshof davor zurückschrecken.  
So im Fall der Beschwerdeführerin, welche in ihrer 
Heimatgemeinde ein Grundstück unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt hatte. Trotz mehrmaliger Auf-
forderungen gab die Gemeinde die Liegenschaft 
nicht frei. Jahrelang ging es hin und her, wobei die 
Bürgerin unmissverständlich die Rückerstattung 
forderte, die Gemeinde hingegen auf eine Vermie-
tung drängte. Nach Intervention der Volksanwalt-
schaft erklärte sich die Gemeinde bereit, die Lie-
genschaft wieder zurückzustellen. Offen blieb 
aber das Thema der Höhe der Entschädigung für 
die Besetzung ohne Rechtstitel (52/2012). 
In einem anderen Fall konnte die Angelegenheit 
durch ein externes Gutachten gelöst werden. 

Konkret ging es um Altersheimkosten. Als der ge-
trennte Ehemann ins Altersheim ging, wurde die 
Ehefrau vom Sozialsprengel nicht an der Bezah-
lung der Kosten beteiligt. Als der Ehemann ver-
starb und die Frau die Hinterbliebenenrente er-
hielt, forderte die Gemeinde aufgrund des 
Erhaltens dieser Rente plötzlich die Rückerstat-
tung der von ihr an Stelle des Verstorbenen ge-
tragenen Altersheimkosten. Die Volksanwaltschaft 
wies darauf hin, dass die Hinterbliebenenrente 
kein Erbe darstellt und dass die Gemeinde im 
konkreten Fall auch kein Rückzahlungsrecht der 
getrennten Ehefrau gegenüber aufwies. Die be-
troffene Gemeinde wollte auf die Forderung rein 
aufgrund der Intervention der Volksanwaltschaft 
aber nicht verzichten und lenkte erst ein, nachdem 
sie eine Stellungnahme beim Amt für Senioren 
und Sozialsprengel eingeholt hatte. Dieses bestä-
tigte, dass laut Landesgesetzgebung der getrenn-
te Ehepartner ab gerichtlicher Trennung nicht 
mehr bei der Berechnung der Tarife berücksichtigt 
wird (107/2013).  
Auch in diesem Berichtsjahr war die Wirtschafts-
krise spürbar und ein Trend, der sich schon in den 
letzten Jahren abzeichnete, hat sich fortgesetzt: 
Die Bürger und Bürgerinnen hinterfragen und 
beanstanden die Zahlungsaufforderungen der 
Gemeinden immer häufiger, auch wenn es um 
sehr geringe Geldbeträge geht. Es handelt sich 
dabei um Strafbescheide für Verkehrsvergehen, 
Gemeindesteuer auf Immobilien und den Bereiche 
Müllabfuhr.  
Umgekehrt treiben die Gemeinden jeden ge-
schuldeten Euro ein und die Bürger fühlen sich 
oft ungerecht behandelt, auch wenn der Zah-
lungsbescheid rechtlich korrekt ist. In einigen Fäl-
len beispielsweise wandten sich Bürgerinnen und 
Bürger an die Volksanwaltschaft mit Fragen zur 
Rechtmäßigkeit rückwirkender Zahlungsforderun-
gen seitens ihrer Gemeinde für die oft langjährige 
Besetzung öffentlichen Grundes ohne einen an-
gemessenen Rechtstitel. Für diese Bürgerinnen 
und Bürger ist es unverständlich, dass die Ge-
meinden, die jahrelang sich zur Nutzung nicht ge-
äußert haben, nun plötzlich auch rückwirkend eine 
Benutzungsentschädigung fordern können 
(260/2013).  
 
Ein häufiges vor allem telefonisches Anliegen sind 
Fragen oder Einwände gegen Strafzettel von 
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Gemeindepolizisten. Die Volksanwaltschaft ver-
weist zumeist auf die auf den Strafzetteln ange-
führten Rechtsmittel, da in seltenen Fällen die 
Voraussetzungen für die Annullierung auf dem 
Selbstschutzwege bestehen. In einem Fall bean-
standete die betroffene Bürgerin einen nachfol-
genden Bescheid über 300 Euro, obwohl sie den 
Strafzettel sofort beglichen hatte. Da sie die Ei-
gentümerin des Fahrzeuges und selbst am Steuer 
war, hatte sie die vorgeschriebene Mitteilung der 
Personen- und Führerscheindaten der Fahrzeug-
lenkerin an die Polizei als überflüssig erachtet. Die 
Plicht zur Mitteilung ist von der Straßenverkehrs-
ordnung vorgesehen und dient dazu, den effekti-
ven Verkehrssündern die Führerscheinpunkte ab-
zuziehen. Da laut Auskünften der Polizei immer 
noch viele Bürgerinnen und Bürger die Aufforde-
rung zu dieser Mitteilung missverstehen würden, 
veröffentlichte die Volksanwaltschaft einen ent-
sprechenden Fall in ihrer Zeitungsrubrik 
(345/2013).  
 
 
Gemeindeabgaben 
 
Die Gemeindesteuer auf Immobilien IMU war 
auch in diesem Berichtsjahr ein großes Thema. 
Anrufe, E-Mails und schriftliche Beschwerden 
häuften sich. Die andauernd abgeänderte, unge-
wisse und auch unzuverlässige staatliche Gesetz-
gebung hat das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in die öffentlichen Institutionen erschüttert. 
Fast immer wollten sie überprüfen lassen, ob der 
korrekte Steuersatz angewendet worden war 
(219/2013 oder 337/13). Häufig ging es den Bür-
gerinnen und Bürgern darum, ihren Unmut über 
den erhöhten Steuerdruck kund zu tun. Nachdem 
manche Steuersätze an den Wohnsitz gebunden 
sind, waren der meldeamtliche und der tatsächli-
che Wohnsitz zunehmend ein Thema.  
Die meisten Anfragen konnten aufgrund der IMU 
Verordnungen der Gemeinden, welche auf den 
Internetseiten derselben abgerufen werden kön-
nen, schnell geklärt werden. Es traten aber auch 
komplexere Fragestellungen auf:  
So die Anfrage eines Bürgers, welcher Eigentü-
mer einer Immobilie im Kondominium ist. Seine 
mit ihm in Gütertrennung lebende Frau hat nach-
folgend im selben Kondominium eine angrenzen-
de Wohneinheit erworben. Die Immobilien wurden 

intern verbunden und werden zusammen als Fa-
milienwohnung verwendet. Die IMU Verordnung 
der Gemeinde des Beschwerdeführers sieht die 
Möglichkeit eines herabgesetzten Hebesatzes vor, 
wenn erklärt wird, dass die angrenzende Woh-
nung vom selben Haushalt verwendet wird. Der 
Beschwerdeführer hat jedoch in den nationalen 
Medien von der Möglichkeit gelesen in diesem 
Fall den herabgesetzten Steuersatz für die Erst-
wohnung auf beide Wohneinheiten anzuwenden. 
Die Frage war nun, ob diese Möglichkeit auch in 
Südtirol und in seinem konkreten Fall besteht. Mit 
dem Direktor des Katasterinspektorates konnte 
schließlich geklärt werden, dass auch in Südtirol 
für Wohnungen, die unterschiedlichen Eigentü-
mern gehören und gemeinsam bewohnt werden, 
ein für die IMU relevanter gemeinsamer Ertrags-
wert beantragt werden kann. Allerdings nur, wenn 
aufgrund der baulichen Umgestaltung die einzel-
nen Wohnungen nicht mehr autonom verwendet 
werden können (716/2012). 
 
In diesem Zusammenhang muss die Musterver-
ordnung für die IMU des Gemeindeverbandes po-
sitiv hervorgehoben werden. Sie berücksichtigt 
den Umstand, dass immer mehr Paare, verheira-
tete oder unverheiratete, bewusst getrennt Eigen-
tumswohnungen erwerben und diese zu ihrer Ab-
sicherung auch weiterhin im getrennten Eigentum 
belassen wollen. Es werden Steuerbegünstigun-
gen für die angrenzende Wohnung vorgesehen, 
welche vom gleichen Haushalt der Hauptwohnung 
genützt wird. Diese Familien oder Paare können 
auf eine Wohnung den Steuersatz der Erstwoh-
nung und auf die andere einen begünstigten 
Steuersatz anwenden.  
 
Durch die Einführung des neuen Müllsammelsys-
tems in der Gemeinde Bozen waren auch die 
Müllgebühren und Geldbußen der Müllsünder ein 
häufiges Thema: Nachdem es offensichtlich un-
möglich ist, jede Müllsünderin und jeden Müllsün-
der konsequent zu strafen, zielt die Verwaltung 
richtigerweise vor allem auf die Eigenverantwor-
tung ihrer Bürgerinnen und Bürger hin und kon-
zentriert sich auf Information und Sensibilisierung. 
Die von der Gemeinde verhängten Geldbußen 
wegen illegaler Müllablagerung waren alle korrekt 
(695/2013).  
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Die Notwendigkeit vieler Bürgerinnen und Bürger, 
vermehrt auf ihre Ausgaben achten zu müssen, 
hat im Berichtsjahr zu Beanstandungen von Müll-
rechnungen geführt. Die Betroffenen empfinden 
es als ungerecht, eine Müllrechnung oder einen 
Mülltarif bezahlen zu müssen, der nicht in direk-
tem Zusammenhang mit dem produzierten Müll 
steht. So beklagte sich beispielsweise eine Bürge-
rin darüber, dass sie in einer Gemeinde Südtirols 
eine Eigentumswohnung besitzt und dort auch ih-
ren Wohnsitz hat. In der Stadt Bozen hat sie zu-
sätzlich für sich eine Zweitwohnung gemietet. 
Während sie vor einigen Jahren noch einen redu-
zierten Mülltarif bezahlte, weil sie die Wohnung ja 
nicht ständig bewohnt, zahlt sie inzwischen den 
Tarif einer vierköpfigen Familie und dies obwohl 
sie alleinstehend ist. Die Überprüfung der Angele-
genheit ergab, dass die Verordnung über die An-
wendung der Abfallgebühr in der Gemeinde Bo-
zen bei Nicht Ansässigen vorsieht, dass der 
Haushalt nach Personen berechnet wird, wobei 
für alle 25m² eine Person gerechnet wird. Die 
Bürgerin blieb auch mit dieser Rechtsauskunft un-
zufrieden (773/2013). 
 
 
Bauen und Wohnen 
 
Besonders im Bereich des Bauwesens ist der 
Kontakt zwischen den Bürgerinnen und Bürgern 
und der Gemeindeverwaltung, welche die nötigen 
Baukonzessionen erteilt, nicht immer konfliktfrei.  
 
Viele Bürger wünschen sich im Bereich der Urba-
nistik von der Volksanwaltschaft eine Überprü-
fung, ob die Vorgangsweise der Gemeinde in 
Bezug auf das Raumordnungsgesetz rechtlich 
korrekt ist. Manche wenden sich schon im Vor-
feld einer anstehenden Entscheidung der Ge-
meinde an uns, um zu erfahren, ob die Verfah-
rensweise der Gemeinde rechtmäßig ist. Es 
besteht dabei das Bedürfnis, von einer neutralen 
Stelle Informationen über die herrschende Geset-
zeslage einzuholen. Neben Fragen zu Grenz- 
bzw. Gebäudeabständen bewegen die Bürger und 
Bürgerinnen folgende Fragen: „Ist die Gemeinde 
nicht verpflichtet mir mitzuteilen, dass mein Nach-
bar ein Bauprojekt eingereicht hat? Was passiert, 
wenn der Nachbar nicht laut genehmigtem Projekt 
baut und z. B. die Abstände nicht einhält? Muss 

die Gemeinde dann von Amts wegen tätig wer-
den? Habe ich eine Möglichkeit, sofort etwas da-
gegen zu unternehmen? Wenn der Bau schon 
steht, welche Möglichkeiten habe ich dann? Was 
passiert, wenn einer Abbruchsverfügung nicht 
Folge geleistet wird und die Gemeinde nicht tätig 
wird?“  
Andere Fragen betreffen politische Entscheidun-
gen der Gemeinden, die nicht in den Kompetenz-
bereich der Volksanwaltschaft fallen. Trotzdem 
legen viele Bürger Wert auf eine unabhängige 
Meinung der Volksanwaltschaft und informieren 
sich beispielsweise über die Rechtsmittel gegen 
eine anstehende Änderung des Bauleitplanes.  
Gerade im Bereich des Baurechtes gibt es immer 
wieder rechtliche Unsicherheiten, die auch eine 
Intervention der Volksanwaltschaft oftmals 
schwierig gestalten. Beinahe noch mehr als die 
Bürger klagen die Beamten, dass das Landes-
raumordnungsgesetz trotz Überarbeitung im 
Aufbau nicht organisch und zu wenig klar sei. Es 
regelt einerseits zu viele Einzelfälle und lässt an-
dererseits zu viele Interpretationsmöglichkeiten 
offen. Die Folge davon sind unzufriedene Bürger, 
die im Bausünder den Schlauen sehen, welcher 
nachträglich auch noch belohnt wird.  
Die Behörde sucht bei einer unklaren Formulie-
rung der Rechtsnorm oftmals nach der Lösung, 
die sie am wenigsten dem Risiko eines Gerichts-
verfahrens aussetzt, oder nach einer Lösung, die 
sich zumindest mit Gerichtsurteilen untermauern 
lässt. Und während sich die Beamtenschaft mit 
der unsicheren Rechtslage und der Furcht vor Ge-
richtsverfahren, Prozesskosten und Rechnungs-
hof plagt, fühlen sich die Bürgerinnen und Bürger 
ungerecht behandelt: Sie können nicht verstehen, 
warum in ihrer Gemeinde verboten ist, was ande-
renorts erlaubt ist und sind der Ansicht, der Macht 
und Willkür der Beamtenschaft ausgesetzt zu 
sein.  
 
Auch die Volksanwaltschaft fühlt das Dilemma, 
wenn Bürgerinnen und Bürger sich an sie wen-
den, um eine „klare“ Rechtsauskunft zu erhalten 
und eine solche nicht erteilt werden kann.  
Mit der Gemeinde Bozen konnte im Berichtsjahr 
der bereits im vergangenen Tätigkeitsbericht ge-
schilderte Fall zur Abbruchverfügung eines Spiel-
häuschens für Kinder endlich geklärt werden. 
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Eine Bozner Familie hatte vor rund 40 Jahren im 
Garten ein Spielhäuschen aus Holz für ihre Kinder 
errichtet, welches nunmehr von den Enkeln ver-
wendet wird. Das Häuschen ist gerade einmal 1,5 
m x 1,25 m x 1,9 m groß. Die Gemeinde der Be-
schwerdeführer ordnete im Jahr 2011 den Ab-
bruch des Häuschens an, da widerrechtlich er-
baut. Die Beschwerdeführer traten mit der Frage 
an die Volksanwaltschaft heran, ob genanntes 
Häuschen, aufgrund seines geringen Ausmaßes 
und seiner Zweckbestimmung, aus urbanistischer 
Sicht überhaupt relevant ist, sprich ob es dafür 
überhaupt Baugenehmigungen braucht. Die 
Volksanwaltschaft überprüfte, dass es keine spe-
zifische gesetzliche Regelung zum Thema gibt, 
doch Rechtsprechung, die die These der Be-
schwerdeführer unterstützen konnte. Auch wies 
sie die Gemeinde darauf hin, dass landesweit 
Familien mit Garten ihren Kindern Spielhäuschen 
errichten ohne hierfür Baukonzessionen einzuho-
len. Die Volksanwaltschaft unterstützte daher die 
These, dass genannte Spielhäuschen, aufgrund 
ihres geringen Ausmaßes und ihrer Zweckbe-
stimmung, aus urbanistischer Sicht nicht relevant 
sind. Im September 2011 wurde die Abbruchver-
fügung von der Gemeinde zeitweilig ausgesetzt, 
um die Angelegenheit mit der Volksanwaltschaft 
zu klären. Die Volksanwaltschaft wandte sich zu-
letzt an das ehemalige Landesamt für Planungs- 
und Baurecht, um eine weitere außenstehende 
Rechtsmeinung einzuholen. Unter Berücksichti-
gung der Schreiben der Volksanwaltschaft und in 
Anlehnung  an das Gutachten des Amtes für Pla-
nungs- und Baurecht, welches das Spielhäuschen 
ebenso urbanistisch für nicht relevant hielt, ordne-
te der Bürgermeister letztendlich im Mai 2013 die 
Archivierung des Verfahrens an (217/2011). 
 
Häufig wird die mangelnde Information zum Bau-
vorhaben der Nachbarn beanstandet. In ihrem In-
formationsrecht beschnitten fühlen sich die Bür-
ger, wenn sie von den Gemeinden vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden. Es kamen Bürger in 
die Sprechstunde und berichteten aufgebracht 
von Bauvorhaben des Nachbarn, von welchen sie 
erst erfahren hatten, als die Baustelle eingerichtet 
wurde. Tatsache ist, dass nur wenige Bürger re-
gelmäßig die Amtstafeln der Gemeinde studieren 
und hierdurch über die Bauvorhaben in ihrer Um-
gebung informiert werden.  

So klagte eine Bürgerin darüber, dass das Bau-
vorhaben des Nachbarn aufgrund eines einge-
reichten und bereits genehmigten Projektes, die 
Wohnqualität ihres Wohnhauses deutlich beein-
trächtigen würde. Der wesentliche Kritikpunkt der 
Beschwerdeführerin an der Vorgangsweise der 
Gemeinde war, dass sie nicht vor Erlass der Bau-
konzession angehört worden war. Die nachfol-
genden Vermittlungsgespräche gestalteten sich 
schwierig: Durch das persönliche Engagement 
des Bürgermeisters wurde schließlich ein Varian-
teprojekt eingereicht, welches die Vorstellungen 
der Beschwerdeführerin berücksichtigte, indem 
die beanstandeten Erker gestrichen wurden 
(170/2013 und 344/2013).  
 
Gerade im Bausektor zeigt sich die Bedeutung der 
Miteinbeziehung der Anrainer vor Erlass einer 
Baukonzession. Es ist absolut empfehlenswert, 
die Bürger von Anfang an, in jedes Bauvorhaben 
einzubinden, welches sie unmittelbar betrifft. Wie 
es bereits in einigen Gemeinden Südtirols der Fall 
ist, können durch direkte Einbeziehung der Betrof-
fenen strittige Punkte von Anfang an geklärt und 
ausgeräumt werden. Dies hat ein größeres Ver-
trauen in die Vorgehensweise der Verwaltung zur 
Folge und vermeidet weiters kosten- und zeitauf-
wändige Rekurse. Im besten Fall jedoch bespricht 
die Gemeinde auf eigene Initiative mit allen Be-
troffenen ein Projekt so lange, bis ein Konsens, 
beziehungsweise eine einvernehmliche Lösung, 
gefunden werden kann.  
 
Der Aufgabe, die Bautätigkeit im Gemeindegebiet 
zu überwachen und bei einer widerrechtlichen 
Bauführung das Bauvorhaben einzustellen und 
den Abbruch zu verfügen, kommen die Bürger-
meister erfahrungsgemäß in unterschiedlicher 
Weise nach. Schwierig wird die Situation immer 
dann, wenn es in diesem Bereich zu einer Über-
schneidung mit privatrechtlichen Interessen 
kommt. Wenn sich streitende Anrainer an die 
Gemeinde wenden und fordern, gegen mutmaßli-
che Bauvergehen ihrer verwandten Nachbarn vor-
zugehen, neigen viele Gemeinden dazu, die an-
stehende urbanistische Entscheidung auf die 
lange Bank zu schieben. Verständlicherweise 
möchten sie nicht in Familienstreitigkeiten hinein-
gezogen werden. Aber dies hat dann meist zur 
Folge, dass sich die Fronten noch mehr verhärten 
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und der Gemeindeverwaltung Untätigkeit vorge-
worfen wird. Es ist dann unsere Aufgabe, einer-
seits von der Gemeinde eine urbanistische Ent-
scheidung zu fordern und andererseits den 
Bürgern die Grenzen der Interventionsmöglichkei-
ten der Gemeinde zu verdeutlichen.  
Meine Erfahrung ist: Je klarer und konsequenter 
eine Gemeindeverwaltung gegen Bauvergehen 
vorgeht, desto größer ist ihr Ansehen. Drückt sie 
da und dort ein Auge zu, kann das eine Zeit lang 
gut gehen, führt aber früher oder später unweiger-
lich dazu, dass sich die Nachbarn gegenseitig an-
zeigen, vor Gericht ziehen und die Gemeindever-
waltung – zu Recht – kritisiert wird.  
 
Das Prinzip der Transparenz der Verwaltung ist 
oberstes Gebot und der Aktenzugang sollte dem 
Gesetz entsprechend ohne Schwierigkeiten ge-
währt werden. Die Volksanwaltschaft wird immer 
wieder im Bereich des Rechtes auf Akteneinsicht 
“zu Rate gezogen”. In manchen Fällen konnte be-
reits durch eine mündliche Intervention bei den 
zuständigen Behörden der anfänglich verweigerte 
oder ungebührlich lang hinausgezögerte Aktenzu-
gang erreicht werden. Andere Male bedurfte es 
einer regen und beharrlichen Korrespondenz, um 
die zustehende Akteneinsicht für die Betroffenen 
zu erwirken (415/2013). Ein Thema war auch im-
mer wieder der Zugang zu Umweltinformationen, 
wo die öffentlichen Verwaltungen jeder Antragstel-
lerin und jedem Antragsteller, Einsicht in die ge-
wünschten Unterlagen gewähren müssen, und 
dies ohne ein persönliches und konkretes Interes-
se.  
 
In einigen Fällen hatte ich den Eindruck, dass die 
Gemeindeverwaltung ihren Bürgerinnen und Bür-
gern gegenüber nicht die notwendige Distanz 
und Sachlichkeit aufbrachte.  
In einem Fall fehlte beispielsweise die notwendige 
Bereitschaft nach Lösungen zu suchen: Eine Bür-
gerin beschwerte sich, dass die Gemeinde die 
Bindung ihrer Wohnung nicht löschen wollte, ob-
wohl sie schon seit 1980 darin wohnt. Die Ge-
meinde stellte sich auf den Standpunkt, dass die 
Löschung nicht möglich sei, weil die Bewohnbar-
keitserklärung erst im Jahr 2006 gewährt worden 
war. Warum die betreffende Familie nicht vor 
2006 um die Bewohnbarkeitserklärung angesucht 
hatte, war im Nachhinein nicht mehr zu rekon-

struieren. Die Volksanwaltschaft wies darauf hin, 
dass auch die Gemeinde ihrer Pflicht nicht nach-
gekommen war, die Familie darauf hinzuweisen, 
dass sie die Wohnung unrechtmäßig besetzt. Wir 
betonten auch, dass es nicht darum geht, nach 
Schuldigen für die Versäumnisse zu suchen, son-
dern eine konkrete Lösung zu erarbeiten. Erst mit 
tatkräftiger Unterstützung der Abteilung Woh-
nungsbau konnte die Bindung gelöscht werden 
(574/2013). 
In einem anderen Fall traf die Gemeinde keine 
Entscheidung und setzte nur die Schritte, welche 
unbedingt notwendig waren, um nicht als untätig 
dazustehen. Dadurch zögerte sie die Entschei-
dung eines Bauantrages jahrelang hinaus, weil 
eine einflussreiche Familie in der Gemeinde das 
betreffende Bauvorhaben verhindern wollte 
(223/2013).  
In einem weiteren Fall wurden gesetzlich vorge-
sehene Maßnahmen unterlassen: Eine Bürgerin, 
beschwerte sich darüber, dass sich die Gemeinde 
weigert, den Ex-Mann aus dem Familienbogen zu 
löschen. Sie war gerichtlich getrennt und hatte der 
Gemeinde schon vor zwei Jahren schriftlich mitge-
teilt, dass der Ex-Mann nicht mehr mit ihr und den 
drei Kindern in derselben Wohnung wohnt. Sie 
ersuchte um eine entsprechende Änderung des 
Familienbogens. Als Antwort erhielt sie ein 
Schreiben der Gemeinde, welches einerseits bes-
tätigte, dass der Ex-Mann nicht mehr in der be-
sagten Wohnung lebt. Andererseits wurde ihr aber 
mitgeteilt, dass die Gemeinde keine Wohnsitzän-
derung vornehme, weil der derzeitige Wohnort 
des Ex-Mannes nur aus einem Zimmer besteht. 
Die Volksanwaltschaft forderte den Bürgermeister 
auf, umgehend Kontrollen durchzuführen und die 
Wohnsitzänderung vorzunehmen. Dabei wies sie 
darauf hin, dass die Bürgerin seit Monaten das 
Anrecht auf das Familiengeld verloren hatte, weil 
das Einkommen des Ex-Mannes mit berücksich-
tigt wurde (801/2013).  
 
 
Meldeamtlichen Angelegenheiten 
 
Ein Thema im abgelaufenen Berichtsjahr war – 
wie auch in den vorhergehenden Jahren – der 
meldeamtliche Wohnsitz. Das Staatsgesetz ist in 
diesem Punkt ganz eindeutig: Der meldeamtliche 
Wohnsitz muss dort angegeben werden, wo sich 
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die Person üblicherweise aufhält. Wenn es zwi-
schen üblichem Aufenthaltsort und meldeamtli-
chen Wohnsitz keine Übereinstimmung gibt, kann 
jemand von Amts wegen bei einer Gemeinde 
meldeamtlich gestrichen werden und bei einer an-
deren Gemeinde eingetragen werden.  
 
In einem Fall wurde der Wohnsitz der Familie we-
gen Unauffindbarkeit gestrichen. Vorausgegangen 
waren die Nichtanwesenheit bei der Volkszählung 
und mehrere Kontrollen seitens der Gemeinde. 
Bei der letzten Kontrolle wurden die Frau und ihr 
Sohn jedoch von den Beamten in ihrer Wohnung 
angetroffen. Als sie aber der Aufforderung, beim 
Meldeamt persönlich zu erscheinen, nicht nach-
kamen, wurde der Wohnsitz kurzerhand gestri-
chen. Die Volksanwaltschaft hat die Gemeinde 
darauf hingewiesen, dass die Streichung nicht nur 
eine lange und ununterbrochene und durch Kon-
trollen dokumentierte Abwesenheit voraussetzt, 
sondern auch die absolute Unkenntnis des Wohn-
ortes der betreffenden Personen. Die Gemeinde 
hat daraufhin die Streichung im Selbstschutzwege 
widerrufen (670/2013). 
 
In einem anderen Fall wandte sich die Südtiroler 
Pflegefamilie eines 18jährigen bosnischen Mäd-
chens an die Volksanwaltschaft. Die junge Frau 
wollte die italienische Staatsbürgerschaft wegen 
10jähriger Ansässigkeit beantragen. Dabei be-
merkte sie aber, dass ihr Wohnsitz in der Ge-
meinde, in welcher sie vorher ansässig war, we-
gen Abwanderung ins Ausland gelöscht worden 
war. Sechs Tage später wurde sie dann im Mel-
deamt der aktuellen Wohnsitzgemeinde als eine 
vom Ausland eingewanderte Bürgerin wieder ein-
getragen. Folglich fehlten 6 Tage, um die Staats-
bürgerschaft zu beantragen. Die Überprüfung des 
Falles ergab, dass die Gemeinde die Löschung 
nur aufgrund eines Schreibens der Wohnungs-
vermieterin verfügt hatte. Die Volksanwaltschaft 
machte die Gemeinde darauf aufmerksam, dass 
eine solche Streichung von der betroffenen Per-
son selbst beantragt werden muss. Da auch meh-
rere Dokumente (Schulbesuch, Aufenthalt im Süd-
tiroler Kinderdorf) eindeutig belegten, dass das 
Mädchen im besagten Zeitraum das Land Südtirol 
nie verlassen hatte, hob die Gemeinde die Strei-
chung im Selbstschutzwege auf. Somit stand der 

Beantragung der italienischen Staatsbürgerschaft 
nichts mehr im Wege (382/2013). 
 
In manchen Fällen allerdings ist die Volksanwalt-
schaft mit Beschwerden konfrontiert, die nicht auf 
ein Fehlverhalten der Verwaltung sondern auf 
mangelnde Eigenverantwortlichkeit der Bürgerin-
nen und Bürger zurückzuführen sind. Gerade in 
diesen Fällen sind die Beschwerdeführerinnen 
und Beschwerdeführer oftmals unzufrieden.  
So im Fall des ausländischen Ansässigen, der 
nach Ablauf der zehn Jahre Ansässigkeit die 
Staatsbürgerschaft beantragen wollte.  
Laut Staatsgesetz ist die Ansässigkeit durch den 
meldeamtlichen Wohnsitz nachzuweisen. Im vor-
liegenden Fall war der Beschwerdeführer im Laufe 
der zehn Jahre in der Ansitzgemeinde umgezo-
gen, ohne dieser die neue Adresse mitzuteilen. 
Die Gemeinde hatte ihn im Zuge der Kontrollen 
bei der offiziellen Wohnsitzadresse nicht angetrof-
fen und hatte daraufhin ein Verfahren zur Lö-
schung des Wohnsitzes eingeleitet. Alle Mitteilun-
gen zum Verfahren wurden an die offizielle 
Adresse geschickt. Als der Beschwerdeführer im 
Nachhinein erfuhr, dass er gelöscht worden war, 
focht er die Löschung nicht an, sondern trug sich 
schlicht wieder ein. Erst im Zuge seines Antrages 
für den Erwerb der Staatsbürgerschaft wurde er 
darauf aufmerksam gemacht, dass er auf diese 
Weise die durchgehende zehnjährige Ansässig-
keit nicht mehr aufwies (215/2013).  
 
 
Lärmbelästigung 
 
Die Beschwerden betrafen die Lärmbelästigung, 
welche vor allem von Pubs und Diskotheken so-
wie Gastbetrieben in Wohngebieten verursacht 
wurde. Die von Lärm geplagten Bürger verlangten 
von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, 
als Zuständige für die öffentliche Ordnung und Si-
cherheit, zusätzliche Kontrollen zur Einhaltung der 
Sperrstunden durch die Polizei und entsprechen-
de Lärmmessungen vom Amt für Luft und Lärm. 
Das Problem ist vielschichtig, da es um die Lärm-
schutzbestimmungen geht, deren Einhaltung 
zugleich die Gemeinde- und die Landesverwal-
tung überwachen. Leider ist die Vorgangsweise 
zwischen Gemeinde und Land nicht einheitlich 
und koordiniert.  
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Als Beispiel dafür soll ein Fall in der Gemeinde 
Bozen dargelegt werden: Die Bewohner eines 
Wohnhauses in der Altstadt, in welchem auch ei-
ne Gastwirtschaft untergebracht war, wandten 
sich an die Volksanwaltschaft: Sie beschwerten 
sich darüber, dass seit mit Dekret des Landes-
hauptmanns im darunterliegenden Lokal drei Li-
vekonzerte pro Woche genehmigt worden waren, 
an diesen Tagen nicht mehr an Schlaf zu denken 
war. Die Bewohner hatten ihre Beschwerde 
gleichzeitig auch dem Land und der Gemeinde 
unterbreitet. Die Gemeinde reagierte sofort und 
führte Kontrollen durch. Es wurde eine hohe 
Lärmbelästigung festgestellt, da der Gastbetrieb 
entgegen jeder Vorschrift die Türen und Fenster 
zu später Stunde geöffnet hielt. Daraufhin redu-
zierte die Gemeinde die Musikabende von drei auf 
zwei und verordnete, dass alle Fenster und Türen 
ab 22.00 Uhr geschlossen bleiben müssen. Als 
dann das Land die Anzahl der Veranstaltungen 
wieder erhöhte und eine Verlängerung der Musik-
darbietungen genehmigte, reichte die Gemeinde 
eine Aufsichtsbeschwerde bei der Landesregie-
rung ein. Diese wurde, wenn auch nur teilweise, 
angenommen. Um dem Tauziehen zwischen Land 
und Gemeinde ein Ende zu setzen, forderte die 
Gemeinde schlussendlich den Gastbetrieb auf, 
innerhalb von 30 Tagen eine entsprechende 
Schallisolierung anzubringen. Dabei war eine Be-
scheinigung über die durchgeführten Arbeiten von 
einem im Landesverzeichnis eingetragenen Tech-
nikers für Akustik vorzulegen (283/2012).  
 
Bei den Beschwerden über Lärmbelästigung ver-
wiesen die Nachbarn auch auf andere Unannehm-
lichkeiten (wie z.B. nächtliches Klingeln an den 
Hausglocken, Beschädigung der parkenden Au-
tos, Benützung der Höfe als Abfalleimer und Toi-
letten), welche nicht auf die mangelnde Einhaltung 
von Verwaltungsmaßnahmen zurückzuführen wa-
ren, sondern immer in den privatrechtlichen Be-
reich fielen. 
 
Das größte Problem im Bereich Lärmschutz ist, 
dass viele Bestimmungen nur programmatischen 
Charakter haben. Der gesetzliche Rahmen bietet 
den Bürgerinnen und Bürgern bislang keine direk-
ten und genau definierten Schutzmaßnahmen. 
Auch sehen die Gesetze keine Fristen vor, inner-
halb welcher die öffentlichen Verwaltungen oder 

Betreibergesellschaften aktiv werden müssten. Es 
ist zu hoffen, dass die Gemeinden den Spielraum 
des neuen LG 20/2012 entsprechend nutzen.  
 
 
Zusammenarbeit 
 
Eine einheitliche Aussage über die Zusammenar-
beit mit den Gemeinden ist nicht möglich. Vielfach 
hängt sie von den Werten ab, welche die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister und die Füh-
rungskräfte der Gemeinde verkörpern. Wenn sich 
diese nach Werten wie Klarheit und Transparenz 
im Verwaltungshandeln richten, wenn sie den Mut 
haben, eigene Entscheidungen zu hinterfragen 
und offen für neue Lösungswege sind, dann ge-
lingt es meist, eine zufrieden stellende Lösung für 
beide Seiten zu finden.  
Eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen einer 
Gemeinde und der Volksanwaltschaft stärkt das 
Vertrauen des Bürgers in die Gemeindeverwal-
tung.  
Das beharrliche Festhalten an rechtlich zweifel-
haften Standpunkten, untransparentes Verwal-
tungshandeln und unzutreffende Stellungnahmen 
erschweren unsere Zusammenarbeit mit den Ge-
meinden und fördern das Misstrauen und ein Ge-
fühl der Ohnmacht des Bürgers gegenüber seiner 
Verwaltung.  
Als Beispiel dafür soll hier ein Beschwerdefall in 
einer Bauangelegenheit mit der Gemeinde 
Margreid an der Weinstraße angeführt werden 
(123/2013). Der Beschwerdeführer beanstandete 
die Rechtmäßigkeit der Baukonzession seiner 
Nachbarin. Gleich zu Beginn der Überprüfung des 
Beschwerdefalles habe ich als Volksanwältin die 
Empfehlung ausgesprochen, die soeben ausge-
stellte Baukonzession auszusetzen. Dabei ging es 
anfänglich nur darum abzuklären, ob sich das 
Bauprojekt auf einen Wiedergewinnungsplan be-
ziehen muss, welcher noch vor Einreichen des 
Projektes von der Gemeinde beschlossen worden 
war. Die Gemeinde kam der Empfehlung nicht 
nach und beharrte auf ihrem Rechtsstandpunkt. 
Sodann drängte sich zusätzlich die Frage auf, ob 
für die Konzessionierung der baulichen Eingriffe 
auf der denkmalgeschützten Parzelle das positive 
Gutachten des Denkmalschutzamtes eingeholt 
worden war. Die Gemeinde teilte der Volksanwalt-
schaft mit, dass für die wesentlichen Entschei-



VOLKSANWALTSCHAFT DES LANDES SÜDTIROL 
 
 

36 
 

dungen in dieser Bausache stets auch das Lan-
desdenkmalamt konsultiert zu haben. Die Volks-
anwaltschaft leitete die Frage, ob es zum konzes-
sionierten Projekt ein Gutachten des 
Denkmalschutzamtes gibt, dennoch an das Amt 
für Bau- und Kunstdenkmäler weiter. Dieses ant-
wortete sinngemäß, dass das Bauvorhaben die 
denkmalgeschützte Parzelle berührt, dass es zwar 
zu einem vorangegangenen Projekt der Bauherrin 
ein Gutachten mit Auflagen abgegeben hat, ge-
folgt von Lokalaugenscheinen und Aussprachen, 
dass es aber zu dem von der Gemeinde nunmehr 
übermittelten und konzessionierten Projekt kein 
Gutachten gibt. Auch fügte das Amt hinzu, dass 
es zum letztgenannten Projekt in der aktuellen 
Ausführung aus denkmalpflegerischer Sicht kein 
positives Gutachten abgeben kann. Daraufhin 
stellte die Gemeinde im Widerspruch zu den eige-
nen Erklärungen im Vorfeld die These auf, dass 
das Bauvorhaben die denkmalgeschützte Parzelle 
überhaupt nicht berührt. Die Vermittlung der 
Volksanwaltschaft blieb ergebnislos und der Be-
schwerdeführer wollte sich an einen Rechtsanwalt 
wenden. 
 
In den Stadtgemeinden Bozen, Brixen und Me-
ran wurde nach Absprache mit dem jeweiligen 
Bürgermeister und der Volksanwältin für alle Be-
lange der Volksanwaltschaft eine direkte An-
sprechperson bestimmt: Diese fungiert als Kon-
taktperson und Bindeglied zwischen der jeweiligen 
Gemeindeverwaltung und der Volksanwaltschaft 

und hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die 
zuständigen Gemeindeämter die Interventions-
schreiben der Volksanwaltschaft termingerecht 
beantworten. Dadurch kann die Zusammenarbeit 
unbürokratischer und direkter gestaltet werden.   
 
Nach den kritischen Rückmeldungen des Vorjah-
res hat sich die Zusammenarbeit mit der Stadt-
gemeinde Meran verbessert. Das Amt für Stadt-
planung und Privatbauten arbeitet mit der 
Volksanwaltschaft gut zusammen. Und die Stadt-
polizei von Meran zeichnet sich wie eh und je 
durch eine konstruktive, flexible und unbürokrati-
sche Zusammenarbeit aus. Nach der Vorstellung 
meines Tätigkeitberichts 2012 im Gemeinderat 
von Meran wurde mit dem Generalsekretär ver-
einbart, dass in näherer Zukunft eine Aussprache 
zwischen der Volksanwaltschaft und allen leiten-
den Gemeindebeamten stattfinden wird. Ziel der 
Aussprache ist es, die Aufgaben der Volksanwäl-
tin ausführlich zu erklären.  
 
Eine direkte Ansprechperson für die Volksanwalt-
schaft braucht es in der Stadtgemeinde Bruneck 
nicht: Der Bürgermeister, der Generalsekretär und 
die leitenden Beamten reagierten wie immer 
schnell und effizient auf alle Anfragen der Volks-
anwaltschaft. Außerdem sind die Bemühungen 
der Gemeinde die Verwaltung bürgerfreundlich zu 
gestalten ausdrücklich zu unterstreichen.  
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Bezirksgemeinschaften 
 
Die Zusammenarbeit mit den Sozialdiensten der 
Bezirksgemeinschaften und dem Betrieb für 
Sozialdienste Bozen war durchwegs gut und 
ermöglichte die Klärung vieler Fragen und 
Probleme auf informelle Art und Weise.  
Die Beschwerdefälle sind im Vorjahr von 130 auf 
191 gestiegen und haben sich im Berichtsjahr auf 
176 eingependelt. Da für die Rekurse gegen die 
Ablehnung einer finanziellen Sozialhilfe der Lan-
desbeirat für das Sozialwesen zuständig ist, wur-
den diese Fälle in der Volksanwaltschaft im Be-
reich der Landesverwaltung registriert.  
Zu unterstreichen ist, dass immer mehr Menschen 
mit finanziellen Schwierigkeiten und Schulden in 
ihrer Ratlosigkeit die Volksanwaltschaft aufsu-
chen. Die Fragen und Beschwerden bezüglich der 
Gewährung des Sozialen Mindesteinkommens 
haben zugenommen. Dabei beklagten die Bürger 
vor allem die Schwierigkeit, Arbeit zu finden und 
das angebliche Vorurteil der Verwaltung, dass in 
Südtirol jeder eine Arbeit finden müsse. Zuge-
nommen hat auch die Anzahl der Beschwerden 
von Bürgern, die sich von den Sozialassistentin-
nen und Sozialassistenten nicht gut betreut fühl-
ten. Meist ergab die Nachfrage der Volksanwalt-
schaft allerdings, dass die Beschwerdeführerinnen 
und Beschwerdeführer nicht mit dem Sprengel 
zusammenarbeiten wollten und jeden Vorschlag 
zur Verbesserung ihrer finanziellen Situation als 
persönlichen Angriff werteten. Für viele Bürger ist 
es nur schwer nachvollziehbar ist, dass sie eng 
mit den Sozialassistenten zusammenarbeiten 
müssen, wenn sie finanzielle Sozialhilfe erhalten 
wollen. Einerseits empfinden sie es als Angriff auf 
ihre persönliche Würde, dass sie Aufschluss über 
ihre Bankguthaben und ihr Privatleben geben 
müssen, andererseits leben viele von ihnen in 
Angst, dass die Gewährung des Beitrags ausge-
setzt wird und dass sie dadurch an den Rand des 
sozialen Abgrunds geraten.  
In einem Fall wandte sich die Volksanwaltschaft 
an eine Bezirksgemeinschaft, um darauf hinzu-
weisen, dass es für Menschen, die sich in einer 
misslichen finanziellen Lage befinden, äußerst 
hart ist, wenn die gesetzlich vorgesehenen Ver-
waltungsstrafen zur Gänze angewandt werden. 
Eine polnische Staatsbürgerin hatte dem zustän-
digen Sozialsprengel nicht mitgeteilt, dass sie ei-

ner Arbeit im Gastgewerbe nachgegangen war 
und folglich hat dieser den Unterhaltsvorschuss 
widerrufen. Gleichzeitig hat der Sozialsprengel 
eine Verwaltungsstrafe von 1800 Euro verhängt 
sowie den Ausschluss von 2 Jahren für einen 
neuen Antrag. Die Überprüfung der Volksanwalt-
schaft ergab, dass die Mutter in jedem Fall und 
ganz unabhängig von der Mitteilung des Arbeits-
verhältnisses Anspruch auf den Unterhaltsvor-
schuss gehabt hätte. Die Volksanwaltschaft hat 
die Bürgerin deshalb bei der Abfassung des Re-
kurses unterstützt, wobei besonders unterstrichen 
wurde, dass die Maßnahmen in keinem Verhältnis 
zur Zuwiderhandlung stehen. Der Rekurs wurde, 
wenngleich nach einer längeren Diskussion, abge-
lehnt und auch die Verwaltungsstrafe von 1.800 
Euro musste bezahlt werden. (143/2013 und 
742/2013).  
 
Das Wohnen wird in Zeiten der Wirtschaftskrise 
zunehmend zu einem existentiellen Problem. Die 
Beschwerden spiegeln hautnah die Geldnöte und 
oftmals Existenzängste der Bürgerinnen und Bür-
ger.  
Ab 1. Jänner 2013 wurden das vom Wobi ausge-
zahlte Wohngeld und das von den Sozialspren-
geln ausgezahlte Mietgeld zu einer einzigen neu-
en Leistung, dem Mietbeitrag, zusammengelegt. 
Dieser neue Mietbeitrag wird nun ausschließlich 
von den Sozialsprengeln ausgezahlt, und die Hö-
he des Mietbeitrags wird anhand der Kriterien der 
einheitlichen Erhebung von Einkommen und Ver-
mögen (EEVE) berechnet.  
Dies löste bei der Bevölkerung großen Missmut 
aus: Viele Wohngeldempfänger erhalten durch die 
Neuberechnung des Mietbeitrages durch die So-
zialsprengel nur mehr einen Bruchteil des ur-
sprünglichen Betrages. In einem Fall beispiels-
weise verringerte sich der Betrag von 300 Euro 
auf 30 Euro (553/2013) und in anderen Fällen 
gingen die Familien völlig leer laus.  
 
Somit ist das frühere Wohngeld des Wobi von ei-
ner allgemeinen Unterstützungsmaßnahme für 
Mieter zu einer Leistung der finanziellen Sozialhil-
fe geworden. Die Politik wird entscheiden müssen, 
ob sie nicht nur das Eigentum, sondern auch die 
Miete als Wohnform der Mittelschicht unterstützen 
will, oder ob sie die Miete als Wohnform nur mehr 
für sozial bedürftige Menschen ansehen will.  
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Besonderen Ärger rief bei den Bürgerinnen und 
Bürgern die Tatsache hervor, dass die Zusam-
menlegung in der Öffentlichkeit als Vorteil und 
als sinnvolle Vereinfachung dargestellt wurde: 
Mit der neuen Regelung werden beide Leistungen 
von einer einzigen Stelle ausgezahlt, die Ansu-
chenden müssen nur ein Formular ausfüllen und 
die Bearbeitungszeiten werden sich verkürzen.  
Die notwendigen Kürzungen von öffentlichen Leis-
tungen sollten von den politisch Verantwortlichen 
in Zukunft in jedem Fall offen und klar mitgeteilt 
und ausführlich begründet werden, damit sich die 
Bürgerinnen und Bürger nicht hintergangen füh-
len.  
Eine Bürgerin schreibt beispielsweise: „Die EEVE 
Erklärung hat uns Bürgern nichts erleichtert, im 
Gegenteil. Es ist viel bürokratischer Aufwand für 
nichts. Es wird in diesem Land immer von Verein-
fachung und Gerechtigkeit gesprochen aber es 
wird immer komplizierter und zu Unterstützungen 
kommt man immer weniger. Diese Bestimmungen 
jedenfalls sollten überarbeitet werden und den 
Leuten nicht als Vereinfachung der Bürokratie 
vorgegaukelt werden“ (470/2013).  
Es ist sehr bedauerlich, dass sich der Zorn der 
früheren Wohngeldempfänger nun gegen die EE-
VE richtet. Meines Erachtens stellt der Aufbau ei-
ner zentralen Datenbank und die Einführung der 
„Einheitlichen Einkommens- und Vermögenserklä-
rung“ (EEVE) einen Fortschritt dar. Sie ist ein gu-
tes bereichsübergreifendes Instrument für die Be-
dürftigkeitsmessung von Einzelpersonen und 
Familien. Sie kann in den verschiedenen Politik-
bereichen (Sozialhilfe, Gesundheit, Familienpoli-
tik, Bildung und Schule, Wohnbau) auf Landes-
ebene und Gemeindeebene eingesetzt werden. 
Die EEVE ist in der Sozialhilfe entwickelt worden 
und dann sukzessive auf den Bereich Gesundheit 
und Wohnbau ausgedehnt worden. Leistungen 
wie den Mietbeitrag über den Umweg der EEVE 
auf „Sozialhilfeniveau“ zu drücken ist inhaltlich 
bedenklich, setzt die EEVE als neutrales Instru-
ment unter Druck und gefährdet sie.  
 

Den zweiten Schwerpunkt der Beschwerden bilde-
ten die Aufforderungen zur Bezahlung der Al-
tersheimkosten für die Unterbringung der nahen 
Familienangehörigen im Altersheim. Viele Bürge-
rinnen und Bürger sind immer noch der Meinung, 
dass diese Kosten gänzlich die öffentliche Hand 
übernehmen müsste, weil sie ja Steuern bezahlen 
würden. Zum Teil ergriffen die Bezirksgemein-
schaften selbst die Initiative und schickten Bürge-
rinnen und Bürger zur Volksanwaltschaft, damit 
ihnen erklärt und bestätigt werden konnte, dass 
sie im Rahmen ihres Einkommens sehr wohl ei-
nen Beitrag zu den Unterbringungskosten ihrer 
Familienangehörigen leisten müssen.  
Immer mehr Bürgerinnen und Bürger äußern auch 
telefonisch ihre Ängste betreffend die Altersheim-
kosten ihrer Eltern, obwohl sich die Eltern noch 
bester Gesundheit und Autonomie erfreuen.  
Dabei ist die Frage der Schenkungen in Zusam-
menhang mit den Altersheimkosten ein häufiges 
Thema. Immer wieder geht es um die Frage, ob 
der Beschenkte nach Ablauf von 10 Jahren noch 
die Altersheimkosten tragen müsse. Das Anliegen 
der Volksanwaltschaft war es dabei, den Bürgern 
den Unterschied aufzuweisen zwischen der recht-
lichen Möglichkeit der öffentlichen Verwaltung, in-
nerhalb von 10 Jahren, den Beschenkten direkt 
zur Zahlung der Heimkosten aufzufordern, und 
der Unterhaltspflicht des Beschenkten laut Zivil-
gesetzbuch. Letztere gilt zeitlich unbeschränkt, 
muss allerdings vom Schenkungsgeber selbst gel-
tend gemacht werden. In anderen Worten soll 
dem beschenkten Bürger ins Bewusstsein gerufen 
werden, dass mit Ablauf der zehn Jahre die öffent-
liche Verwaltung die Bezahlung der Heimkosten 
von ihm als Beschenkten zwar nicht mehr fordern 
kann, er sich aber laut Zivilgesetzbuch um den 
Unterhalt des Schenkungsgebers kümmern muss, 
wenn dieser in einer Notlage ist.  
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DER STAAT UND  
DIE PERIPHEREN STAATLICHEN VERWALTUNGEN 

 
 
Bis zur Einrichtung eines gesamtstaatlichen 
Volksanwaltes üben die Volksanwälte der Regio-
nen und der autonomen Provinzen laut Artikel 16 
des Gesetzes vom 15. Mai 1997 Nr. 127 ihre insti-
tutionellen Aufgaben auch gegenüber den peri-
pheren Verwaltungen des Staates aus, soweit 
diese in ihrem territorialen Zuständigkeitsbereich 
tätig sind. Demzufolge sind die Volksanwälte der 
Regionen und der autonomen Provinzen verpflich-
tet, auch den Präsidenten von Senat und Abge-
ordnetenkammer jährlich einen Bericht über ihre 
im Vorjahr durchgeführte Tätigkeit zu übermitteln.  
 
Im Berichtsjahr 2013 haben 320 Bürgerinnen und 
Bürger eine Beschwerde an die Volksanwaltschaft 
herangetragen, welche die Staatsverwaltung oder 
die privatisierten Staatsdienste betraf. Die Anzahl 
der Fälle ist gestiegen und beträgt rund 9% aller 
Fälle, welche im Berichtsjahr in der Südtiroler 
Volksanwaltschaft verzeichnet wurden.  
 
Die Zusammenarbeit mit den staatlichen Ämtern 
kann im Allgemeinen als zufriedenstellend be-
zeichnet werden, ganz unabhängig davon, ob es 
sich um Ämter der zentralen Staatsverwaltung, 
um Ämter der peripheren Staatsverwaltungen 
oder um Aktiengesellschaften handelt, die einen 
öffentlichen Dienst versehen. Insgesamt haben 
sich die Beamtinnen und Beamten, mit denen die 
Volksanwaltschaft in Verbindung getreten ist, ent-
gegenkommend verhalten und den Bedürfnissen 
der Bürger Rechnung getragen.  
 
Das Regierungskommissariat für die Provinz 
Bozen war auch in diesem Berichtsjahr ein wich-
tiger Ansprechpartner in meldeamtlichen Angele-
genheiten. Die Fragen der Bürger betrafen vor al-
lem Rekurse gegen die Ablehnung des Gesuches 
um meldeamtlichen Wohnsitz und Fragen in Zu-
sammenhang mit dem Ansuchen um die italieni-
sche Staatsbürgerschaft. Die Beamtinnen und 
Beamten erteilten alle Auskünfte schnell und un-
kompliziert, und die Zusammenarbeit war kon-
struktiv und unbürokratisch. So zum Beispiel in 
der Angelegenheit einer ansässigen Ausländerin, 

die 2010 die Staatsbürgerschaft beantragt und 
immer noch keinen Bescheid erhalten hatte: Die 
Beschwerdeführerin konnte eine Anfrage um 
Sachstand an das Regierungskommissariat stel-
len, welches dann die Anfrage nach Rom weiter-
leitete und urgierte (133/2013). 
Bei meldeamtlichen Angelegenheiten holte die 
Volksanwaltschaft grundsätzlich eine telefonische 
Auskunft zum Fall ein. Wenn sich dann abzeich-
nete, dass ein eventueller Rekurs angenommen 
würde, annullierten die Gemeinden im Selbst-
schutz die Ablehnung des jeweiligen Ansuchens 
um Wohnsitz.  
 
Ein besonderer Dank ergeht an die 
Staatsadvokatur, die auch in diesem Berichtsjahr 
für die Volksanwaltschaft wichtige Rechts-
gutachten im urbanistischen Bereich erstellte. Die 
Rechtsanwälte waren auch jederzeit zu einem 
telefonischen Gedankenaustausch über juristische 
Fragen bereit.  
Die Staatsadvokatur hat sich in den letzten zehn 
Jahren bei den Südtiroler Gemeinden einen guten 
Namen gemacht: Die Rechtsberatung wird sehr 
geschätzt, und die anwaltliche Vertretung immer 
mehr in Anspruch genommen.  
 
 
Sozialversicherungsinstitut NISF/INPS  
 
Der größte Teil der Beschwerden betraf das Sozi-
alversicherungsinstitut NISF/INPS. In den meisten 
Fällen ging es um die Klärung von Pensionsan-
sprüchen, Fragen zu Rekursmöglichkeiten, Infor-
mationen bezüglich der Streichung der Arbeitslo-
senunterstützung und die Bitte bei den 
zuständigen Stellen zu intervenieren, weil die 
Antwort auf eine Eingabe ungebührlich lange auf 
sich warten ließ.  
Wenn die Außenstellen von NISF/INPS bei den 
zentralen Ämtern in Rom weitere Informationen 
anfordern und entsprechende Antworten abwarten 
mussten, dauerte die Bearbeitung der Akten meist 
lang. Wenn die Entscheidungsbefugnis hingegen 
bei der Aussenstelle in Bozen lag, konnten die An-
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fragen immer problemlos und schnell geklärt wer-
den.  
 
Beanstandet wurden hauptsächlich die langen 
Bearbeitungszeiten der Rekurse seitens des Lan-
deskomitees in Rom. Neu in diesem Zusammen-
hang ist, dass Rekurse, die offensichtlich begrün-
det sind und somit eindeutig zu Gunsten des 
Rekursstellers ausgehen, direkt vom Landeskomi-
tee in Bozen behandelt werden (461/2013). In ei-
nem Fall konnte sogar eine verzögerte Rückzah-
lung umgehend in die Wege geleitet werden 
(490/13).  
 
Üblicherweise müssen auch jene Bürgerinnen und 
Bürger, die einen Antrag um Rückvergütung von 
nicht geschuldeten bzw. zu viel eingezahlten Ver-
sicherungssummen gestellt haben, mit jahrelan-
gen Wartezeiten rechnen.  
Nicht nachvollziehbar ist für die Bürgerinnen und 
Bürger die Aufforderung, nicht zustehende 
Rentenbeträge rückwirkend zurückzuzahlen. Die 
Aufforderung zur Rückerstattung der so 
genannten „unrechtmäßig erhaltene Beträge“ 
kann für die betreffenden Personen zu finanziellen 
Engpässen führen. Sie hatten im guten Glauben 
eine Pension bezogen und mussten nun aufgrund 
der fehlerhaften Berechnungen der Sozialver-
sicherungsinstitute nicht unbeträchtliche Geldbe-
träge zurückzahlen.  
Da es sich hin und wieder um sehr hohe Beträge 
handelte, sahen sich einige Rentner dazu 
gezwungen, die Maßnahmen vor dem 
Rechnungshof anzufechten. Fraglich ist die 
gängige Verwaltungspraxis der Sozialver-
sicherungsinstitute, die Urteile des Rechnungs-
hofes in ähnlich gelagerten Fällen überhaupt nicht 
zu berücksichtigen.  
 
Schwierigkeiten gab es im Berichtsjahr immer 
noch mit der Einhaltung der Zweisprachigkeits-
pflicht. Die Patronate haben wiederum darauf hin-
gewiesen, dass sie verpflichtet sind, die verschie-
denen Leistungsanträge an das NISF/INPS online 
zu übermitteln, und dass die entsprechenden Pro-
gramme ausschließlich in italienischer Sprache 
zur Verfügung stehen. Dies verletzt eindeutig das 
Recht der deutschsprachigen Bevölkerung, die 
Anträge in ihrer Muttersprache zu stellen. Es 
bleibt zu hoffen, dass sich der Direktor der Lan-

desstelle auch weiterhin dafür einsetzt, dass so 
schnell als möglich auch eine deutsche Version 
zur Verfügung gestellt wird.  
 
Der Landesdirektor des Fürsorgeinstituts 
NISF/INPS hat in diesem Berichtsjahr eine schnel-
le und effiziente Zusammenarbeit mit der Volks-
anwaltschaft bewiesen. Besonderer Dank gebührt 
im Berichtsjahr der Leiterin der Abteilung „Institu-
tionelle Informationen und Beziehungen zur Öf-
fentlichkeit“: Mit ihrer Unterstützung konnten zwei 
Fälle von arbeitslosen Frauen gelöst werden, die 
sich in einer misslichen finanziellen Lage befun-
den haben (677/2013 und 620/2013). 
In einem Fall ersuchte ein Bürger die Volksan-
waltschaft um eine außergerichtliche Lösung, weil 
das NFAÖV/INPDAP mit der Auszahlung einer 
Pension bis zum Ausgang einer Gerichtsverhand-
lung abwarten wollte. Bei einer Aussprache mit 
der Volksanwaltschaft einigte man sich darauf, 
dass das NFAÖV/INPDAP Bozen ein Rechtsgut-
achten bei der Zentralstelle in Rom einholen wür-
de. Aufgrund des Rechtsgutachtens konnte die 
Pension schlussendlich ausbezahlt werden 
(284/2013).  
In einem anderen Fall hingegen forderte ein Bür-
ger die ihm zustehenden Zinsen für die verspätete 
Auszahlung der Abfertigung. Das NFA-
ÖV/INPDAP verwies ihn auf das Gehaltsamt des 
Sanitätsbetriebes und dieses wies ihn wiederum 
an das NFAÖV/INPDAP zurück. Dank Intervention 
der Volksanwaltschaft klärten die Behörden die 
jeweiligen Zuständigkeiten und dem Beschwerde-
führer wurde der zustehende Betrag ausgezahlt 
(44/2013). 
 
 
Agentur für Einnahmen  
 
Ganz allgemein ist festzustellen, dass immer mehr 
Menschen die Volksanwaltschaft aufsuchen, die 
durch eine Aufforderung zur Steuernachzahlung in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten sind und die 
die Rechtmäßigkeit der Zahlungsaufforderung an-
zweifeln. Alle Fälle, die nicht unverzüglich geklärt 
werden konnten, wurden zuständigkeitshalber an 
den Garanten für den Steuerzahler weiter geleitet. 
Den Schwerpunkt der Beschwerden über die 
Agentur der Einnahmen bildeten im Berichtsjahr 
Klagen darüber, dass die Bürgerinnen und Bürger 
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auf die Auszahlung von Steuerguthaben jahrelang 
warten müssen (458/2013 oder 403/2013).  
 
 
Konzessionäre eines öffentlichen Dienstes 
 
Gar einige Beschwerden betrafen die Konzessio-
näre eines öffentlichen Dienstes wie Equitalia Alto 
Adige – Südtirol AG, Telecom AG, RAI, Italieni-
sche Post AG, Staatsbahnen u. a.  
 
 
Equitalia Alto Adige – Südtirol AG  
 
Die Zusammenarbeit mit Equitalia ist weiterhin 
gut. Die Ansprechpartnerinnen für die Volksan-
waltschaft sind immer bereit, die Beschwerden der 
Bürgerinnen und Bürger zu überprüfen und nach 
Lösungen zu suchen, wenn ein Spielraum dazu 
gegeben ist.  
Es wurde eine Zunahme der Akten von 16 auf 25 
verzeichnet. Dies lässt darauf schließen, dass 
sich immer mehr Menschen in einer schwierigen 
wirtschaftlichen Lage befinden. Die Fälle betrafen 
vorwiegend die Klärung von Zahlungsaufforde-
rungen, die Klärung der Schuldenposition und 
Fragen über die Rekursmöglichkeiten und die 
Möglichkeit der Ratenzahlung.  
Bei der Klärung von Schuldenpositionen konnten 
ungerechtfertigte Steuereintreibungen vermieden 
werden, wenn es um falsche Verkehrsübertretun-
gen in Rom und Neapel ging (45/2013 oder 
512/2013).  
Ein wiederkehrendes Thema war die Verhängung 
der Fahrzeugsperre. Ein Bürger ersuchte bei-
spielsweise die Volksanwaltschaft um Interventi-
on, da er eine Invalidität von über 90 % aufwies 
und auf sein Fahrzeug angewiesen war. Eine 
Nachfrage bei Equitalia ergab, dass die Maßnah-
me lediglich für einen kleinen Teil seiner Schuld 
erlassen worden war. Mit der Bezahlung dieses 
Betrages konnte der Bürger sein Auto wieder be-
nutzen (597/2013).  
 
Auch in diesem Berichtsjahr wandten sich Bürge-
rinnen und Bürger mit der Frage an die Volksan-
waltschaft, ob Bankkonten, auf welche Pensions-
gelder bzw. bereits gepfändete Gehälter 
einfließen, seitens Equitalia pfändbar sind 
(192/2013; 176/2013; 339/2013). Mit dem Pfän-

dungsakt wurde ihr Bankkonto bis zur Gerichts-
verhandlung bzw. bis zur Bezahlung des Banksal-
dos an Equitalia eingefroren. Für diese Menschen 
ging es dabei oftmals um ihre Existenz, weil viele 
ohne Zugriff auf das Bankkonto nicht die nötigen 
Mittel hatten, ihre Mieten und Rechnungen zu be-
zahlen. Das Problem fußt auf einer mangelnden 
Koordinierung von Rechtsnormen, da Equitalia 
formell korrekt ein Bankguthaben pfändet, auf 
welches aber -oftmals gesetzlich verpflichtend- 
Pensionen und Gehälter einfließen, die per Ge-
setz wiederum nur zu einem bestimmten Prozent-
satz pfändbar wären. 
Der regionale Direktor der Equitalia teilte der 
Volksanwaltschaft mit, dass Equitalia, in Erwar-
tung einer gesetzlichen Regelung, zum Schutz der 
Bürgerinnen und Bürger intern entschieden hat, 
nur jene Konten zu pfänden, auf welche Gehälter 
oder Pensionen eingehen, die monatlich 5.000 
Euro übersteigen. 
 
Hervorheben möchte ich die Bemühungen des 
Einzugsdienstes, die Zahlkarten zu vereinfachen, 
übersichtlicher zu gestalten und für die Bürger 
verständlicher zu formulieren. Ein Fortschritt ist 
auch, dass die Bürgerinnen und Bürger ihre 
Schuldenposition online überprüfen können: Es 
genügt, sich im Internetportal unter der Rubrik 
„Servizi telematici“  zu registrieren.  
 
 
Telecom AG 
 
Die Beschwerden, welche uns im Bereich der Te-
lefonanbieter unterbreitet werden, leitet die Volks-
anwaltschaft grundsätzlich an den Landesbeirat 
für Kommunikationswesen weiter: Er ist für die 
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Telefon-
anbietern und Telefonbenutzern zuständig.  
In der Volksanwaltschaft ging es – immer in Ab-
sprache mit dem Landesbeirat für Kommunikati-
onswesen – ausschließlich um die Frage, wer die 
Kosten für die Verlegung der Telefonmasten tra-
gen muss. Die Telecom hatte sich nämlich in den 
an die Volksanwaltschaft herangetragenen Fällen 
dazu bereit erklärt, einer Verlegung – beispiels-
weise wegen eines Hausumbaus – nur unter der 
Bedingung zuzustimmen, dass die Bürgerinnen 
und Bürger die anfallenden Kosten selbst tragen 
würden. Der Volksanwaltschaft gelang es in allen 
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Fällen den Betroffenen zu ihrem Recht zu verhel-
fen und aufgrund der Artikel 91 und 92 des Legis-
lativdekretes vom 01.08.2003, Nr. 259 „Codice 
delle comunicazioni elettroniche CCE“ (elektroni-
scher Kommunikationskodex) dafür zu sorgen, 
dass schlussendlich doch die Telecom für die 
Kosten der Verlegung der Telefonmasten aufkam.  
 
 
Italienische Post AG 
 
Die Verspätungen bei der Postzustellung sorgten 
bei der Bevölkerung auch im Berichtsjahr für Kla-
gen. In einigen Fällen handelte es sich auch um 
die unterlassene Zustellung von eingeschriebenen 
Briefen mit Rückantwort. Deshalb sind die Bemü-
hungen des Landes, die Zuständigkeit für die Ver-
teilung der Post in Südtirol zu übernehmen, von 
großer Wichtigkeit.  
 
Wie in den vergangenen Jahren war auch im Be-
richtsjahr die Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
in den Bereichen öffentliche Sicherheit und 
Justiz von Entgegenkommen geprägt, vor allem 
wenn man bedenkt, dass diese Ämter ja nicht in 
den institutionellen Zuständigkeitsbereich der 
Volksanwaltschaft fallen. Es war möglich, gar ei-
nige Fälle zusammen mit der Quästur, den Cara-
binieri, der Staatspolizei und der Gerichtsbehörde 
informell zu klären und zu lösen. 
 
 
Ministerien 
 
Immer wenn eine Akte bei einem Ministerium in 
Rom behängt, arbeitet das Außenamt des Landes 
Südtirol in Rom ohne zu zögern mit der Volksan-
waltschaft zusammen. Dank des Einsatzes der 

Mitarbeiterinnen des Außenamtes und ihrer guten 
und direkten Verbindungen gelingt es dem Amt 
fast immer die Angelegenheit zu beschleunigen.  
In einem Fall beschwerte sich sogar ein Rechts-
anwalt, dass er nicht imstande war ein Schreiben 
an das Innenministerium mit PEC zu übermitteln, 
weil das PEC Postfach voll war (496/2013).  
 
In einigen Fällen war die Volksanwaltschaft ge-
bietsmäßig nicht zuständig: Die Zahlungsaufforde-
rungen wegen Übertretung der Straßenverkehrs-
ordnung von Gemeinden in Kampanien und 
Latium konnten von der Volksanwaltschaft unbü-
rokratisch, per E-Mail und ohne formellen Rekurs 
des Betroffenen erledigt werden. Da die Bürger 
beweisen konnten, niemals dort gewesen zu sein, 
wurden die Verwaltungsstrafen im Selbstschutz-
wege annulliert (295/2013, 49/2013, 147/2013, 
501/2013 u.a.).  
 
Die graphische Darstellung der Fälle umfasst Ak-
ten und Beratungen.  
Wenn sich die Bürger schriftlich an die Volksan-
wältin wenden und bei Fällen, in denen ein 
Schriftverkehr zwischen der Volksanwaltschaft, 
den Ämtern und den Bürgern notwendig ist, wer-
den Akten angelegt.  
Die informell erledigten Fälle sind registrierte Be-
ratungen, die – ohne schriftliche Korrespondenz – 
mit einem Beratungsgespräch abgeschlossen 
werden. Hin und wieder sind auch eine telefoni-
sche Rückfrage beim zuständigen Amt und eine 
Nachbesprechung mit den Beschwerdeführern 
notwendig. Die langfristige Entwicklung zeigt die 
Bedeutung der Beratungstätigkeit der Volksan-
waltschaft klar und deutlich. 
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Übersicht Anzahl der Fälle im Jahr 2012 und 2013 
 

Akten 2012 2013 

nach Zuständigkeit    
Agentur für Einnahmen 10 12 

Regierungskommissariat 7 8 

INAIL 0 1 

NISF/INPS 31 30 

Ex NFAÖV/INPDAP 3 5 

Telecom Italia 7 1 

Equitalia 16 25 

Italienische Post 4 3 

Trenitalia 3 3 

Andere (Ministerien, Polizei, Carabinieri, ENEL, RAI) 16 13 

Insgesamt 97 101 

 
 

 2012 2013 

Akten 97 101 

Beratungen 196 219 

Insgesamt 293 320 

 (9% aller Fälle) (9% aller Fälle) 
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VERSCHIEDENES 
 
 
Öffentlichkeitsarbeit  
 
Auch in diesem Berichtsjahr war mir eine vernünf-
tige und zeitgemäße Öffentlichkeitsarbeit ein gro-
ßes Anliegen. Die Volksanwaltschaft kann ihre in-
stitutionelle Aufgabe nur dann effizient wahr-
nehmen, wenn sie bekannt ist, und wenn die Bür-
gerinnen und Bürger über die Aufgaben und Zu-
ständigkeit der Volksanwältin Bescheid wissen.  
Die jährliche Pressekonferenz zum Tätigkeitsbe-
richt im Mai ist Tradition geworden. RAI Südtirol 
lud mich anlässlich des 30 jährigen Jubiläums zu 
einem „Morgentelefon“ ein und in den Bezirkszei-
tungen „Erker“ und „Vinschgerwind“ wurde in 
Form eines Interviews ausführlich über die Aufga-
ben der Volksanwältin berichtet.  
 
Neben der Veröffentlichung der wöchentlichen 
Sprechstunden in den zwei größten Südtiroler 
Tageszeitungen “Dolomiten“ und „Alto Adige“, 
wurden im Berichtsjahr auch konkrete Fälle 
publiziert. Um der Bevölkerung einen Einblick in 
die Tätigkeit der Volksanwaltschaft zu geben, 
veröffentlichte die Tageszeitung “Dolomiten“ zwei 
Mal im Monat kostenlos die Rubrik “Ein Fall für 
die Volksanwaltschaft“. Die Tageszeitung „Alto 
Adige“ veröffentlichte ebenso zwei Mal im Monat 
kostenlos die Rubrik “La Difesa civica per Te“. 
Die Leserinnen und Leser konnten ihr Anliegen 
und ihre Beschwerde an die Volksanwaltschaft 
richten, und meine Mitarbeiterinnen und ich 
gingen dann – selbstverständlich unter Wahrung 
absoluter Diskretion – auf einen besonders 
interessantes Anliegen ein und veröffentlichten die 
rechtliche Sachlage (siehe Anhang 7). 
 
Die klassische Broschüre der Südtiroler 
Volksanwaltschaft „Ihr gutes Recht im 
Umgang mit Behörden“, in deutscher, 
italienischer und ladinischer Sprache und mit 
Karikaturen von Hanspeter Demetz erfreut sich 
nach wie vor großer Beliebtheit. Sie soll den 
Bürgerinnen und Bürgern in einer klaren, 
einfachen und allgemein verständlichen Sprache 
die Aufgaben der Volksanwaltschaft erläutern und 
eine Hilfe im Umgang mit der öffentlichen 

Verwaltung anbieten: Was sie von der Verwaltung 
erwarten können, was die Verwaltung beachten 
und was sie vermeiden muss, und wie die Bürger 
sich im Notfall wehren können. 
Die Broschüre liegt im Büro der 
Volksanwaltschaft, in den Außenstellen von 
Brixen, Bruneck, Meran, Neumarkt, Schlanders, 
Sterzing, St. Ulrich in Gröden und St. Martin in 
Thurn, in den Gemeinden, Bezirksgemeinschaften 
und Krankenhäusern auf. Sie ist kostenlos, kann 
unter der Telefonnummer. 0471/301155 und per 
E-Mail post@volksanwaltschaft.bz.it angefordert 
werden und steht im Internet auf der Internetseite  
www.volksanwaltschaft.bz.it zum Herunterladen 
bereit.  
 
Großen Anklang fand das Büchlein „30 Jahre 
Volksanwaltschaft in Südtirol“. Es wurde 
anlässlich der 30 jährigen Jubiläumsfeier 
herausgegeben und an alle Verwaltungen und 
Behörden im Zuständigkeitsbereich der 
Volksanwaltschaft geschickt. Es beschreibt in den 
drei Landessprachen die Anfänge, das Wachsen, 
die Schwierigkeiten, die wichtigsten Entwicklungs-
schritte und die Erfolge der Einrichtung.  
Es war mir in diesem Jubiläumsjahr auch wichtig 
das geschichtliche Bewusstsein im Büro der 
Volksanwaltschaft zu schärfen. Deshalb wurde 
ansatzweise ein geschichtliches Archiv aufgebaut: 
die Tätigkeitsberichte wurden geordnet und alle 
ins Internet gestellt, das Fotoarchiv wurde 
ergänzt, eine Fotogalerie wurde angelegt, das 
Pressearchiv wurde besonders gepflegt und alle 
ehemaligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
wurden systematisch erfasst. Die Südtiroler 
Volksanwaltschaft gehört nämlich mit ihrer 30 
jährigen Geschichte nunmehr zu den ältesten 
regionalen Ombuds-Einrichtungen Europas. Unter 
der Leitung von Frau Prof. Esther Happacher vom 
Institut für Italienisches öffentliches Recht an der 
Universität Innsbruck setzt sich Herr Dominik 
Schöpf in seiner Diplomarbeit mit eben dieser 
Geschichte auseinander.  
Der Internetauftritt „www.volksanwaltschaft.bz.it“ 
ist ein Erfolg. Er wurde mit Hilfe des Gemeinden-
verbandes mit fast allen Gemeinde- Webseiten 



TÄTIGKEITSBERICHT 2013 
 
 

45 

verlinkt. Die Besucheranzahl ist konstant 
gestiegen. Waren es 2010 noch 9.610 Besucher 
stieg die Anzahl im Jahr 2011 auf 15.291 und im 
Jahr 2012 belief sie sich auf 20.337. Im 
Berichtsjahr 2013 erreichte sie 27.739 Besucher. 
Die benutzerfreundliche Homepage enthält alle 
wichtigen Informationen über meine Arbeit und die 
Arbeit meines Teams, sowie den Ort und die Zeit 
der Sprechstunden. Die Möglichkeit der Online-
Beschwerde wurde auch in diesem Berichtsjahr 
viel und gerne in Anspruch genommen: 66% der 
schriftlichen Beschwerden gehen als Online 
Beschwerde ein.  
 
Zur Öffentlichkeitsarbeit gehören auch meine 
Vortragstätigkeit und die Teilnahme an Fach-
veranstaltungen. Am 8. Februar 2013 hatte ich 
im Büro der Volksanwaltschaft die Gelegenheit, 
eine Maturaklasse des Sozialwissenschaftlichen 
Gymnasiums Brixen zu empfangen und den 
Schülerinnen die Tätigkeit der Volksanwaltschaft 
näher zu bringen.  
Vom 21.-23.März 2013 nahm ich an den 
Marienberger Klausurgesprächen teil. Vertreter 
aus Politik, Wirtschaft und Kirche diskutierten mit 
namhaften Referenten zum Thema „…und was es 
außerhalb Südtirol noch gibt!“ über Ansätze und 
Perspektiven für ein würdiges Leben in einer 
globalisierten Welt.  
Im August 2013 fand der Tiroltag des 
Europäischen Forum Alpbach statt, der diesmal 
die Zukunftsfähigkeit der Europaregion Euregio 
zum Thema hatte. Ein Treffen mit dem Club 
Alpach Südtirol Alto Adige (CASA) bot die 
Möglichkeit, die Südtiroler StipendiatInnnen 
kennen zu lernen und die persönlichen Ansichten 
und Erfahrungen zur Euregio auszutauschen.  
Am 4. Oktober 2013 organisierte die Südtiroler 
Plattform für Alleinerziehende und die Männer-
beratungsstelle Pustertal in der Lichtenburg Nals 
eine Tagung zum gemeinsamen Sorgerecht. 
Gemeinsam mit der Kinder- und Jugendanwältin 
und Vertreterinnen des Jugend-gerichts, der 
Rechtsanwaltskammer und der Sozialdienste 
wurde lebhaft über verantwortliches Elternsein 
trotz Trennung diskutiert.  
Am 7. Oktober 2013 besuchte ich in der EURAC 
eine Veranstaltung zum Thema Einwanderer und 
interkultureller Dialog. Experten für Migrations-
themen und Einwanderer diskutierten über den 

gegenwärtigen Gesellschaftswandel und über die 
verschiedenen Möglichkeiten, das Zusammen-
leben zu verbessern.  
Im Lehrgang “Mit Engagement das öffentliche und 
das politische Geschehen mit gestalten– 
Weiterbildung für tatkräftige und motivierte Frauen 
in Schlüsselpositionen“ hatte ich im am 13. 
Dezember 2013 des Berichtsjahres in Schloss 
Goldrain Gelegenheit, den politisch engagierten 
Teilnehmerinnen einen Einblick in meine Tätigkeit 
zu geben.  
 
 
Institutionelle Kontakte  
 
Am 9. Mai 2013 hatte ich die Möglichkeit, dem 
Fraktionssprecherkollegium des Landtags und 
anschließend der Presse meinen neunten 
Jahresbericht vorzustellen. Veranstaltungen, 
Einladungen und Besuche boten immer wieder 
Gelegenheit zu persönlichen Kontakten und 
Aussprachen mit dem Landtagspräsidenten, der 
Landtagsvizepräsidentin, den Mitgliedern des 
Landtags, der Landesregierung und dem 
Landeshauptmann. 
 
Für die Volksanwaltschaft ist ein guter Kontakt zu 
allen Behörden wichtig. Oft sind direkte per-
sönliche Gespräche mit Behördenvertretern und 
Beamten aufschlussreicher und zielführender als 
langwierige Korrespondenzen.  
Die persönlichen Kontakte zu den Vertretern der 
Landesverwaltung ergaben sich meist im Laufe 
einer Fallbearbeitung. Auch in mehreren Treffen, 
wie z. B. mit den Direktoren und Beamten der 
Abteilung Familie und Sozialwesen, der Agentur 
für soziale und wirtschaftliche Entwicklung, der 
Abteilung Europa und der Abteilung Personal, 
konnte die Art der Zusammenarbeit besprochen 
werden. Die Kontakte zum Wohnbauinstitut Wobi 
wurden im Berichtsjahr vom Vizepräsidenten und 
dem Direktor gepflegt.  
Die Zusammenarbeit zwischen der Volksanwalt-
schaft und dem Sanitätsbetrieb konnte im 
Berichtsjahr in den Aussprachen der Expertin für 
Patientenanliegen geklärt werden.  
Hervorzuheben ist die Zusammenarbeit mit dem 
Gemeindenverband. Die Einladung zum 
Südtiroler Gemeindetag am 17. April in Bozen bot 
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die Gelegenheit, die Kontakte mit den Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern zu vertiefen.  
 
Im Laufe des Berichtsjahres wurden auch die 
Kontakte mit den privaten Einrichtungen, welche 
Bürger in schwierigen Lebenssituationen 
begleiten, gepflegt. Wesentlich waren: die 
Schuldnerberatung der Caritas, der Beratungs-
dienst für Einwanderer der Caritas, der Verband 
der Seniorenwohnheime Südtirols, der Dach-
verband der Sozialverbände, der Katholische 
Verband der Werktätigen KVW, das Forum 
Prävention, der Verein La strada-der Weg, das 
Zentrum für Beistand getrennter und 
geschiedener Personen ASDI, die Initiative 
Frauen helfen Frauen, das Südtiroler Kinderdorf 
und die Konsumentenschutzzentrale.  
 
Gespräche führte ich auch mit den Vertretern der 
Freien Universität Bozen und dem Leiter des Me-
diationsservice der Handelskammer Bozen. In ei-
ner Aussprache mit dem Direktor von Equitalia 
Alto Adige – Südtirol AG konnte die Vorgangs-
weise der Beschwerdeprüfung abgestimmt wer-
den.  
 
Was die staatlichen Fürsorgeinstitute 
anbelangt, ergaben sich die Kontakte mit dem 
Direktor des NISF-INPS und der Direktorin des ex 
NFAÖV-INPDAP meist im Laufe einer 
Fallbearbeitung.  
Die Verbindungen zum Regierungskommissar 
und seinem Mitarbeiterstab wurden über die 
alljährlichen Einladungen in den Herzogspalast 
gehalten.  
Die Einladungen zur Eröffnung des 
Gerichtsjahres der Rechtssprechungssektion des 
Rechnungshofes in Bozen und des 
Verwaltungsgerichtes Bozen waren eine gute 
Gelegenheit zur informellen Kontaktpflege und 
haben einen guten Einblick in die jeweilige 
Tätigkeit geboten.  
 
Mein Anliegen war es immer auch, auf 
gesamtstaatlicher und internationaler Ebene 
mit anderen Ombudsman-Einrichtungen Kontakte 
zu pflegen und mit den Volksanwälten der 
Nachbarregionen eine Zusammenarbeit auf-
zubauen. Zum Landesvolksanwalt von Tirol Josef 
Hauser bestehen ausgezeichnete Kontakte.  

Auf gesamtstaatlicher Ebene ist die Südtiroler 
Volksanwaltschaft Mitglied des staatlichen 
Netzwerks der regionalen Volksanwälte 
(Coordinamento nazionale Difensori civici 
regionali), das zurzeit 14 regionale Volksanwälte 
umfasst und regelmäßige Arbeitstreffen in Rom 
veranstaltet (siehe Anhang 5). Das große Thema 
war auch in diesem Berichtsjahr die Frage, wie 
man die Volksanwaltschaft in Italien grundlegend 
stärken kann: Italien macht nämlich als einziges 
europäisches Land keine Anstalten, einen 
gesamtstaatlichen Volksanwalt einzusetzen. 
Leider ist es im Berichtsjahr nicht gelungen, den 
im Parlament aufliegenden Gesetzesvorschlag zur 
Einführung eines nationalen Volksanwaltes 
weiterzubringen. Unbegreiflich in diesem 
Zusammenhang ist, dass alle Länder, welche der 
EU beitreten möchten, als unabdingbares 
Beitrittskriterium die Einrichtung eines Volks-
anwaltes vorweisen müssen. Und gerade Italien, 
das ja ein Gründungsmitglied der Europäischen 
Gemeinschaft ist, weigert sich, dieser Vorgabe 
nachzukommen.  
Hervorzuheben ist, dass das Zentrum für 
Menschenrechte an der Universität Padua, bei 
dem das Italienische Ombudsman-Institut 
angesiedelt ist, im Laufe des Berichtsjahres drei 
Fortbildungsseminare für alle italienischen 
regionalen Volksanwälte organisierte.  
In meiner Eigenschaft als Präsidentin des 
Europäischen Ombudsman-Instituts (EOI) war ich 
am 21. Jänner 2014 zur Unterzeichnung des 
Kooperationsabkommens, das vom albanischen 
Volksanwalt Igli Totozani und der Koordinatorin 
der regionalen Volksanwaltschaften Italiens Lucia 
Franchini in Tirana unterzeichnet wurde, geladen. 
Es sieht eine enge persönliche Zusammenarbeit 
bei der Unterstützung der Bürgerinnen und 
Bürger, die sich im jeweils anderen Land 
aufhalten, vor.  
 
Auf internationaler Ebene ist die Südtiroler 
Volksanwaltschaft seit 1988 Mitglied des 
Europäischen Ombudsman-Institutes (EOI) und 
seit März 2009 auch Mitglied des International 
Ombudsman Institut - European Region (IOI). 
(siehe Anhang 6).  
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Das Europäische Ombudsman Institut (EOI) 
wurde 1988 gegründet und hat seinen Sitz in 
Innsbruck.  
Das EOI ist eine gemeinnützige, wissenschaftliche 
Vereinigung mit dem Zweck, Menschenrechts-, 
Bürgerschutz- und Ombudsman- Fragen wissen-
schaftlich zu behandeln, Forschung auf diesem 
Gebiet zu betreiben und die Ombudsman- Idee zu 
fördern und zu verbreiten.  
Heute gehören dem Europäischen Ombudsman 
Institut so gut wie alle europäischen 
Volksanwaltschaften an: Albanien, Armenien, 
Österreich, Azerbaijan, Belgien, Bosnien und 
Herzegowina, Bulgarien, Kroatien, Zypern, 
Finnland, Georgien, Deutschland, Griechenland, 
Großbritannien, Ungarn, Irland, Israel, Italien, 
Kirgisien, Lichtenstein, Litauen, Mazedonien, 
Malta, Moldawien, Montenegro, Niederlande, 
Polen, Portugal, Rumänien, Russische 
Föderation, Serbien, Slowenien, Spanien, 
Schweiz, Ukraine und Usbekistan. Das 
europäische Netzwerk hat zurzeit 105 
institutionelle Mitglieder.  
 
Seit 2. April 2010 bin ich Präsidentin des 
Europäischen Ombudsman Instituts (EOI) und als 
solche leitete ich im Berichtsjahr auch die 
Vorstandssitzungen, welche am 19. April 2013 in 
Jekaterinenburg und am 19. September 2013 auf 
meine Einladung hin in Bozen stattfanden. Am 20. 
September 2013 fand am Vormittag eine 
Arbeitstagung der EOI-Volksanwälte aus 
verschiedenen europäischen Ländern in 
Innsbruck zum Thema „Die Unabhängigkeit des 
Ombudsman" statt, und am Abend beim 
anschließenden Festakt im Tiroler Landtag wurde 
das 25 jährigen Jubiläum des Europäischen 
Ombudsman Instituts (EOI) feierlich begangen.  

Die Generalversammlung tagte dann am 21. 
September 2013, und dabei wurde ich mit großer 
Mehrheit als Präsidentin für weitere zwei Jahre in 
meinem Amt bestätigt.  
 
Vom 2. bis 4. September wurde ich als EOI 
Präsidentin vom ersten türkischen Ombusdsman 
zu einem Festakt nach Ankara eingeladen. Die 
neue Einrichtung der Volksanwaltschaft in der 
Türkei wurde einem breiten Publikum vorgestellt 
und es wurde hervorgehoben, dass das EOI 
bereits im Jahr 2007 mit einem einwöchigen 
Einführungsseminar für 10 türkische Gouverneure 
in das Wesen des Rechtsschutzes durch den 
Ombudsman, wesentlich zur Errichtung des 
türkischen Ombudsman beigetragen hat.  
 
Vom 15. bis 17.September 2013 lud der 
Europäische Ombudsman Diamandouros zum 
neunten Seminar der Ombudsleute der EU- 
Mitgliedsstaaten nach Dublin. Insgesamt 88 
Volksanwälte aus allen Teilen der EU sind der 
Einladung gefolgt. Der scheidende Europäische 
Ombudsman betonte, dass die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger auf eine gute Verwaltung 
auch in Zeiten der Sparpolitik gewährleistet 
werden müssen. Emily O’Reilly, Ombudsman von 
Irland und Nachfolgerin von Diamandouros als 
Europäischer Ombudsman, wies darauf hin, dass 
die Bürgerinnen und Bürger in Krisenzeiten immer 
mehr das Vertrauen in die Politik und in die 
Verwaltung verlieren und deshalb den 
Volksanwälten die wichtige Aufgabe zu fällt, das 
Vertrauen der Bürger in die Verwaltung wieder 
herzustellen. Um die Effizienz und die Qualität der 
Beschwerdeprüfungen zu steigern, sollten alle 
Mittel der modernen Technik und der neuen 
Medien in Anspruch genommen werden.  
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Jubiläum 30 Jahre 
Volksanwaltschaft in Südtirol 
 
Pressemitteilung - 13.06.2013 
 
30 Jahre auf der Seite der Bürger 
 
Festakt im Sitzungssaal des Landtags. Land-
tagspräsident Vezzali, die Volksanwälte Stoi-
sits (Österreich) und Franchini (Toskana) so-
wie Rektor Walter Lorenz gratulieren der 
Südtiroler Volksanwaltschaft und unterstrei-
chen ihre wichtige Rolle im Verhältnis zwi-
schen Bürger und Staat. 
 

 
Volgger bei der Begrüßung der Ehrengäste im Plenarsaal 

des Landtags 

 
Am 9. Juni 1983 wurde in Südtirol die 
Volksanwaltschaft errichtet, seitdem hat sich ihr 
Aufgabenbereich stark erweitert, und sie wurde 
von den Bürgerinnen und Bürgern immer stärker 
in Anspruch genommen. Dieser Anlass wurde 
heute im Südtiroler Landtag gebührend gefeiert, 
im Beisein von Landtagspräsident Maurizio 
Vezzali, zahlreicher Abgeordneter sowie von 
Vertretern verschiedener Behörden wie 
Bürgermeister Luigi Spagnolli, Gerichtspräsident 
Heinrich Zanon, Vizepräfektin Francesca De 
Carlini, Gemeindenpräsident Arno Kompatscher 
und zahlreicher Verwaltungen, vor denen die 
Volksanwaltschaft die Anliegen der Bürger 
vertritt. Ein besonderer Gruß galt den 
Ehrengästen, dem ehemaligen Volksanwalt 
Werner Palla und der Witwe des ersten Südtiroler 
Volksanwalts Heinold Steger, sowie den Volks- 
 

 
 
 
 
 
 
 
anwälten aus Österreich, Italien und vom 
Europäischen Ombudsman-Institut. 
 
"Dieser Festakt ist auch eine Gelegenheit, allen 
zu danken, die die Arbeit der Volksanwaltschaft 
in all diesen Jahren unterstützt haben", erklärte 
Volksanwältin Burgi Volgger zur Begrüßung der 
Gäste, "denn diese Zusammenarbeit und der 
gegenseitige Respekt haben den Einsatz 
zugunsten der Bürger ermöglicht." Volgger stellte 
den Gästen auch ihre Mitarbeiterinnen vor, ohne 
die der Erfolg dieser Einrichtung nicht möglich 
gewesen wäre.  
 
Als einen "Pfad des Erfolgs" bezeichnete 
Landtagspräsident Maurizio Vezzali die 
Geschichte der Südtiroler Volksanwaltschaft. Er 
erinnerte daran, dass der erste Ombudsmann 
vom schwedischen Parlament eingesetzt wurde, 
genauso wie der Südtiroler Volksanwalt vom 
Landtag gewählt wird - dadurch wird die 
Unabhängigkeit der Volksanwaltschaft 
gegenüber der Verwaltung unterstrichen und 
garantiert. Vezzali zeichnete in seiner Rede die 
Geschichte der Volksanwaltschaft nach, die 
Ausweitung ihres Arbeitsgebiets - das nunmehr 
auch alle Gemeinden umfasst - sowie die 
steigende Zahl der Hilfe suchenden Bürger.  
 
Die österreichische Volksanwältin Terezija 
Stoisits begrüßte die Festgäste auf deutsch, 
italienisch und kroatisch, um zu unterstreichen, 
dass auch Österreich nicht ein einsprachiges 
Land ist, wobei sie Südtirol als ihr Vorbild in 
Fragen des Zusammenlebens von verschiedenen 
Volksgruppen bezeichnete. Sie sprach der 
Südtiroler Volksanwaltschaft ihr Lob aus, eine 
Volksanwaltschaft könne nur Erfolg haben, wenn 
sie niemandes Gegner sei, wenn sie vermittle 
und eine neutrale Position zwischen Bürgern und 
Verwaltung einnehme, dadurch könne sie auch 
das Vertrauen in Verwaltung und Politik stärken. 
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Eine Volksanwaltschaft sei ein Seismograph der 
Entwicklung in Verwaltung und Politik, und das 
sollte genutzt werden.  
 
Lucia Franchini, Volksanwältin der Toskana und 
Koordinatorin der italienischen Volksanwälte, 
verwies auf die regen Kontakte zwischen den 
beiden Volksanwaltschaften. Auch die 
Volksanwaltschaft der Toskana, die 1975 als 
erste Italiens eingerichtet wurde, habe ihr 
Tätigkeitsfeld stetig und stark erweitert. Auch der 
Kontrast, die Auseinandersetzung könnten zum 
Fortschritt führen, es komme darauf an, wie man 
damit umgehe. Daraus könne auch die 
Verwaltung lernen, wenn sie nicht nur das 
Gesetz, sondern auch den Hausverstand 
einsetze. Franchini lobte Volggers Einsatz als 
Präsidentin des Europäischen Ombudsman-
Instituts sowie ihre Öffentlichkeitsarbeit, die den 
Bekanntheitsgrad und die Akzeptanz dieser 
Einrichtung erhöht habe. Volgger übe ihr Amt mit 
Hausverstand und mit Blick auf die Bedürfnisse 
der Bürger aus. 
 
Walter Lorenz, Rektor der Freien Universität 
Bozen, hob die entscheidende Rolle der 
Volksanwaltschaft für die Demokratie hervor, mit 
ihr könnten die Bürger mit ihrer Kritik ohne Angst 

an die Öffentlichkeit treten. Die öffentliche 
Sphäre, die durch solche Einrichtungen 
ermöglicht werde, sei Voraussetzung für die 
Begegnung zwischen Privatsphäre und Staat - 
die bloße Anwendung der Gesetze würde die 
Öffentlichkeit versteinern lassen. Der Staat habe 
seine Sphäre in den letzten Jahrzehnten stark 
ausgebaut, und dagegen habe sich mit der Zeit - 
vor allem seit 1968 - Widerstand geregt. Der Fall 
der Mauer und der Zerfall des Kommunismus 
schließlich hätten das Bedürfnis nach Kontrolle 
der Macht gefestigt. Das Volk wolle sich vom 
"Vater Staat" emanzipieren. Lorenz erinnerte an 
die Einsetzung des ersten Ombudsmanns durch 
das schwedische Parlament im Jahr 1809. Man 
wollte eine Einrichtung zum Schutz der Bürger 
vor Willkür. Die jährlichen Berichte der Südtiroler 
Volksanwaltschaft lieferten nützliche Hinweise 
darüber, wo das System noch Schwächen zeige, 
auch das sei ein Akt der Verständigung zwischen 
Politik und Volk, weil es Verbesserungen 
ermögliche. Die Volksanwaltschaft sei eine 
Einrichtung der Verständigung und des 
Gesprächs, um Vertrauen in die öffentlichen 
Einrichtungen zu schaffen. 
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Grußwort 
Landtagspräsident Maurizio Vezzali 
 
 

Sehr geehrte  
Volksanwältin! 
Verehrte Gäste!  
 
Für die Volksanwalt-
schaft ist 2013 ein 
wichtiges Jahr, weil 
das 30-jährige Jubi-
läum gefeiert wird.  
Als der Landtag sie 
1983 in die Wege 
leitete, war noch 
nicht klar, wie sie 
sich weiterentwick-

eln würde. Heute können wir zufrieden behaup-
ten, dass sie eine erfolgreiche Einrichtung ist, die 
stets gebührende Anerkennung erhält.  
Das Ziel der Volksanwaltschaft entspricht dem 
demokratischen Geist eines modernen Rechts-
staates und somit auch jenem der Autonomen 
Provinz Bozen. Der Ombudsmann wurde als In-
stitution zum ersten Mal 1809 vom Schwedischen 
Parlament mit der Aufgabe eingeführt, die Beam-
ten des Königs zu kontrollieren und die Bürger 
vor ihrer Willkür zu schützen. Auch in Südtirol 
wird der Volksanwalt oder die Volksanwältin vom 
Legislativorgan, d. h. vom Landtag, gewählt, der 
damit seine Kontrollbefugnisse erweitert. Diese 
von der Landesregierung unabhängige Einrich-
tung dient dazu, die Bürgerinnen und Bürger im 
Falle von Konflikten mit der öffentlichen Verwal-
tung zu unterstützen und deren Tätigkeit zu 
überprüfen. Demzufolge erhöht eine effiziente 
Mediationstätigkeit der Volksanwaltschaft das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Verwaltung: Dieses Vertrauen zu stärken oder, 
falls notwendig, wieder herzustellen stellt für je-
den Ombudsmann eine der wesentlichen Aufga-
ben dar. 
 
Südtirol hat sich seit der Gründung der Volksan-
waltschaft beträchtlich geändert. Inzwischen hat 
sich diese Einrichtung etabliert und ist sehr be-
kannt geworden, so dass – laut einer 2007  

 
 
 
 
durchgeführten Umfrage des Landesinstitutes für  
Statistik (ASTAT) – drei von vier Bürgern sie ken-
nen und mehr der Hälfte von ihnen auch über de-
ren Aufgaben informiert ist. 
 
Die statistischen Angaben können helfen, die 
Bedeutung dieser beim Landtag angesiedelten 
Einrichtung besser zu verstehen: In den letzten 
30 Jahren haben 55.000 Personen die Volksan-
waltschaft um Ratschlag und Unterstützung er-
sucht. 1992 wurden mehr als 1.000 Beschwerden 
geprüft, 1997 verdoppelte sich bereits diese An-
zahl und 2007 war ein Anstieg von über 3.000 
geprüften Beschwerden zu verzeichnen. 2012 
wurde die Höchstanzahl (3.400) erreicht.  
 
Seit den Zeiten, in denen Heinold Steger als ers-
ter 1985 ernannter Volksanwalt tätig war, der 
nach eigener Angabe in zu engen Grenzen arbei-
ten und gegen die Skepsis der Landesverwaltung 
ankämpfen musste, hat sich die Lage sehr positiv 
entwickelt: Er selbst hat dazu beigetragen, die 
Aufgaben und Funktionen der Volksanwaltschaft 
im Gebiet der Provinz bekannt zu machen, bis 
endlich 1988 ihre Zuständigkeitsbereiche erwei-
tert wurden.  
Werner Palla, der 1992 ernannte Nachfolger des 
ersten Volksanwaltes, setzte dessen Tätigkeit 
fort: Er versuchte, die Unabhängigkeit der Volks-
anwaltschaft durch deren Ansiedlung beim Land-
tag – und nicht beim Landesausschuss – zu ge-
währleisten. Damit sollte auch die Möglichkeit für 
den Volksanwalt sichergestellt werden, Bera-
tungstätigkeit durchzuführen. Überdies sollte ihm 
die Zuständigkeit hinsichtlich der Fragen betref-
fend die Gemeinden anerkannt und sein Tätig-
keitsgebiet auf weitere Bereiche erweitert wer-
den. All diese Neuigkeiten wurden 1996 in das 
neue Landesgesetz über die Volksanwaltschaft 
aufgenommen.  
 
Parallel zum Anstieg der geprüften Beschwerden 
sind daher auch die Zuständigkeiten der Volks-
anwaltschaft erweitert worden. Anfangs betraf 
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ihre Tätigkeit lediglich die Landesverwaltung, 
aber im Laufe der Zeit kamen auch Beschwerden 
gegenüber dem WOBI, dem Sanitätsbetrieb, den 
Gemeinden, den Bezirksgemeinschaften, dem 
NISF/INPS und den privaten Anbietern von öf-
fentlichen Dienstleistungen dazu.  
 
Als 2004 Burgi Volgger ― die Volksanwältin, die 
die heutige Feier organisiert hat und unsere 
Gastgeberin ist ― den Auftrag übernahm, be-
stand die dringendste Aufgabe in der Verbesse-
rung der Kommunikation mit den Ämtern und Be-
amten, um den noch bestehenden Vorurteilen 
entgegenzuwirken. Liebe Volksanwältin Volgger, 
Sie haben dieses Vorhaben auf hervorragende 
Weise gemeistert, und zwar an erster Stelle in 
Bezug auf die Beziehungen zu den (damals vier) 
Sanitätsbetrieben, aber vor allem hinsichtlich der 
Miteinbeziehung der Gemeinden: Dies ist anhand 
der Tatsache zu erkennen, dass 2010 auch die 
letzten zwei Gemeinden – Lajen und Taufers i.M. 
– die Vereinbarung unterzeichnet haben, mit der 
die Volksanwaltschaft der Provinz Bozen als Me-
diationsstelle anerkannt wird.  
 
Das neue 2010 vom Landtag mit seltener über-
parteilicher Einigkeit genehmigte Gesetz über die 
Volksanwaltschaft hat den im Laufe der Jahre 
erfolgten Fortschritt anerkannt und auch die 
Pflicht für die Verwaltungen eingeführt, eine 
eventuelle Ablehnung der Empfehlungen der 
Volksanwaltschaft zu begründen. Die Tätigkeit 
der letzten Jahre zielte auch darauf ab, immer 

mehr Personen über die Aufgaben der Volksan-
wältin zu informieren: Dank der Medien und der 
neuen technologischen Mittel – u. a. eine Web-
seite für Online-Beschwerden – wurden noch 
mehr Bürgerinnen und Bürger erreicht. 
 
Überdies hat Burgi Volgger – wie ihre Vorgänger 
– mit den Jahresberichten über ihre Tätigkeit, aus 
denen die wichtigsten Probleme der Bürgerinnen 
und Bürger hervorgehen, die politischen Verant-
wortlichen über die Bedürfnisse der Bevölkerung 
informiert, so dass sie die angebrachten Maß-
nahmen ergreifen konnten. In diesen letzten Jah-
ren haben die Berichte uns nahe gebracht, dass 
immer mehr Personen den Volksanwalt als einen 
zuverlässigen Partner ansehen, dem sie in Kri-
senzeiten ihre Probleme und Zukunftsängste an-
vertrauen können. Die Wirtschaftskrise ist in den 
Klagen spürbar, und auch in diesem Fall spielt 
die Volksanwaltschaft eine wichtige Moderations-
rolle. 
 
All dies erfordert zusätzliches Engagement für 
die Volksanwältin Burgi Volgger und ihr Juristin-
nenteam, dem ich abschließend danken möchte: 
Ihnen gilt meine Anerkennung für ihre wertvolle 
Arbeit zugunsten der Bürgerinnen und Bürger 
unserer Provinz. Herzliche Glückwünsche!  
 
 
RA Maurizio Vezzali 
Präsident des Südtiroler Landtages 
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Grußwort 
Volksanwältin Terezija Stoisits 
 

Poštovane  
dame i gospodo! 
Sehr geehrter  
Herr Präsident!  
Liebe  
Frau Volksanwältin! 
Sehr geehrte 
Damen und Herren! 
Dobro jutro! 
Buongiorno!  
Guten Morgen! 
 
 
 

Es ist mir als Vorsitzende der österreichischen 
Volksanwaltschaft eine große Ehre, anlässlich 
dieses so feierlichen Aktes im Südtiroler Land-
tagssaal Grußworte des Kollegiums der österrei-
chischen Volksanwaltschaft übermitteln zu dür-
fen. 
Ehre und Freude gleichzeitig, weil für mich als 
zweisprachige Österreicherin, nämlich Burgen-
ländische Kroatin, diese Möglichkeit in einem 
dreisprachigen Parlament zu sprechen, eine be-
sondere Auszeichnung darstellt. Allein schon die 
dreisprachige Einladung zu diesem Festakt ist für 
mich eine echte Freude. 
Die Verbundenheit zur Südtiroler Volksanwalt-
schaft stützt sich vor allem auf die Initiative von 
Frau Volksanwältin Volgger, die mich bereits vor 
einigen Jahren zum regelmäßig stattfindenden 
Seminar der deutschsprachigen Ombudsleute , 
organisiert vom Europäischen Ombudsman Insti-
tut, auf Schloß Goldrain eingeladen hat. Sie hat 
mir Südtirol, seine Einzigartigkeit und Schönheit 
bei diesem inhaltlich wertvollen Seminar näher 
gebracht. 
Der Austausch mit den Ombudseinrichtungen 
unser Nachbarländer ist der österreichischen 
Volksanwaltschaft auch in der Vergangenheit be-
reits ein großes Anliegen gewesen und die Zu-
sammenarbeit mit der Südtiroler Volksanwalt- 
 
 
 

 
 
 
schaft wurde in den letzten Jahren unter Volks-
anwältin Volgger besonders intensiviert. 
Darum kann ich heute mit Überzeugung sagen, 
dass die Entwicklung der Volksanwaltschaft zu 
einer wesentlichen Säule der Kontrolle der Ver-
waltung in Südtirol eine von uns hoch geschätzte 
ist. 
Die Anwesenheit einer so großen Zahl von 
höchstrangigen Vertretern der Südtiroler Verwal-
tung zeigt vom vertieften Ergebnis dieser Ent-
wicklung. 
Die Aufgabe, Vermittler zwischen den Menschen, 
die sich mit ihren Beschwerden an die Volksan-
wältin wenden und den Einrichtungen, an die sich 
die Kritik wendet, ist allseits akzeptiert und ange-
nommen. Die Akzeptanz der kontrollierten Be-
hörden, dass die Prüfung der Beschwerden un-
voreingenommen durchgeführt wird, ist gefestigt. 
Denn die Arbeit der Volksanwaltschaft bietet für 
die Verwaltung die Chance, etwaige Fehler zu 
korrigieren und Missstände abzustellen. Und 
nicht zuletzt ist es der „Auftraggeber“ der Volks-
anwaltschaft, der Südtiroler Landtag, der auf 
Grund der Tätigkeitsberichte der Volksanwältin 
Schlüsse zieht um auch Verbesserungen in den 
gesetzlichen Grundlagen durchzuführen. Ich 
möchte Frau Volksanwältin Burgi Volgger und 
ihrem engagierten, hochqualifizierten Team für 
die Arbeit, die sie für die Menschen in Südtirol 
leisten, meinen aufrichtigen Respekt ausspre-
chen. Die Südtiroler Volksanwaltschaft ist nach 
30 Jahren eine in der weltweiten Familie der 
Ombudseinrichtungen fest verankerte, hochres-
pektierte Einrichtung. 
Herzlichen Glückwunsch und Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.  
 
 
Mag.a Terezija Stoisits  
Volksanwältin Österreichs 
Vorsitzende der Volksanwaltschaft Österreichs  
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Grußwort 
Volksanwältin Lucia Franchini 

 
Die Region Toskana 
hat im Jahr 1970 als 
erste Region den 
Volksanwalt als Ein-
richtung vorgesehen 
und 1975 den 
ersten Volksanwalt 
ernannt. Die „Difesa 
civica“ der Toskana 
hat viel mit der 
Volksanwaltschaft in 
Südtirol gemeinsam.  
Ich möchte nur 

einiges erwähnen: die Organisation der Ämter 
nach Aufgabenbereichen, die Verbindung zur Zi-
vilgesellschaft, die Schaffung eines Bürger-
schutzmodells, das in Zusammenarbeit mit den 
Vereinen im gesamten Territorium präsent ist. 
Besonders lobenswert finde ich die Initiative der 
Volksanwältin, Frau Dr.in Burgi Volgger, in den 
lokalen Printmedien einen regelmäßigen Beitrag 
zu veröffentlichen, in dem – unter Wahrung des 
Datenschutzes – Fälle beleuchtet werden, die 
einen allgemeingültigen Beispielcharakter haben. 
Ich habe versucht, in der Toskana etwas Ähnli-
ches ins Leben zu rufen, vorerst ohne Erfolg, 
doch ich werde einen neuen Anlauf starten und 
mit den Lokalzeitungen Kontakt aufnehmen.  
 
Die Zusammenarbeit mit Frau Dr.in Burgi Volgger 
besteht seit jeher auch auf internationaler Ebene 
dank ihres Auftrags als Präsidentin des Europäi-
schen Ombudsmann-Instituts (EOI), in dem na-
hezu alle Volksanwaltschaften Europas vertreten 
sind. In ihrer Doppelfunktion als Südtiroler Volks-
anwältin und als EOI Präsidentin war sie auch 
stets für die Entwicklung der Institution Volksan-
waltschaft in Italien aktiv, weil es der einzige 
Staat der Europäischen Union ist, der noch kei-
nen gesamtstaatlichen Volksanwalt hat.  
In Italien muss insbesondere die öffentliche Ver-
waltung die Ausübung der Schutzfunktion der 
Volksanwaltschaft aufwerten und festigen. So-
dann müssen die Bürger diese moderne, zeitspa-
rende, kostenlose Einrichtung intensiver nutzen.  

 
 
 
Die Volksanwaltschaft ist eine sehr wirksame öf-
fentliche Mediationsstelle. Die Art und Weise wie 
eine Mediation von unseren Institutionen wahr-
genommen wird, widerspiegelt die geistige und 
kulturelle Einstellung unserer Gesellschaft im Fall 
von Konfliktsituationen, welche meistens wie 
Krankheiten betrachtet werden, von denen man 
in erster Linie versucht, die Ursache zu finden, 
die Verantwortlichkeit zuzuordnen, ohne jemals 
sich die Frage über deren Zweck und innewoh-
nende Chancen zu stellen. 
Wir dürfen einen Streitfall nicht länger als einen 
pathologischen gesellschaftlichen Vorfall betrach-
ten, als ein auszumerzendes Leiden, sondern als 
ein physiologisches Phänomen, das manchmal 
auch positive Aspekte hat. Wichtig ist demnach, 
wie Streitfälle bewältigt werden, und dass diese 
im Grunde in unserer zersplitterten Gesellschaft 
eine Kommunikationsgelegenheit darstellen, die 
sogar unerhoffte neue Möglichkeiten für beide 
Konfliktparteien eröffnet. 
Burgi Volgger meistert diese Aufgabe mit Bravour 
und ist ihren Kollegen ein Vorbild. Sie vermag es, 
Entschlossenheit, Kompetenz und Bescheiden-
heit in ihrer Person zu vereinen. Sie kennt keine 
Vorbehalte, wenn es darum geht, die Rechte zu 
schützen und stützt sich dabei nicht allein auf die 
Rechtsprechung als abstrakte Bestimmungen, 
sondern auf eine weise Mischung von Recht und 
Hausverstand, eben weil sich ein Volksanwalt bei 
der Ausübung seiner Aufgaben nicht nur mit 
rechtlich bedeutsamen Fällen befasst, sondern 
auch in der Lage sein muss, den Beschwerden 
der Bürger mit sozialem Verständnis und 
Menschlichkeit zu begegnen.  
Aus diesem Grund möchte ich Ihr danken. Ihre 
Einstellung adelt die Tätigkeit des Bürgerschut-
zes in Italien und ist im Allgemeinen für den eu-
ropäischen Bürgerschutz richtungweisend, weil 
sie einen gemeinsamen Nenner schafft.  
 
Dott.ssa Lucia Franchini 
Volksanwältin der Region Toskana 
Präsidentin “Staatliches Netzwerk der regionalen 
Volksanwälte“ 
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Grußbotschaft  
Europäischer Ombudsman 
Nikiforos Diamandouros 
 

Es ist mir eine 
große Ehre gemein-
sam mit der Landes-
volksanwältin, Burgi 
Volgger und den 
Vertretern des Lan-
des Südtirol das 
30jährige Bestehen 
der Volksanwalt-
schaft feiern zu dür-
fen.  
30 Jahre Volksan-
waltschaft sind ein 
beachtlicher Erfolg. 

Die Tatsache, dass auf staatlicher Ebene ein 
Bürgerbeauftragter fehlt, lässt uns all zu oft ver-
gessen, dass die regionalen Volksanwälte in Ita-
lien bereits langjährige und zum Teil auch her-
ausragende Erfahrungen im Bereich des 
Ombudsmanwesens gesammelt haben. Diese 
Volksanwälte müssen mit bescheidenen Mitteln 
oft sehr komplexe Fragen bewältigen, doch ihre 
Rolle ist unerlässlich, wenn es darum geht, das 
Vertrauen der Bürger in die öffentliche Verwal-
tung auf dieser ihnen sehr nahe stehenden Ebe-
ne herzustellen und zu stärken. Die Südtiroler 
Volksanwaltschaft in dieser Hinsicht ist ein leuch-
tendes Beispiel dafür.  
Die Südtiroler Volksanwaltschaft ergriff aber auch 
die Initiative für neue Ideen und war Vorreiterin 
für Lösungsansätze, die später auch auf staatli-
cher oder europäischer Ebene diskutiert und ver-
suchsweise angewandt wurden. Als Beispiel da-
für soll der Vorschlag genannt werden, die 
verschiedenen Bereiche des Bürgerschutzes un-
ter ein gemeinsames Dach zu bringen und eine 
aktive Koordinierung unter den unterschiedlichen 
Einrichtungen zu fördern, indem die Errichtung 
eines gemeinsamen Amtssitzes, in dem Volks-
anwaltschaft, Jugendanwaltschaft und Landes-
beirat für Kommunikationswesen untergebracht 
sind, unterstützt wird. Als weitere Beispiele sind 
auch die intensiven Bestrebungen der amtieren-
den Volksanwältin zu nennen, um die Anerken-
nung der Finanzautonomie für die Volksanwalt- 

 
 
 
 
schaft zu erreichen, sowie die Begeisterung, mit 
der die Anwaltschaft sich der neuen Technolo-
gien und der durch das Internet eröffneten Chan-
cen bedient hat, damit die Bürger noch besser 
und auf kapillare Weise erreicht werden können. 
Selbstverständlich ist auch die aktive Rolle der 
Volksanwaltschaft beim Aufbau des Europäi-
schen Verbindungsnetzes der Volksanwälte zu 
erwähnen. Das Verbindungsnetz soll die Volks-
anwaltschaften auf europäischer Ebene koordi-
nieren und in einem immer integrierteren und 
gleichzeitig hoch komplexen Europa den Bürgern 
beistehen, wenn es darum geht, die für ihre Prob-
leme zuständige Institution zu ermitteln. Das 
Verbindungsnetz ist auch ein wichtiges Instru-
ment, um Erfahrungen und gute Praktiken auszu-
tauschen, ein Ort, an dem die verschiedenen Ak-
teure des europäischen Bürgerschutzes 
Methoden vergleichen können, um die Verwal-
tungspraxis zu optimieren. An dieser Stelle 
möchte ich der Südtiroler Volksanwaltschaft für 
die Begeisterung danken, mit der sie dieses Vor-
haben mitgetragen hat.  
Die Wirtschaftskrise, die Migrationsflüsse, die 
Neustrukturierung der Staatsverwaltungen, die 
neuen Medien sowie die steigende europäische 
Integration sind aktuelle Herausforderungen, de-
nen sich die Volksanwaltschaft stellen muss. 
Gleichzeitig sind sie auch eine Chance, die es zu 
ergreifen gilt, um weiterhin eine effiziente, trans-
parente und bürgernahe Verwaltung zu fördern. 
Ich bin davon überzeugt, dass die Südtiroler 
Volksanwaltschaft mit ihrer umfassenden Erfah-
rung – wie so oft – einen entscheidenden Beitrag 
für alle Volksanwälte in Europa leisten aber auch 
Anregungen und Impulse geben wird. 
Ich wünsche meiner geschätzten Kollegin und 
lieben Freundin, der Landesvolksanwältin Frau 
Burgi Volgger, dass die Volksanwaltschaft wei-
terhin gedeiht, zur Stärkung des Rechtsstaates 
und der Qualität der Demokratie in Südtirol.  
 
 
Univ. Prof. Nikiforos Diamandouros 
Europäischer Ombudsman 
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Festansprache 
Rektor Walter A. Lorenz 
 
„Volksanwaltschaft als Garant in das Vertrauen 
der öffentlichen Verwaltung“  
 

30 Jahre Volksan-
waltschaft in Südtirol 
gibt mir als Wissen-
schaftler und Bürger 
dieses Landes An-
lass, nicht nur über 
die Bedeutung dieser 
speziellen Institution 
in unserer Gesell-
schaft zu reflektieren, 
sondern auch über 
die Entwicklungen 
der Sphäre der 
Öffentlichkeit in der 

Region über diesen Zeitraum hinweg. Denn 
Volksanwaltschaft versteht sich prinzipiell als Ga-
rantie für das gute Funktionieren dieser „öffentli-
chen Sphäre“, die wiederum für die Entwicklung 
und das Funktionieren der modernen Demokratie 
eine ganz entscheidende Rolle hat. Diese Refle-
xionen sind besonders opportun, weil sich unsere 
europäischen Gesellschaften in einem funda-
mentalen Umbruch des Verhältnisses zwischen 
Privatem und Öffentlichem befinden, wie ich noch 
zeigen werde.  
 
Die Volksanwaltschaft symbolisiert und verkör-
pert die Existenz einer mit Leben und Bedeutung 
gefüllten Sphäre der Öffentlichkeit, und zwar als 
Begegnungsstätte zwischen den Sphären des 
Privaten und des Öffentlichen, in der Bürgerinnen 
und Bürger ihrer Autonomie gegenüber dem 
Staat Ausdruck verleihen können und gleichzeitig 
aber durch die Rechtsstruktur des Staats sich 
geschützt fühlen können. Öffentlichkeit erfordert 
einen Rechtsstaat, der in all seinen Ämtern und 
Organen Recht nach transparenten Prozessen 
und Kriterien geschehen lässt und der Bürger-
schaft verlässliche Informationen zur Verfügung 
stellt, so dass sie die Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidungen autonom nachvollziehen kann.  
 

 
 
 
 
 
 
Das heißt also, dass Öffentlichkeit zwei Dimensi-
onen hat, die sich im besten Fall gegenseitig er-
gänzen, die aber leicht in Konflikt mit einander 
geraten können. Die eine Dimension besteht aus 
dem zivilgesellschaftlichen Unterbau der Öffent-
lichkeit, also aus den Aktionen und Einrichtun-
gen, die Bürgerinnen und Bürger über ihre Privat-
interessen hinausgehend im Interesse einer 
gewissen Allgemeinheit schaffen und pflegen, 
also ursprünglich informelle Vereinigungen wie 
etwa Kaffeehäuser und Salons, aus denen oft 
Bewegungen entstanden oder Vereine; die Kir-
chen gehören dazu, die Medien, auch das Inter-
net, oder eben soziale Bewegungen, die noch 
keine Struktur haben. Die andere Dimension wird 
sozusagen von oben gestaltet, vom Staat, der 
„aus sich herausgeht“ und öffentliche Einrichtun-
gen schafft, die seine Aufgaben der Rechtspre-
chung, der Machtausübung, aber auch der Sorge 
um das Wohlergehen der Bürgerschaft zum Aus-
druck bringen, wie eben die Ämter, Bildungsein-
richtungen, öffentliche Bibliotheken, Museen und 
Parks.  
 
Schon immer war die Begegnung zwischen unten 
und oben, zwischen Bürger und Staat, prekär in 
diesem Raum. Die korrekte Ausübung der Ge-
setze allein lässt den öffentlichen Raum verstei-
nern und schafft eher Befremden als Nähe, und 
umgekehrt stoßen die autonomen Aktivitäten und 
Bewegungen der Bürger ins Leere, wenn sie 
nicht bereit sind, Verantwortung für die Gerech-
tigkeit in der Gesellschaft zu übernehmen und 
somit auf Resonanz in den Strukturen des Staats 
treffen. Zwischen diesen Sphären braucht es also 
eine Institution der Vermittlung. 
 
Die Entwicklung dieser öffentlichen Sphäre in der 
Moderne ist unmittelbar verbunden mit der Her-
ausbildung des Status der Bürgerschaft, besser 
ausgedrückt als cittadinanza, einem politischen 
Konstrukt, das dazu dient, das Verhältnis von In-
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dividuen zum Staat nicht nur formal zu definieren, 
sondern es vor allem zu einer gelebten Realität 
zu machen. Der Citoyen ist nicht mehr der Unter-
tan, der er unter der Feudalherrschaft war, noch 
ist er der anarchische Freibeuter, der aller Obrig-
keit den Rücken kehrt und im Wilden Westen die 
Autarkie sucht.  Zum Bürger (und mit etwas histo-
rischer Verzögerung zur Bürgerin) wird man, in-
dem man das Recht auf persönliche Freiheit ver-
traglich zugesprochen bekommt, was aber 
unmittelbar verbunden wird mit öffentlichen Ver-
pflichtungen, der freiwilligen Aufgabe der absolu-
ten Freiheit im Interesse der Allgemeinheit und 
damit der Gleichheit aller Bürger und Bürgerin-
nen.  
 
Damit sind die zentralen Pole des modernen de-
mokratischen Staatsgefüges ins Spiel gekom-
men, das den schwierigen Pfad zwischen der 
Sorge um universale Gleichheit und Gerechtig-
keit einerseits mit der Absicherung und der Ga-
rantie der individuellen Freiheit andererseits ver-
binden muss. Diese Abgrenzung bei 
gleichzeitiger Verbindung erlaubt sowohl die 
Entwicklung einer Privatsphäre, die rechtlich ab-
gesichert ist und dem Individuum freie Gestal-
tungsmöglichkeiten bietet, vor allem in Bezug auf 
kulturelle Zugehörigkeit, Pflege der Religion, 
Gestaltung der Freizeit, Wahl von Partnern etc. 
Es entwickelt sich dadurch aber auch ein immer 
dichteres Netz von Gesetzen und Bestimmun-
gen, die auf allgemeinen Prinzipien beruhen und 
allen zugänglich und für alle gleichermaßen ver-
bindlich sein müssen.  
Die Freiheit und Gleichheit in Bezug auf rechtlich 
verbindliche Verträge war aber nur ein erster 
Schritt in der Entwicklung von cittadinanza, es 
musste die Legitimierung der Strukturen der Le-
gislative durch die Bürgerschaft folgen, also die 
Gestaltung des politisch aktiven Bürgers, der 
durch seine Stimme die zur Rechtsgebung Er-
mächtigten bestimmt und sich damit aber auch 
dieser von ihr legitimierten Herrschaft unterwirft. 
Dies bedeutet dass die Bürgerschaft in der Aus-
wahl und damit der demokratischen Legitimie-
rung der Regierung beteiligt werden musste 
durch die Etablierung politischer Rechte. Erst da-
durch wurde die politische Dimension der Bür-
gerschaft realisiert und ein reziprokes Verhältnis 

zwischen Staat und Bürger (und später auch 
Bürgerin) hergestellt.  
 
Aber dadurch blieb der Staat der Bürgerschaft 
immer noch zu fern, denn Wahlen gibt es nicht 
jeden Tag und mit dem Gesetz kommt man ex-
plizit eigentlich recht selten in Kontakt oder gar in 
Konflikt. Ein entscheidendes Mittel zur Überwin-
dung dieser Distanz war die Schaffung eines So-
zialstaats, also die Verpflichtung des Staats,  sich 
um die prekären Lebenslagen der Bürgerinnen 
und Bürger zu kümmern und ihnen einen grund-
sätzlichen sozialen Schutz zu gewähren. Dieses 
vor allem nach der Katastrophe des 2. Weltkriegs 
in den meisten westlichen europäischen Staaten 
entwickelte System der sozialen Mindestsiche-
rung für Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter 
schuf die cittadinanza sociale, wobei allerdings 
das Dilemma zwischen Gleichheit und Freiheit 
sich dabei noch verschärfte: Greift der Sozial-
staat im Interesse der Gleichheit zu sehr in das 
Privatleben ein, indem er etwa weite Teile der 
Sorge um Kinder übernimmt, fühlt sich die Bür-
gerschaft in ihrer Freiheit bedroht. Überlässt er 
die schwächeren Kreise der Bevölkerung zu sehr 
ihrem eigenen Schicksal, droht die Gefahr sozia-
ler Unruhen und der Spaltung der Gesellschaft.  
 
Der Aufbau des Sozialstaats war auch begleitet 
von einem Ausbau der öffentlichen Einrichtungen 
bzw. der Übernahme vormals privater Einrichtun-
gen in die öffentliche Hand. In den meisten euro-
päischen Staaten wurden das öffentliche Perso-
nentransportwesen verstaatlicht, Post und 
Telefon galten selbstverständlich als staatliche 
Einrichtungen, ebenso Radio und später Fernse-
hen, industrielle Großbetriebe der Kohleförde-
rung, der Elektrizitätsgewinnung, der Wasserver-
sorgung fanden sich fast überall in öffentlichen 
Händen, in einigen Ländern sogar die großen 
Banken.  
 
Dies verlieh dem Staat viel Macht, und der An-
spruch, dass er diese Macht nur im Interesse der 
Bürgerschaft anwenden würde, wurde nicht im-
mer verwirklicht. Dagegen regten sich Protest-
bewegungen nach 1968, die eine andere, von 
„unten“ bestimmte Form der Öffentlichkeit forder-
ten. Die Frauenbewegung, die civil rights Bewe-
gung, auch die Bewegungen diverser diskrimi-
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nierter Gruppen wie Menschen mit Behinderung 
oder in Italien psichiatria democratica, forderten 
alle die Selbstbestimmung der Bürger in den Be-
reichen, die sie selbst betrafen. Gerade die „vä-
terliche“ Haltung des Staats wurde als Paterna-
lismus empfunden, gegen den man sich wehren 
musste, und diese Abwehr stellte die Legitimität 
des Staats in Frage.  
 
Und dann kam 1989 und der „Sieg“ des Kapita-
lismus über den Kommunismus. Die „Wende“ in 
der Weltpolitik brachte der Ideologie des Neolibe-
ralismus den Sieg und dieser sieht grundsätzlich 
im Staat eine Bedrohung der Freiheit des Einzel-
nen. Neoliberal orientierte Regierungen, allen 
voran die von Ronald Reagan und Margaret 
Thatcher, begannen eine systematische Politik 
der Privatisierung vormals öffentlicher Betriebe 
und Einrichtungen.  
 
Damit nehmen viele Bereiche des öffentlichen 
Raums einen völlig anderen Charakter an, da sie 
der Logik des Markts unterstellt werden. Bei der 
Benutzung von Verkehrsmitteln oder von privati-
sierter Elektrizität begegnet nicht mehr der Bür-
ger dem Staat sondern der Konsument dem Ver-
käufer. In gewisser Weise verwirklicht diese 
Politik die Erwartungen der zivilgesellschaftlichen 
Bewegungen der vorigen Jahrzehnte, die die Au-
tonomie der Bürgerinnen und Bürger gefordert 
hatten. Aber sie verlieren dadurch den direkten 
Schutz des Staats. In vielen Bereichen musste 
der Staat daher Aufsichtsbehörden einführen, auf 
Englisch „watch dogs“, die von einem neutralen 
Gesichtspunkt etwa die Operationen der Eisen-
bahnen beobachten, damit Profitorientierung die-
ser Gesellschaften nicht zu Einsparungen bei der 
Sicherheit führen, wie anfangs so oft der Fall war.  
 
Ich habe diese Entwicklungen kurz nachgezeich-
net um zu demonstrieren, dass in modernen 
Staaten durch Regelungen oder unpersönliche 
Mechanismen der Steuerung keine soziale Integ-
ration zu erreichen ist und dass es früher oder 
später einer Instanz bedarf, die dazu beiträgt, 
dass allgemeine Prinzipien auf die Bedürfnisse 
und Situationen von individuellen Mitgliedern der 
Gesellschaft abgestimmt werden. Um es mit ei-
nem englischen Begriff auszudrücken: Hinter 
dem Prinzip der blinden, unparteiischen Gerech-

tigkeit muss immer das Prinzip der fairness sicht-
bar werden, um der Gerechtigkeit zu dienen.  
 
An dieser Stelle werde ich endlich die Einrichtung 
der Volksanwaltschaft bzw. des Ombudsmanns 
beleuchten. Diese Einrichtung geht auf das Jahr 
1809 zurück, als das schwedische Parlament 
entschied, eine Vertrauensperson zu ernennen, 
die den König während seiner Abwesenheit ge-
genüber Beamten und Militär vertreten sollte. 
Hier zeichnet sich klar ab, dass durch die Einrich-
tung des modernen Ombudsmanns eine damals 
theoretische Funktion des Königs erfüllt werden 
sollte, und zwar die einer unabhängigen, nicht an 
politische Parteien gebundenen Instanz. Die Tat-
sache außerdem, dass die Ermächtigung des 
Ombudsmann vom Parlament herrührte, gewähr-
leistete, dass die der Macht des absoluten Herr-
schers innewohnende Willkür ein Ende fand. 
In Europa setzte sich diese Einrichtung erst in 
den 1980er und 1990er Jahren durch, als die ge-
sellschaftliche Entwicklung einen Stand der All-
gegenwärtigkeit erreichte und der Staat ange-
sichts einer ständig wachsenden Vielfalt an 
Bedürfnissen, denen er gerecht werden sollte,  
sich von den eigentlichen Interessen der Bürge-
rinnen und Bürger entfernte. Es klingt wie ein Pa-
radox, doch die Ausweitung des Rechtssystems 
und der immer umfassenderen Fürsorge began-
nen bedrohliche Folgen für die individuelle Frei-
heit zu zeigen. Auch die danach eingeführte Libe-
ralisierung vermochte allerdings nicht, die Gefahr 
der Verletzung des Grundsatzes der Gerechtig-
keit für bestimmte Personengruppen oder Min-
derheiten zu bannen. Eine Gefahr, die es jedoch 
galt, einzudämmen. 
 
Mitte der 80er Jahre wurde auch in Südtirol die-
ser Entwicklungsstand erreicht. Im Rahmen der 
Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut 
wurden der Landesregierung und der Landes-
verwaltung immer mehr Zuständigkeiten einge-
räumt, deren Umsetzung eine direkte Beziehung 
mit der Bürgerschaft erfordert. Die Volksanwalt-
schaft ist nicht eine zusätzliche Gerichtsinstanz 
oder eine Dienststelle, sondern sie beschränkt 
sich darauf, Bürgerinnen und Bürgern Gleichbe-
handlung seitens der öffentlichen Verwaltung zu 
gewährleisten. 



VOLKSANWALTSCHAFT DES LANDES SÜDTIROL 
 
 

58 
 

Gerade deshalb bedurfte es einiger Zeit, die Auf-
gaben der Volksanwaltschaft zu definieren und in 
eine wirksame Verfahrenspraxis umzusetzen.  
Es wurde an doppelter Front Überzeugungsarbeit 
geleistet. Zum einen musste die Rolle der Volks-
anwaltschaft gegenüber der öffentlichen Verwal-
tung geklärt werden. Ein nicht einfaches Unter-
fangen, nachdem die Formulierung ihrer 
Aufgabenbereiche mittels restriktiver Kriterien er-
folgt war. Es war vorauszusehen, dass in der 
vorherrschenden politischen Meinungsentwick-
lung bezüglich des sich ständig ausbreitenden 
und allumfassenden Aktionsbereichs des Staates 
die Zuständigkeiten der Volksanwaltschaft von 
mancher Behörde und einzelnen Abgeordneten 
als negativ und störend empfunden wurden, weil 
doch Gesetze und Verordnungen unter diesen 
Voraussetzungen genügend klare Verhältnisse 
schafften und andererseits bereits die Gerichte 
für weniger klare Fragen und für die Übertragung 
der Gesetzesbestimmungen auf den Einzelfall 
Entscheidungen treffen konnten. Unter diesem 
Gesichtspunkt lässt sich erklären, warum die Er-
richtung der Volksanwaltschaft im Hinblick auf die 
bevorstehende Einrichtung der Autonomen Abtei-
lung für die Provinz Bozen des Regionalen Ver-
waltungsgerichts als überflüssig betrachtet wur-
de. 
 
Zum anderen musste der Bürgerschaft klar ge-
macht werden, dass die Volksanwaltschaft nicht 
mit einer Rechtsanwaltskanzlei oder einem Rich-
teramt gleichzusetzen war. Die ersten Volksan-
wälte, Heinold Steger und Werner Palla, hatten 
diesbezüglich keine andere Wahl als grundsätz-
lich für  die Belange und spezifischen Fragen der 
Bürgerinnen und Bürger ein offenes Ohr zu ha-
ben, auch wenn diese manchmal mit falschen 
Erwartungen behaftet und in einer nicht gänzlich 
korrekten Interpretation ihrer Aufgabenbereiche 
begründet waren. Wie den Jahresberichten ent-
nommen werden kann, haben die ersten Südtiro-
ler Volksanwälte eine besonders wertvolle Tätig-
keit geleistet. Anstatt sich ihrerseits mit einem 
strengen Regelwerk zu umgeben und bürokrati-
sche Verfahren für die Anträge der Bürgerinnen 
und Bürger einzuführen, waren sie stets bereit, 
sich auch um solche Anliegen zu kümmern, die 
nicht unmittelbar unter ihre Zuständigkeit fielen.  

In den ersten Tätigkeitsjahren kamen in den An-
trägen der Bürgerinnen und Bürger demnach je-
ne Fragen zum Ausdruck, die der Bevölkerung 
Missbehagen bereiteten. Meistens waren es Fra-
gen in Zusammenhang mit dem Bereich der 
Raumordnung und des Gesundheitswesens, in 
denen die Grenze zwischen öffentlichen und pri-
vaten Zuständigkeiten nicht immer leicht erkenn-
bar ist. Dazu kamen auch die Anträge der min-
derbemittelten Bevölkerung, welche in ihren 
Beziehungen zu den Behörden Gerechtigkeit 
oder Rechtsklarheit forderte.  
 
Eine wichtige Rolle haben demnach neben den 
einzelnen Verfahren, die die Volksanwälte in Be-
antwortung der jeweiligen Bürgeranträge einge-
leitet haben, auch die jährlich vorgelegten Berich-
te, die dazu dienen die Schwachstellen im 
System hervorzuheben. Verwaltung, Gesetzge-
ber und Bevölkerung sollten über die rechtmäßi-
gen Beschwerden der Bevölkerung Bescheid 
wissen, damit dieser interaktive Raum des öffent-
lichen Lebens Impulse für Verbesserungen – und 
zwar nicht nur in Form neuer oder verbesserter 
Gesetze, sondern hauptsächlich in Form von 
vereinfachten, bürgernahen Verfahren und He-
rangehensweisen – geben kann. 
 
Das bedeutet aber, dass die Volksanwaltschaft 
ein zentrales Instrument ihrer Tätigkeit anwendet, 
und zwar das der offenen und kompetenten 
Kommunikation. In modernen Gesellschaften ist 
der Zusammenhalt und die soziale Integration 
nicht eine Frage fixer, mit Mitteln der Kontrolle 
umgesetzten Normen, sondern eine Frage der 
kompetenten kommunikativen Aushandlung un-
terschiedlicher Standpunkte und Bedürfnisse. 
Nur so kann den ansonsten widersprüchlichen 
Grundprinzipien der Moderne, dem Bedürfnis 
nach individueller Freiheit und der universal gel-
tenden Gleichheit gleichermaßen entsprochen 
werden. Deshalb wurde Kommunikation, das 
Sich-Verständigen in der Form des Parlaments 
konstitutiv für die Legitimierung von Macht in mo-
dernen Gesellschaften. Parlare ist eben mehr als 
Reden halten – es führt auf das, wie Habermas 
es ausdrückt, transzendentale Potential der 
Sprache zurück, auf Verständigung hin angelegt 
zu sein. Ähnliches entwickelte sich im Bereich 
der Gerichte, in denen ja auch die Verhandlung 
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bei der Wahrheitsfindung im Vordergrund steht, 
und nicht die „Fakten“ an und für sich entschei-
den können, sondern immer einer Auseinander-
setzung über deren Bedeutung erfordern.  
 
In beiden Foren, Parlament und Gericht, ist das 
Medium der Verständigung öffentlich gestaltet, 
ein fundamentales Prinzip der Legitimierung bei-
der Prozesse. Also tragen bestimmte Formen der 
öffentlichen Kommunikation, wenn sie entspre-
chend geführt und auf gute Kommunikation hin 
gestaltet werden, unmittelbar zur Schaffung und 
Stärkung von Öffentlichkeit bei. Die Volksanwalt-
schaft sollte daher immer eine Instanz zur Wah-
rung guter, wahrheitsbezogener Kommunikati-
onsformen sein, die dann auch entsprechend 
übernommen werden sollten, und dies nicht nur 
von den Behörden und öffentlichen Einrichtun-
gen, sondern auch von den Bürgerinnen und 
Bürgern selbst. Sie haben eine zentrale Verant-
wortung und sollten nicht Experten sein auf allen 
Gebieten, die sie behandeln, was auch bedeutet, 

dass nicht für jeden Bereich spezialisierte Volks-
anwältinnen eingerichtet werden sollten.  
 
Es geht bei ihrer Rolle vielmehr um die Verläss-
lichkeit dessen, was jedes Gesetz der Bürger-
schaft verspricht und gleichzeitig um die Wahr-
haftigkeit, mit der die Bürgerschaft ihre 
Mitverantwortung für das Gelingen des Zusam-
menlebens in unseren komplexen modernen Ge-
sellschaften trägt. Nichts mehr und nichts weni-
ger.  
 
Ich wünsche daher der Volksanwaltschaft in Süd-
tirol noch viele Jahre des fruchtbaren Weiterwir-
kens und Kommunizierens im öffentlichen Raum 
und unserem Land ein wachsendes Vertrauen in 
seine öffentlichen Einrichtungen.  
 
 
Univ.Prof. Walter A. Lorenz 
Rektor der Freien Universität Bozen 
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30 Jahre Volksanwaltschaft in Südtirol 
 
 
 
 

„Wenn mit dieser Tätigkeit beigetragen werden kann, dass der Bürger die 
Verwaltung als die „seine“ betrachten kann, so glaube ich im Sinne jener 
Personen gehandelt zu haben, die den Volksanwalt eingeführt haben.“ 
Dr. Heinold Steger (1985 – 1991) 
 
 
 
 
 

 
 

 
„Der Volksanwalt soll nicht Schuldige, sondern Lösungen suchen.“ 
Dr. Werner Palla (1992 – 2004) 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
„Wir haben die Pflicht, dem Bürger zuzuhören, seine Anliegen ernst zu 
nehmen und durch unsere Autorität und Prüftätigkeit einen Ausgleich 
zwischen Bürger und der oft als übermächtig empfundenen Verwaltung 
herzustellen.“ 
Dr. Burgi Volgger (2004 – 2014)) 
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1. Die Geburt der Volksanwaltschaft  
 
Die Geschichte der Volksanwaltschaft in Südtirol 
beginnt am 23. Februar 1983. Damals wurde im 
Südtiroler Landtag unter dem Vorsitz des Land-
tags-Präsidenten Giuseppe Sfondrini (PSI) und 
des Vize-Landtagspräsidenten Matthias Ladur-
ner- Parthanes (SVP) der Gesetzesentwurf Nr. 
291 genehmigt. Mit diesem Gesetz sollte die 
Volksanwaltschaft in Südtirol eingeführt werden. 
18 Abgeordnete stimmten für die Einführung, fünf 
Abgeordnete gaben einen weißen Stimmzettel 
ab. Die Volksanwaltschaft in Südtirol war gebo-
ren.  
Die Idee einer Volksanwaltschaft ist bekanntlich 
viel älter. Gemeinhin gilt Schweden als Wiege 
der modernen Volksanwaltschaft. In Schweden 
wurde bereits 1809 der erste Ombudsman einge-
setzt. Eine vom Parlament ernannte, unabhängi-
ge Vertrauensperson mit der Aufgabe, die Beam-
ten des Königs zu kontrollieren und dem 
Parlament über die Verwaltung zu berichten. 
Nach Schweden führten die finnischen Nachbarn 
den Ombudsmann als Kontrollorgan der Verwal-
tung ein.  
Weltweit verbreitete sich die schwedische Idee 
erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 
Gerade in den 1980er und 1990er Jahren wurde 
eine Fülle von Ombudsman-Einrichtungen ge-
schaffen. Ob Parliamentary Commissioner, 
Médiateur, Bürgerbeauftragter, Volksanwalt, Di-
fensore civico, Defensor del Pueblo, Provedor de 
justiçia oder Commissioner for Human Rights, es 
handelt sich dabei immer um den Ombudsman.  
 
In Italien war die Toskana die erste Region, die 
diesen Gedanken aufgenommen hat. 1975 wurde 
hier der erste „Difensore civico“ ernannt. Zwölf 
weitere Regionen und autonome Provinzen folg-
ten. 1983 war schließlich Südtirol an der Reihe. 
Es gab bereits in den Jahren davor immer wieder 
Bestrebungen, diese Institution in Südtirol zu 
schaffen. Schon 1973 war der Volksanwalt ein 
Wahlkampfthema des Kandidaten Hans Rubner 
(SVP). Aktiv vorangetrieben haben die Einrich-
tung einer Volksanwaltschaft die Landtagsabge-
ordneten Willi Erschbaumer (SPS) und Luigi 
Costalbano (NL/NS) mit entsprechenden Geset-
zesentwürfen. Diese erhielten jedoch keine 

Mehrheit. Damals stand die Errichtung der „Auto-
nomen Sektion des Verwaltungsgerichtshofes“ in 
Bozen bevor. Viele Politiker glaubten, diese Ein-
richtung würde genügen, und um die Klagen der 
Bürger besser beurteilen zu können. Nachdem 
sich die Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes 
mehrmals verzögerte, beschloss der Landtag 
trotzdem, auf die Institution Volksanwalt zu set-
zen. Aber die Einrichtung der Volksanwaltschaft 
verlief nicht ohne Zwischenfälle. Das erste Ge-
setz wurde von der Regierung in Rom zurückge-
wiesen, weil dem Volksanwalt Kompetenzen zu-
gesprochen wurden, die über die Zuständigkeiten 
des Landes hinausgingen. Also wurde der Ge-
setzesentwurf in der 1. Gesetzgebungskommis-
sion unter dem Vorsitz des SVP- Landtagsabge-
ordneten Klaus Dubis umgeschrieben. Erst dann 
erhielt das Gesetz die Zustimmung der Regie-
rung, wurde im Amtsblatt der Region veröffent-
licht und trat als Gesetz vom 9. Juni 1983, Nr. 15, 
in Kraft.  
 

2. Die Anfänge 
 
Das Volksanwaltsgesetz von 1983 umfasste ins-
gesamt 14 Artikel. Es wurden die Errichtung, die 
Tätigkeit, die Ernennung, die Dauer, die Ver-
pflichtungen, das Personal und die finanzielle 
Vergütung geregelt. Damals wurde beschlossen, 
den Sitz des Volksanwalts bei der Landesverwal-
tung anzusiedeln. Die Kompetenz- und Aufga-
benbereiche des Volksanwaltes wurden aber 
sehr einschränkend formuliert. Der Volksanwalt 
sollte lediglich auf Anfrage von Interessierten 
agieren und er sollte nur Verwaltungsakte der 
Landesverwaltung überprüfen dürfen. Beides 
wurde mit den Jahren wesentlich abgeändert.  
 
Nun war es aber wichtig, die richtige Person für 
dieses neue Amt zu finden. Der neue Volksan-
walt sollte juristische Kenntnisse haben und sollte 
mit den Vorgängen innerhalb der Landesverwal-
tung vertraut sein. Außerdem sollte der neue 
Volksanwalt politisches Gewicht haben, damit die 
neue Institution in der Öffentlichkeit gleich Aner-
kennung findet. Die Wahl fiel schließlich auf Hei-
nold Steger. Steger arbeitete fast 30 Jahre lang 
als hoher Beamter in der Regionalverwaltung, 
war Direktor des Bauernbundes gewesen und 
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Landwirtschaft-Assessor. Nach seiner Pensionie-
rung wurde Steger am 15. März 1985 zum ersten 
Volksanwalt gewählt. Er verlieh dem neuen Amt 
allein durch seinen in Landespolitik und Verwal-
tungskreisen bekannten Namen Ansehen. Am 1. 
April trat Heinold Steger sein neues Amt an. Ste-
ger übernahm das Amt mit einer gewissen Skep-
sis, wie er im Abschlussbericht des Jahres 1988 
schreibt. Er hat sich aber in sein Amt eingearbei-
tet und „Befriedigung gefunden, weil doch die Ar-
beit und der Einsatz anerkannt werden und ich 
den Eindruck habe, dass besonders der schwä-
cheren Bevölkerungsschicht geholfen werden 
kann.“ Volksanwalt Steger fühlte sich nicht als 
Inspektor, der die Arbeit der Landesverwaltung 
überwachen muss, wie zu Beginn der Tätigkeit 
manchmal hinter vorgehaltener Hand gemunkelt 
wurde. Steger fühlte sich vielmehr als Vermittler, 
der zwischen Bürger und Amt Kompromisse 
suchte, damit der weit teurere Weg der Gerichts-
barkeit nicht eingeschlagen werden musste. 

 
Der Volksanwalt muss laut seinem Auftrag am 
Jahresende dem Landtag und der Landesregie-
rung einen Jahresbericht vorlegen, aus dem die 
geleistete Arbeit dieser Einrichtung ersichtlich 
wird. Die Jahresberichte wurden, vor allem in den 
Anfangsjahren, gerne dazu benutzt, Verbesse-
rungsvorschläge einzubringen. So endete Ste-
gers erster Jahresbericht mit praktischen Hinwei-
sen, wie die Arbeit des Volksanwaltes noch 
effizienter umgesetzt werden könnte. Laut Ge-
setz war er nur zu einer Intervention auf Antrag 
von Interessierten berechtigt, und zwar in einer 
bestimmten Vorgangsweise, die im Art. 3 des 
Gesetzes geregelt ist. Dieser Artikel besagt: 
„Bürger, die eine Angelegenheit bei einem Lan-
desamt oder einer in Art. 2 genannten Körper-
schaft anhängig haben, sind berechtigt, sich bei 
diesen Stellen schriftlich über den Stand der An-
gelegenheit zu erkundigen. Erhalten sie innerhalb 
von 20 Tagen nach der Nachfrage keine Antwort 
oder ist diese nicht zufriedenstellend, so können 
sie die Hilfe des Volksanwaltes beantragen.“  Für 
den Volksanwalt Steger ist diese Vorgehenswei-
se viel zu restriktiv. „Wenn man die vorgesehe-
nen Regeln einhalten müsste, so würde sich die 
Arbeit dermaßen reduzieren, dass man sich die 
Frage der Notwendigkeit dieser Institution stellen 
müsste“, schreibt Steger in seinem ersten Jah-

resbericht. Er spricht sich dafür aus, dass „sich 
jeder mit seinen Problemen, die er mit der Lan-
desverwaltung hat, entweder schriftlich, mündlich 
oder gar mittels Telefon an den Volksanwalt 
wenden kann und dass der Volksanwalt selbst 
eventuelle Informationen auf informelle Weise 
einholen darf.“ Diese Zugangserleichterung, 
schreibt Steger weiter, wird in seinem Büro je-
denfalls informell bereits praktiziert, auch wenn 
sie nicht ganz gesetzeskonform ist. Nur auf An-
frage tätig zu werden, war für Steger entschieden 
zu wenig. Manche Fälle seien zwar bekannt, 
könnten aber nicht aufgegriffen werden, wenn 
sich nicht jemand mit diesem Problem an die 
Volksanwaltschaft wendet. Als Beispiel nennt 
Steger hier die langen Wartezeiten im Sanitäts-
bereich. Überdies kritisierte Steger den Umstand, 
dass die Volksanwaltschaft der Landesregierung 
zugeordnet ist, er jedoch keinerlei Einfluss auf 
die Arbeit der Landesregierung hat.  
 
Zu Beginn musste der Kompetenzbereich der 
neu geschaffenen Behörde noch genau abge-
steckt werden. Steger wies darauf hin, dass sei-
ne Stelle bei allen möglichen Angelegenheiten 
aufgesucht werde: „So glaubte man, dass der 
Volksanwalt den Rechtsanwalt ersetzen könne 
und besonders für Bedürftige Prozesse durchfüh-
ren könne. Andere glauben, dass er bei privaten 
Streitigkeiten den Richter ersetzen könne. Wie-
derum andere tragen Beschwerde gegen polizei-
liche Vergehen vor.“ Steger schickte aber nie-
manden unverrichteter Dinge fort. „Nur ein 
geringer Teil dieser Fälle wurde statistisch er-
fasst. Die meisten dieser Fälle wurden im Ge-
spräch mit den Betroffenen erledigt, wobei gera-
ten wurde, sich anderswo besser vertreten zu 
lassen.“ Insgesamt hat die Volksanwaltschaft in 
den ersten acht Monaten ihrer Tätigkeit 491 Fälle 
registriert. Für die allerwenigsten Betroffenen 
wurde der Amtsweg, der im Art. 3 des Gesetzes 
vorgesehen ist, auch eingehalten. Die meisten 
vorgelegten Probleme beschäftigten sich bereits 
im ersten Tätigkeitsjahr mit dem Bereich Urbanis-
tik. Wohnen, Wohngeld, Wohnbauförderungen 
spielten und spielen für die Bürger Südtirols eine 
zentrale Rolle. Steger forderte für seine Stelle die 
Möglichkeit, auch externe Gutachten einholen zu 
können, damit Rechtsstreitigkeiten beseitigt wer-
den könnten.  



VOLKSANWALTSCHAFT DES LANDES SÜDTIROL 
 
 

64 
 

3. Die Arbeit beginnt 
 
Laut Gesetzt ist der Volksanwalt verpflichtet, ei-
nen jährlichen Abschlussbericht über die Tätig-
keit des vergangenen Jahres abzulegen. Die 
Jahresberichte werden dem Landeshauptmann 
und allen Landtagsabgeordneten zugeschickt. 
Auch wenn sich der spätere Volksanwalt Werner 
Palla über das „geringe Interesse der Politik“ an 
den jährlichen Ausführungen echauffiert, so sind 
diese Berichte wichtige Dokumente der Zeitge-
schichte, weil sie die Beschwerden und Sorgen 
der Südtiroler Bevölkerung im jeweiligen Be-
richtsjahr abbilden. Von Beginn an spielten Be-
schwerden im Bereich Wohnen und Gesundheit 
die wesentlichste Rolle.  
 
Stegers Verbesserungsvorschläge fanden zu 
Beginn kein Gehör, darüber zeigte sich der 
Volksanwalt enttäuscht. Im Abschlussbericht sei-
nes zweiten Tätigkeitsjahres wiederholte er des-
halb seine Forderungen. „Die zu engen Grenzen, 
die dem Volksanwalt gesetzt wurden, sind ein 
Hemmschuh“, schreibt Steger. Anfangs stießen 
er und seine Mitarbeiter bei der Landesverwal-
tung auf Skepsis, erst allmählich gelang es ihm, 
ein Klima des gegenseitigen Respekts aufzubau-
en. Fortschrittlich zeigte sich hingegen die Ge-
meinde Leifers. Sie wollte sich bereits 1986 die 
Dienste des Volksanwaltes sichern und griff da-
mit einer Entwicklung vor, die erst in den 1990er 
Jahren umgesetzt wurde. Die Gemeinde Leifers 
dachte dabei, dass man sich die Dienste des 
Landesvolksanwaltes zu nutzen machen könnte 
und richtete ein Schreiben an den Landeshaupt-
mann. Dieser lehnte das Ansinnen der Gemeinde 
Leifers allerdings ab. Die gesetzlichen Voraus-
setzungen für solch eine Doppelfunktion des Lan-
desvolksanwaltes waren noch nicht geschaffen.  
 
Von Beginn an nahm der Südtiroler Volksanwalt 
an Tagungen und Diskussionen im In- und Aus-
land teil. Vor allem mit der Europäischen Om-
budsmann-Akademie in Innsbruck herrschte ein 
reger Austausch. Auch in Südtirol war Steger 
pausenlos unterwegs und versuchte durch seine 
rege Vortragstätigkeit, den Bekanntheitsgrad der 
Institution Volksanwaltschaft im ganzen Land zu 
steigern. Mit Erfolg, im zweiten Jahr der Tätigkeit 
wurden bereits über 650 Fälle registriert. Gleich 

wie auch im ersten Berichtsjahr beschäftigten 
sich die meisten Fälle mit der Abteilung V der 
Landesverwaltung, sprich Raumordnung, geför-
derter Wohnbau und Wirtschaftsprogrammierung. 
Allein 150 Fälle wurden in diesem Bereich regist-
riert. Erstmals hat Steger eine Art Interventionsbi-
lanz erstellt. 445 Fälle konnten positiv behandelt 
werden, 121 negativ, 82 waren zum Zeitpunkt der 
Erstellung der Broschüre noch nicht abgeschlos-
sen. Im darauffolgenden Jahr meldeten sich 
erstmals über 1000 Bürger beim Volksanwalt. Am 
meisten Fälle verzeichnete wiederum die Abtei-
lung V. Dies hängt sicherlich mit der Wichtigkeit 
und den Aufgaben dieser Abteilung zusammen. 
Die häufigsten Anfragen betrafen die Baulandbe-
schaffung, die Kredite im Wohnbau und das 
Transportwesen. Hier ärgerten sich die Bürger 
vor allem über die mangelnde Erreichbarkeit ent-
legener Ortschaften. Auch die Interventionen bei 
den staatlichen Verwaltungseinheiten mehrten 
sich, allen voran beim Nationalinstitut für soziale 
Fürsorge (NIFS). Steger weist in seinem Ab-
schlussbericht mehrmals darauf hin, dass dieses 
Institut gar nicht in seinen Kompetenzbereich fal-
le, trotzdem habe er immer bereitwillig Auskunft 
erteilt.  
 

4. Erste Zwischenbilanz 
 
Im Abschlussbericht 1988 zog Steger nach den 
ersten drei Jahren eine erste Zwischenbilanz. Die 
Einrichtung sei laut Steger „absolut positiv aufge-
nommen worden und auf jeden Fall eine Berei-
cherung für das Land“. Einige Missstände gelte 
es aber unbedingt noch zu beseitigen. Der Schritt 
zum Volksanwalt dürfe von den Behörden nicht 
als Affront angesehen werden und dem Bürger 
folglich eher Schaden als Nutzen bringen. Au-
ßerdem stört er sich am Verhalten, das teilweise 
von den Landesangestellten an den Tag gelegt 
wird. Er schreibt deshalb: „Ist der Beamte für den 
Bürger da, oder umgekehrt? Immer wieder wer-
den Klagen laut, dass sich Beamte schroff und 
ungebührlich gegenüber den Bürgern verhalten. 
Dem müssen die Amtsdirektoren Einhalt gebie-
ten.“ Wiederum prangert Steger das nicht zeit-
gemäße Volksanwaltsgesetz an. Besonders Art. 
2 (passives Interventionsrecht) und Art. 3 (die bü-
rokratische Vorgehensweise) sollten schnellst-
möglich abgeändert werden. Viele halten den 
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Volksanwalt auch im dritten Jahr seit der Einfüh-
rung für einen Gratis-Anwalt und kontaktieren ihn 
wegen Streitigkeiten bei privaten Angelegenhei-
ten. Man wolle Antworten bei ungelösten Streitig-
keiten bei Grenzfragen, Ersitzungsfragen, Pacht-
fragen, Fragen der Vormundschaft und ähnliches 
mehr. Steger verwies die Bürger an die hierfür 
zuständigen Stellen.  
 
Steger spricht sich dafür aus, die Zahl der Lan-
desgesetze zu reduzieren, da, vor allem auch 
durch die vielen Novellierungen, Übersicht und 
Einsicht erschwert sind. Die Texte sollten zudem 
einfacher und einheitlicher gehalten werden. Als 
negatives Beispiel hierfür erwähnt er immer wie-
der den Bereich Urbanistik und Wohnbau. 
Die Errichtung der Volksanwaltschaft war auch 
eine indirekte Folge des Paketabschlusses bzw. 
der vielfältigen Kompetenzen, die dem Land vom 
Staat und der Region übertragen wurden. Steger 
verglich die Landesverwaltung deshalb gerne mit 
einem Handwerksbetrieb, der sich binnen einiger 
Jahre zu einem Industriebetrieb gemausert hat, 
inklusive des hohen Personalstandes. 6500 An-
gestellte zählte die Landesverwaltung damals. So 
ein „Wachsen“ geht natürlich nicht immer rei-
bungslos ab. Es komme zwangsläufig zu Schwie-
rigkeiten und Unübersichtlichkeiten bei den Ver-
teilungen der  Kompetenzen. Steger begrüßte 
deshalb die Reform der Landesverwaltung, die 
1989 in den ersten Ansätzen umgesetzt wurde.  
 

5. Neue Aufgaben 
 
Ende der 1980er Jahre wurden die Zuständig-
keitsbereiche der Volksanwaltschaft erweitert. 
Der Landtag hat mit dem Gesetz vom 18. August 
1988 Nr. 33, Artikel 15, den Volksanwalt aufge-
fordert, auch im Sanitätsbereich aktiv zu werden. 
Im Sanitätsbereich kam es in den ersten Jahren 
immer wieder zu denselben Klagen: Behand-
lungsfehler, Unterbringung der Langzeitkranken 
und Probleme bei der Anerkennung der Invalidi-
tät. Außerdem fordert Steger den Landtag auf, 
seine Kompetenzen auch auf die Gemeinden 
auszudehnen, wie es bereits in der Nachbarpro-
vinz Trient der Fall ist. Das Staatsgesetz vom 8. 
Juni 1990 Nr. 142, Artikel 8, Absatz 1, „Ordnung 
der Örtlichen Körperschaften“, wies in diese 
Richtung. 

„Lo statuto provinciale e quello comunale posso-
no prevedere l'istituto del difensore civico, il quale 
svolge un ruolo di garante dell'imparzialitá e del 
buon andamento della pubblica amministrazione 
comunale o provinciale, segnalando, anche di 
propria iniziativa, gli abusi, le disfunzioni, le ca-
renze ed i ritardi dell'amministrazione nei con-
fronti dei cittadini.”  
 
Auf lokaler, sprich Gemeindeebene, sollte ein ei-
gener Bürgeranwalt eingesetzt werden. Als Hö-
hepunkt des Jahres bezeichnete Steger den 2. 
Europäischen Kongress der Volksanwälte.  „Der 
Bürgerschutz in einer Demokratie gewinnt immer 
größere Bedeutung“, schreibt er in seinem Ab-
schlussbericht. Das Einverständnis zwischen 
Bürgern und Regierung wird in Zukunft aus-
schlaggebend sein, denn die einseitig aufgebau-
ten Entscheidungen der Behörden stoßen immer 
mehr auf Ablehnung. Als positives Beispiel er-
wähnte Steger den Landesverband der Kaufleu-
te. Auf der Bozner Mustermesse 1990 hatte die-
ser die Einführung eines Konsumenten-
Ombudsmann nach schwedischem Vorbild ge-
fordert, um das Verhältnis zwischen Handel und 
dem Konsumenten zu verbessern.  
 
Am 9. Mai 1989 wurde Steger für die Dauer einer 
weiteren Legislaturperiode als Volksanwalt bestä-
tigt. Der Jahresbericht 1990 war der letzte, den 
Heinold Steger verfasst hat. Der erste Südtiroler 
Volksanwalt ist im April 1991 verstorben. In der 
Landtagssitzung vom 11. April 1991 hat die Prä-
sidentin des Landtages Rosa Franzelin-Werth 
den ehemaligen Landtagsabgeordneten mit fol-
genden Worten gewürdigt:  
 
„Am 18. Februar 1985 wurde Dr. Heinold Steger 
auf Vorschlag des Südtiroler Landtages mit Be-
schluss der Landesregierung zum ersten Volks-
anwalt Südtirols ernannt. (…) Der Südtiroler 
Landtag hat mit der Wahl von Dr. Heinold Steger 
zum Volksanwalt eine gute Wahl getroffen. In 
kurzer Zeit ist es ihm gelungen, aus der neuer-
richteten Institution im Sinne des Gesetzes eine 
echte Beschwerdestelle und Klagemauer für den 
Bürger, eine Anlaufstelle für die Probleme des 
kleinen Mannes zu machen. Als Volksanwalt hat 
er sich mit der ihm eigenen Zähigkeit und mit al-
len ihm zur Verfügung stehenden Mitteln für die 
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Rechte des Bürgers in dessen Kampf gegen den 
Bürokratismus der öffentlichen Verwaltung ein-
gesetzt. Dr. Steger hat diese Aufgabe, die ihm 
ein echtes Herzensanliegen wurde, mit großer 
Umsicht und mit der Erfahrung und dem Gespür 
wahrgenommen, das er sich in den hochrangigen 
Ämtern, welche er im Laufe seines Lebens in Po-
litik und Verwaltung bekleidete, erworben hat. 
Dafür gebührt ihm in dieser Stunde Anerkennung 
und der aufrichtige Dank des Südtiroler Landta-
ges.“ 
 

6. Die Amtszeit Palla beginnt 
 

Nach Stegers Tod verstrichen fast zehn Monate 
bis ein Nachfolger bestimmt war. Erst am 1. Feb-
ruar 1992 konnte Werner Palla sein Amt antre-
ten. Der gelernte Jurist und Gemeindesekretär 
arbeitete fast 20 Jahre lang im Landesamt für ge-
förderten Wohnbau. Danach war er Funktionär 
bei der Hypothekenbank Trentino-Südtirol. Sei-
nen ersten Jahresbericht verfasste Palla im Jän-
ner 1993. Er schreibt darin seine Amtsauffassung 
nieder: „Der Volksanwalt ist oft das sprichwörtlich 
„letzte Rad am Wagen“, das heißt, der betroffene 
Bürger hat sich schon an alle möglichen Stellen 
gewandt, ohne Erfolg, also bleibt noch der Gang 
zum Volksanwalt.“ Oft bleibe dem Volksanwalt 
aber auch nichts anderes übrig, als dem Bürger 
die Ausweglosigkeit seines Verlangens aufzuzei-
gen. Auch das sei ein wichtiger Schritt, denn der 
Bürger wisse dann, dass er und sein Problem 
ernst genommen und angehört wurden. Der 
Volksanwalt soll nicht Schuldige, sondern Lösun-
gen suchen, ist Palla überzeugt. 
 
Auch Palla wurde zu Beginn seiner Tätigkeit in 
vielen Fällen (rund 650 hat er gezählt) von Bür-
gern der unteren und mittleren Einkommensklas-
se kontaktiert, mit der Bitte um eine rechtliche 
Auskunft in den Bereichen Erb-, Familien- und 
Eigentumsrecht. „Darunter sind viele hilflose, 
verzagte und kranke Menschen gewesen, die 
den Umgang mit Behörden scheuen und im 
Volksanwalt ihren Ansprechpartner sehen“, 
schreibt er in seinem ersten Jahresbericht. „Die-
sen Menschen die Tür zu weisen wäre un-
menschlich, ihnen zuzuhören gehöre nicht unbe-
dingt zum Aufgabenbereich des Volksanwaltes, 
aber zu seiner Aufgabe. Wo er selber keine Ant-

wort und keinen Ratschlag wusste, hat er Rat bei 
befreundeten Richtern und Rechtsanwälten ein-
geholt“, schreibt Palla. 
 
Die Volksanwaltschaft ist 1992 erstmals übersie-
delt. Die Büroräume wurden vom Raiffeisenge-
bäude in der Raiffeisenstraße 2, in die 
Crispistraße 6, im zweiten Stock des Landhauses 
II verlegt. Diese Räumlichkeiten wurden von Be-
ginn an nur als Übergangslösung betrachtet, da 
sie für den regen Personenverkehr, der in der 
Volksanwaltschaft herrschte, eindeutig zu klein 
waren. Außerdem lagen sie in einem Landhaus 
und entsprachen damit nicht den Neutralitätsvor-
stellungen des Volksanwaltes Palla. 
 
Mit dem Landesgesetz Nr. 10 vom 23. April 1992 
wurde die längst überfällige Ämterreform der 
Landesverwaltung umgesetzt. Neue Ämterstruk-
turen und neue Ressorts wurden geschaffen, die 
Probleme der Menschen blieben aber nach wie 
vor dieselben. Am meisten Eingaben gab es 
nach wie vor im Bereich Wohnungsbau. Die An-
zahl der Bürger, die um einen Beitrag zum Woh-
nungsbau ansuchten, war ungebrochen hoch. 
Auch die Bestimmungen und Gesetze, die diesen 
Bereich regelten, galten weiterhin als schwer le-
serlich und wurden oft verschieden ausgelegt. 
 

7. Die Kompetenzen des Volksanwaltes 
werden erweitert 

 
1993 haben erstmals über 1.500 Bürger den Rat 
des Volksanwaltes gesucht. In einem Drittel der 
Fälle hatten sich die Bürger bei Problemen mit 
Gemeinde, Region und Staat an den Volksanwalt 
gewandt, also alles Körperschaften, die außer-
halb des eigentlichen Zuständigkeitsbereiches 
liegen. Für Palla spielte das aber nur eine unter-
geordnete Rolle. Für ihn war ausschlaggebend, 
„dass sich jeder Bürger Südtirols in Konfliktsitua-
tionen mit der eigenen Gemeinde vertrauensvoll 
an einen unparteiischen Fürsprecher wenden 
kann“. In Ermangelung eines eigenen Staats-, 
Regionen- und Gemeinde-Anwaltes wenden sich 
die Bürger also an den Volksanwalt. Ein Urteils-
spruch der II. Sektion des Regionalen Verwal-
tungsgerichtes (Urteil Nr. 24 vom 18.02.1993) 
von Ligurien bestätigt diese Haltung. Dieser Ur-
teilsspruch besagt, dass nicht nur die regionalen 
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Ämter mit dem Volksanwalt zusammenarbeiten 
müssen, sondern dass zu dieser Zusammenar-
beit auch alle andern in der Region tätigen Kör-
perschaften und Institutionen angehalten sind.  
 
Mit dem Staatsgesetz 142/1990, Art. 8, wurde 
beschlossen, dass Provinzen und Gemeinden 
eigene Volksanwälte berufen dürfen. In Südtirol 
wurde über die Einführung eines Gemeinde-
Volksanwaltes diskutiert. Er sollte auf Gemeinde-
ebene in der Gemeindeverwaltung die Aufgaben 
des Volksanwaltes übernehmen, ähnlich den 
Volksanwälten, die es bereits in einigen italieni-
schen Großstädten gab. Dieser Vorschlag schien 
in Südtirol aber von Beginn an nur schwer um-
setzbar, schlicht zu klein waren hierfür die aller-
meisten Gemeinden. Die Politik wollte den Lan-
desvolksanwalt auch mit Kompetenzen auf 
Gemeindeebene ausstatten. Die räumliche Ent-
fernung zu den Bürgern in den einzelnen Tal-
schaften, sollte durch vermehrte Sprechtage in 
den Außenbezirken ausgeglichen werden. Mit 
dem Regionalgesetz vom 4. Jänner 1993, Nr.1, 
wurde eine neue Satzung für die Gemeinden be-
schlossen. Diese sah den Volksanwalt als Bei-
stand für den Bürger bei Angelegenheiten mit der 
Gemeinde vor. Dazu braucht es aber die Wil-
lensbekundung des Gemeinderates. In 96 von 
116 Gemeinden wurde der Volksanwalt in der 
neuen Gemeindesatzung verankert. Die endgül-
tige Umsetzung dieser Forderung verlief aber 
äußerst zäh und dauerte in manchen Gemeinden 
über 20 Jahre. Bei Pallas Amtsübergabe 2004 
zeichnete sich folgendes Bild ab: 97 Gemeinden 
sahen laut Gemeindeordnung die Intervention 
des Volksanwaltes vor, 19 nicht, die Gemeinde 
Rodeneck hat so einen Eingriff sogar expressis 
verbis abgelehnt. Von diesen 97 Gemeinden ha-
ben nur 56 die notwendige Konvention mit der 
Volksanwaltschaft abgeschlossen, die restlichen 
41 Gemeinden haben ihre, mit der Genehmigung 
der Satzung eingegangene Verpflichtung, nicht 
erfüllt. 
 
Palla machte sich wie sein Vorgänger Steger 
immer wieder Gedanken, wie ein reformiertes 
und zeitgemäßes Landesvolksanwalt-Gesetz 
aussehen könnte. Er sprach sich dafür aus, seine 
Institution beim Landtag anzusiedeln und nicht 
mehr wie bisher bei der Landesregierung, weil 

der Volksanwalt vom Landtag ernannt wird. Im 
Gesetz sollte auch ausdrücklich niedergeschrie-
ben werden, dass der Volksanwalt nicht nur Be-
schwerden überprüfe, sondern dass er auch be-
ratend tätig werden darf. Der Antrag eines 
Bürgers sollte also nicht, wie bisher im Gesetz 
festgehalten, an ein Verfahren gebunden sein. 
Den Ratschlägen der Volksanwaltschaft sollte 
mehr Gewicht verliehen werden. Ihre Empfehlun-
gen sollten befolgt werden, bei Missachtung der 
Empfehlungen sollte dies schriftlich begründet 
werden. Außerdem sollte der Volksanwalt in di-
versen Gremien (allen voran dem Wohnbaukomi-
tee und der Wohnungszuweisungskommission) 
angehört werden, dadurch könnten viele Miss-
verständnisse und Probleme von Beginn an ver-
mieden werden.  
 

8. Das neue Volksanwalt-Gesetz 1996 
 
Die Rufe der Volksanwälte Steger und Palla wur-
den schließlich erhört. Das Landesgesetz über 
die Volksanwaltschaft aus dem Jahre 1983 wur-
de aufgehoben und durch ein zeitgemäßes Ge-
setz ersetzt. Ein wesentlicher Impuls für diese 
Entwicklung war eine internationale Fachtagung 
in Bozen, die von der Präsidentin des Südtiroler 
Landtages Sabina Kasslatter Mur am 28. März 
1996 einberufen worden war. Diese Tagung hatte 
folgendes Thema zum Inhalt: „Die Volksanwalt-
schaft, von der allgemeinen Beschwerdestelle bis 
hin zur spezifischen Interessensvertretung“. Mit 
dem Landesgesetz Nr. 14 vom 10. Juli  1996 
wurden die Weichen für eine neue Volksanwalt-
schaft gelegt. Einige Forderungen des ehemali-
gen und des amtierenden Volksanwaltes wurden 
in die Praxis umgesetzt, so wurde die Institution 
jetzt beim Landtag angesiedelt. Die Zuständigkeit 
des Volksanwaltes bei Angelegenheiten mit den 
Gemeinden wurde im Gesetz anerkannt. Die Zu-
ständigkeitsbereiche des Volksanwaltes wurden 
ausgeweitet. Er sollte sich in Zukunft explizit um 
die Bereiche Sanitäts- und Gesundheitswesen, 
Natur- und Umweltschutz, sowie Kinder und Ju-
gend kümmern. Hier war vom neuen Gesetz vor-
gesehen, dass der Volksanwalt einzelne, ihm zu-
gewiesene Bedienstete, mit spezifischen 
Aufgaben betrauen könne. Außerdem wurde dem 
Volksanwalt das Recht eingestanden, Rechts-
gutachten von Freiberuflern in Auftrag zu geben.  
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Doch dem amtierenden Volksanwalt Palla ging 
diese Reform nicht weit genug. Er forderte ver-
schiedene Nachbesserungen. Die sehr bürokrati-
sche Vorgangsweise der Volksanwaltschaft wur-
de laut Gesetz beibehalten, obwohl sie in den 
bisher 19 Jahren der Tätigkeit nie eingehalten, 
sondern immer als „verfahrensrechtliche Fessel“ 
betrachtet wurde. Die Amtsdauer des Volksan-
waltes sollte endlich von der Amtszeit des Land-
tages entkoppelt werden, weil „dadurch ein Klima 
der Abhängigkeit geschaffen werde, oder zumin-
dest eine schiefe Optik entstehe“. Die große 
Schwachstelle des Gesetzes ortete Palla aber in 
der Bestellung des Personales. „Der Landtag soll 
dem Volksanwalt sein Personal zuweisen, ohne 
dass dieser ein Mitspracherecht habe“. Im Jänner 
1997 wurde eine neue Regelung eingeführt, doch 
diese sorgte bald für allerhand Wirbel. Der Land-
tag hat damals beschlossen, dass die Gemein-
den für die Dienste des Volksanwaltes einen Bei-
trag leisten müssten (Absatz 2-bis). Die 
Bestimmung blieb sehr vage und führte wenige 
Jahre später zu einem offenen Disput zwischen 
Volksanwalt Palla und dem damaligen Landtags-
präsidenten Thaler.  
Erweitert wurde der Zuständigkeitsbereich des 
Volksanwaltes allerdings durch das Gesetz 
Nr.127 (Bassanini II) vom 15. Mai 1997. Nach 
diesem sind die regionalen Volksanwälte berech-
tigt, auch gegenüber den in der jeweiligen Region 
tätigen Staatsorganen die Funktion eines Volks-
anwaltes auszuüben, solange kein nationaler 
Volksanwalt eingerichtet ist. Ausgenommen sind 
lediglich die Bereiche Verteidigung, öffentliche 
Sicherheit und Justiz. 
Abermals übersiedelt die Volksanwaltschaft. Von 
den beengten und nicht neutralen Räumlichkei-
ten in der Crispi-Straße übersiedelten die Büros 
in das Herz der Altstadt, ins Laubenhaus Nr. 22, 
und wurden dort im dritten Stock untergebracht. 
 

9. Bekanntheitsgrad der Volksanwalt-
schaft steigt weiter an 

 
Der jährliche Bericht des Volksanwaltes entfiel im 
Jahre 1997 und wurde von Palla erst 1998 nach-
geholt. Er begründete dies mit seinem kleinen 
Mitarbeiterstab. Gleichzeitig beklagte sich der 
Volksanwalt aber auch, dass sein jährlicher Be-
richt „auf mangelndes Interesse bei den Politikern 

und den Verwaltern stoße“. 1998 haben über 
2000 Menschen den Kontakt mit den Mitarbeitern 
der Volksanwaltschaft gesucht. Palla führt dies 
einerseits auf den gestiegenen Bekanntheitsgrad 
seiner Institution zurück. Dank seiner sehr fleißi-
gen Vortragstätigkeit wurde der Volksanwalt und 
seine Aufgaben immer mehr Menschen in Südti-
rol bekannt. „Andererseits ist der anhaltende 
Aufwärtstrend bei den Erstkontakten mit der An-
waltschaft auch aufgrund der Ausdehnung des 
Interventionsbereiches zu erklären“, schreibt Pal-
la in seinem Jahresbericht. Mit Inkrafttreten des 
Artikels 16 des Staatsgesetzes Nr. 127/97 wur-
den die Volksanwaltschaft der Regionen und der 
Autonomen Provinzen auch für die peripheren 
Verwaltungen des Staates, mit Ausnahme der 
Verteidigung, der Öffentlichen Sicherheit und der 
Justiz, für zuständig erklärt. Der Volksanwalt hat-
te zwar immer schon bei den staatlichen Stellen 
interveniert, wenn auch mit wenig Gewicht und 
Schlagkraft. Durch das Staatsgesetz wurde diese 
Situation jetzt legitimiert.  
 
Im Jahresbericht 1998 tauchte erstmals ein Beg-
riff auf, der uns noch viele Jahre begleiten wird: 
„Mobbing“. Immer mehr Menschen, die bei der 
Landesverwaltung angestellt sind, leiden unter 
psychologischen Problemen. Palla schlug des-
halb bereits 1998 die Einrichtung eines „betriebs-
psychologischen Dienstes“ vor.  
 
Ein Dorn im Auge waren Palla stets jene Beamte 
und Behörden, die eine Zusammenarbeit mit der 
Volksanwaltschaft schlichtweg verweigerten. In 
einigen Fällen hätte er deshalb gerne das Diszip-
linarorgan auf den Plan gerufen und das zustän-
dige Personal gemaßregelt, so wie vom Gesetz 
vorgesehen. Darauf hat Palla aber verzichtet, 
weil seiner Meinung nach gerade in diesem 
Punkt eine wesentliche Ungleichbehandlung vor-
liege. Während nämlich gegen den Beamten eine 
Disziplinarstrafe angestrengt werden könnte, wä-
re dies beim für diesen Bereich zuständigen Lan-
desrat nicht möglich. Meistens führten die Beam-
ten nur die Anweisungen des Politikers aus, der 
dann für sein unkooperatives Verhalten nicht 
gemaßregelt werden konnte. Palla forderte im-
mer wieder verpflichtende Fortbildungskurse für 
die Beamten der Verwaltung ein. Der richtige 
Umgang mit Menschen kann erlernt werden, war 
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Palla überzeugt. Letztendlich seien viele Fälle auf 
mangelnde Bürgernähe zurückzuführen. „Dem 
Beamten fehlt oft die Empathie, er fühlt sich also 
nicht in die Situation des Bürgers hinein. Freund-
lichkeit allein ist nicht gefragt, sondern es bedarf 
fachlicher Kompetenz, denn eine freundliche, 
aber falsche Aussage ist leider auch fatal. Wenn 
die Auskunft freundlich und fachlich korrekt ist, 
kann dies auch zu wenig sein, weil die Antwort 
oft in einer unverständlichen Beamtensprache 
ausgedrückt wird“, schreibt Palla in seinem Jah-
resbericht 1995. Der Bürger sei kein Untertan 
des Staates, sondern Partner der Öffentlichen 
Verwaltung. Am 3. März 1999 wurde Palla für die 
Dauer einer weiteren Legislaturperiode als 
Volksanwalt bestätigt. 
 
Im Jahr 2000 ist erneut ein offener Konflikt zwi-
schen dem Volksanwalt Palla und dem Land-
tagspräsidenten Hermann Thaler (SVP) aus-
gebrochen. Thaler wollte im Juli 2000 
eigenmächtig einige Änderungen des Volksan-
waltsgesetzes durchsetzen. Es ging dabei vor 
allem um die Zuständigkeit des Volksanwaltes 
bei den Gemeinden. Der Landtagspräsident, und 
nicht wie bisher der Volksanwalt, sollte die Kon-
vention mit den Gemeinden abschließen. Palla 
lehnte diesen Punkt jedoch ab, denn das Gesetz 
wurde mit dem Wortlaut „Der Volksanwalt (…) 
kann mit den Gemeinden (…) eine Vereinbarung 
abschließen“ vom Landtag beschlossen. Außer-
dem wollte Thaler, dass die Gemeinden für die 
Tätigkeit des Volksanwaltes einen Beitrag bezah-
len. Die bis dato gültige Regelung sah vor, dass 
der Südtiroler Landtag einen Beitrag festlegen 
kann. Palla fürchtete, “wenn die Gemeinden für 
die Arbeit des Volksanwaltes bezahlen müssen, 
dann werde sie nicht mehr in Anspruch genom-
men und das könne sicher nicht im Sinne der 
Bürger des Landes sein“. Die Änderungsanträge 
wurden nach längerer Diskussion schließlich von 
Thaler zurückgezogen.  
 

10.  Mehr Bürgernähe 
 
Volksanwalt Palla stellte während seiner gesam-
ten Amtszeit den Bürger und die Bürgerin in den 
Mittelpunkt all seiner Bemühungen. So war es ein 
entscheidender Schritt für die Arbeit der Volks-
anwaltschaft, dass 2000 erstmals auch Sprech-

stunden in den Krankenhäusern von Brixen und 
Bruneck abgehalten werden konnten. Wiederum 
versuchte Landtagspräsident Thaler zu interve-
nieren. In einem Brief an den Volksanwalt forder-
te er Palla auf, die „Zweckmäßigkeit dieser Ent-
scheidung zu überdenken“. Palla setzte daraufhin 
die Sprechstunden wieder ab. Dies löste einen 
Sturm der Empörung in den Medien aus und 
nach drei Wochen durfte Palla die Sprechstun-
den in den Krankenhäusern wieder aufnehmen. 
Auch in den Krankenhäusern in Bozen und Me-
ran sollten solche Beratungsstunden angeboten 
werden. Hier konnte sich die Volksanwaltschaft 
aber zu Beginn nicht mit der Leitung der Kran-
kenhäuser einigen. Der Sanitätsbereich, insbe-
sondere Beschwerden über angebliche Behand-
lungsfehler, gehörten von Beginn an zu den 
häufigsten Klagen der Bürger. Palla fordert des-
halb die Einrichtung einer Schiedsstelle in Arzt-
haftpflichtfragen, der zuständige Landesrat Otto 
Saurer (SVP) lehnte eine solche Einrichtung aber 
ab.  
 
Erstmals ist 2000 auch eine dreisprachige Infor-
mations-Broschüre über die Aufgaben des 
Volksanwaltes erschienen. Auch diese Broschüre 
trug neben der regen Vortragstätigkeit zur großen 
Bekanntheit der Volksanwaltschaft bei. Palla reg-
te auch an, die Volksanwaltschaft bzw. das Om-
budsmann Wesen in Südtirols Lehrplänen aufzu-
nehmen. In den Fächern Rechts- oder 
Bürgerkunde sollten in zwei bis vier Unterrichts-
stunden die Aufgaben des Volksanwaltes erklärt 
werden. Seine Forderung blieb aber ungehört.  
 
Durch die Verfassungsreform 2001 ist die Kon-
trolle der Gemeindebeschlüsse durch die Lan-
desverwaltung nahezu weggefallen. Die Ge-
meinden mussten früher alle, ab 1998 nur noch 
die wichtigsten Beschlüsse von der Landesabtei-
lung „Örtliche Körperschaften“ (umgangssprach-
lich: Gemeindeaufsicht) überprüfen lassen. Durch 
den Wegfall dieses Kontrollmechanismus ist es 
zwangsläufig zu einer höheren Inanspruchnahme 
der Dienste des Volksanwaltes gekommen. Allei-
ne 2003 steigerte sich die Zahl der Fälle in Ge-
meindeangelegenheiten um 37 Prozent. Wurden 
2002 nur 274 gezählt, waren es ein Jahr später 
bereits 739 Fälle.  
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Der 4. April 2004 war der letzte Arbeitstag von 
Werner Palla. Im Laufe seiner fast zwölfjährigen 
Amtszeit  haben sich rund 25.000 Menschen an 
den Volksanwalt gewandt, exakt 8.674 Akte wur-
den angelegt. Über 71 Prozent dieser Fälle konn-
ten zur Zufriedenheit des Beschwerdeführers, 
also des Bürgers, erledigt werden.  
 
Bei den Klagen der Bürger dominierten auch in 
der Amtszeit Palla die Probleme mit der Urbanis-
tik und dem Wohnbau. Neu hinzugekommen ist 
das Thema Impfpflicht, das die Volksanwaltschaft 
seit 1994, dem Jahr der Einführung, beschäftigte. 
Die Regelung, dass Kleinkinder, die keine Hepa-
titis-B-Impfung vorweisen können, nicht zur 
Pflichtschule oder zur Abschlussprüfung zuge-
lassen werden, stieß auch beim Volksanwalt auf 
Unverständnis. Schlussendlich bedurfte es sogar 
der Intervention des Staatspräsidenten. Per Dek-
ret (26. Jänner 1999, Nr. 355) wurde beschlos-
sen, dass die Nichtvorlage der Impf-Bestätigung 
nicht die Ablehnung der Zulassung des Schülers 
zur Schule oder zu den Prüfungen zur Folge hat. 
Stark zugenommen haben in den letzten Jahren 
auch die Klagen wegen Lärmbelästigung, alleine 
zwischen 2001 und 2003 wurden 30 Sammelkla-
gen von betroffenen Anrainern eingebracht – 
meist ohne Erfolg. Pallas Vorschläge und Anre-
gungen für Gesetzesänderungen fanden bei den 
verantwortlichen Politikern wenig Widerhall. Von 
Erfolg gekrönt waren aber seine Bemühungen 
bei der Novellierung des Landesgesetzes über 
die Volksanwaltschaft, freute sich Palla in seinem 
Abschlussbericht 2001 – 2003.  
 

11. Erstmals führt eine Frau die Volksan-
waltschaft an 

 
Nach Werner Palla wurde mit Burgi Volgger 
erstmals eine Frau Südtiroler Volksanwältin. Die 
gelernte Juristin, Oberschullehrerin und ausge-
bildete Mediatorin in Strafsachen wurde bekannt 
als Präsidentin des Vereins „la strada – Der 
Weg“. Dieser Verein führt in Südtirol Wohnge-
meinschaften für Jugendliche, Jugendzentren 
und eine Therapie-Gemeinschaft für Drogen-
süchtige. Im April 2004 trat Burgi Volgger ihr Amt 
an. Sie unterstrich von Beginn an die Vermittler-
Rolle der Volksanwaltschaft. Volgger war sofort 
bemüht, die Kommunikation mit den Ämtern und 

den Beamten zu verbessern. Volgger versuchte 
neue Wege aufzuzeigen und neue Türen zu öff-
nen. Vorurteile gegen die Volksanwaltschaft und 
bestehende Spannungen wurden durch ihre 
Überzeugungsarbeit nach und nach abgebaut. 
Erste Früchte trug dies in der Zusammenarbeit 
mit den Sanitätseinheiten. In den Sanitätsbetrie-
ben Bozen und Meran wurden 2004 Arbeitsgrup-
pen eingeführt, welche sich mit den Beschwer-
den, die an die Volksanwaltschaft herangetragen 
wurden, beschäftigten. Auch eine Mitarbeiterin 
der Volksanwaltschaft, die Volgger als Expertin 
für Patientenanliegen in der Volksanwaltschaft 
einsetzte, nahm an diesen Treffen teil.  
 
In ihrem ersten Wirkungsjahr hatten sich über 
2500 Bürger an die Volksanwaltschaft gewandt. 
Ein Drittel von ihnen fühlte sich von der öffentli-
chen Verwaltung ungerecht oder unkorrekt be-
handelt und suchte in der Volksanwältin eine Un-
terstützerin. Die Anzahl dieser Bürger stieg von 
Jahr zu Jahr. Ein weiteres Drittel waren ratsu-
chende Bürger, die oft nicht mehr wollten, als ei-
ne rasche und neutrale Beratung der Volksan-
waltschaft. 
 
Das letzte Drittel setzte sich aus zwei Gruppen 
zusammen. Jene Bürger, die schon bei allen Äm-
tern und Politikern vorgesprochen hatten und die 
sich, oft auch in schierer Verzweiflung, als letzte 
Instanz an die Volksanwaltschaft wandten. Volg-
ger schreibt in ihrem Jahresbericht, „dass es sich 
hier meist um aussichtslose Fälle handelte“. Hier 
war es die Aufgabe der Volksanwaltschaft, die-
sen Bürgern mitzuteilen, dass ihr Anliegen nicht 
nach ihren Wünschen erledigt werden könnte. 
Die zweite Gruppe waren Menschen mit persön-
lichen Schwierigkeiten, die, oft auch unverschul-
det, in eine soziale Notlage rutschten. Hier ging 
es weniger um eine Rechtsberatung, sondern viel 
mehr um konkrete Lebenshilfe. Die Volksanwalt-
schaft pflegt einen regen Kontakt mit den vielen 
öffentlichen und privaten sozialen Einrichtungen 
des Landes, die Hilfesuchenden wurden dann 
dahin gezielt und persönlich weitergeleitet. Im 
Jahr 2007 haben erstmals mehr als 3000 Men-
schen die Hilfe und den Rat des Volksanwaltes 
gesucht.  
 
In ihrem ersten Jahr haben drei weitere Gemein-
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den die Vereinbarung mit der Volksanwaltschaft 
abgeschlossen. Somit konnten sich erstmals 
über 50 Prozent der Gemeinden und über 70 
Prozent der Bevölkerung vom Gemeindevolks-
anwalt Informationen einholen. Der Zuspruch in 
diesem Bereich war ungebrochen hoch. Es häuf-
ten sich vor allem die Fälle der Lärmbelästigung 
durch öffentliche Lokale und aufgrund des stei-
genden Verkehrs. Nicht nur die Bürger wandten 
sich an den Volksanwalt, auch Bürgermeister er-
baten von der Volksanwaltschaft Auskunft, um in 
bestimmten Fällen schneller und unbürokrati-
scher handeln zu können. 
 

12. Ein Zukunftsprofil für die Südtiroler 
Volksanwaltschaft 

 
Im Sommer 2004 wurde eine Arbeitsgruppe ein-
gesetzt, die sich mit dem Thema Kinder- und Ju-
gendanwalt auseinandersetzen sollte. Auch 
Volksanwältin Volgger gehörte dieser Gruppe an. 
Laut Gesetz vom 10. Juli 1996, Nr. 14, darf die 
Volksanwältin Mitarbeiter mit spezifischen Ange-
legenheiten betrauen. Solche Spezialisten waren 
für den Bereich Umwelt, Sanität und Kinder- und 
Jugendliche vorgesehen. Bis dahin wurde aber 
nur eine Mitarbeiterin mit Patienten-
Angelegenheiten betraut, für Kinder- und Ju-
gendbelange wurde bisher noch keine eigene 
Mitarbeiterin ernannt. Der Staat war auf diesem 
Sektor untätig, also haben einige Regionen auto-
nom gehandelt und einen Kinder- und Jugend-
anwalt auf regionaler Ebene installiert. Es war ein 
langgehegter Wunsch des Jugendrings, dass 
auch in Südtirol einen eigenständigen Kinder- 
und Jugendanwalt nach österreichischem Muster 
eingerichtet werde. Volgger war der Meinung, 
dass die Volksanwaltschaft durchaus in der Lage 
sei, die Kinder und Jugendanliegen wirksam zu 
vertreten. 
Als sich weitere Interessensvertretungen zu Wort 
meldeten und ebenfalls einen eigenen Volksan-
walt für ihre Belange forderten, stellte sich für die 
Volksanwältin „die Frage, wie sie die besonderen 
Anliegen berücksichtigen und gleichzeitig die 
Zersplitterung der Rechtseinrichtung „Volksan-
waltschaft“ vermeiden kann.“ Volgger verfasste 
ein „Zukunftsprofil der Südtiroler Volksanwalt-
schaft“. Als Lösung für die verschiedenen Wün-
sche schwebte ihre ein „Haus der Volksanwalt-

schaft“ vor, welches unter einem gemeinsamen 
Dach neben den allgemeinen Bürgeranliegen 
auch spezialisierte Bereiche für Patientenanlie-
gen und Anliegen von Kindern und Jugendlichen 
beherbergt. Bei Bedarf könnten in der Volksan-
waltschaft weiter spezielle Bereiche ausgewiesen 
werden, beispielsweise für Senioren, Menschen 
mit Behinderung und Einwanderer. „Ziel ist die 
ganzheitliche und bürgerfreundliche Wahrneh-
mung der Anliegen, die der Notwendigkeit ein-
zelner Sachbereiche nach Spezialisierung Rech-
nung trägt“, schreibt Volgger. „Das parallele 
Tätigwerden mehrer Strukturen soll vermieden 
werden; für alle Bürger soll es eine einheitliche 
Anlaufstelle geben, um Beschwerden im öffentli-
chen Bereich vorzubringen.“  
Erste Schritte in Richtung Spezialisierung wurden 
unternommen. Um die Patientenanliegen küm-
mert sich ausschließlich eine Mitarbeiterin, die 
als eine Art Patientenanwältin arbeitet. Sie hält 
nun auch in den Krankenhäusern Bozen und Me-
ran monatliche Sprechstunden ab, ist aber immer 
noch der Volksanwältin weisungsgebunden. Zu-
dem wurden auf Drängen von Volksanwältin 
Volgger die rechtlichen Grundlagen für die Errich-
tung einer Schlichtungsstelle in Arzthaftungsfra-
gen geschaffen. Die Schlichtungsstelle ist ein 
langgehegter Wunsch der Volksanwaltschaft. Be-
reits Volksanwalt Palla wies immer wieder auf die 
Wichtigkeit so einer Stelle hin, besonders bei an-
geblichen Behandlungsfehlern wäre ihre Arbeit 
von Vorteil für beide Konfliktparteien. Das Kon-
zept wurde gemeinsam mit dem Ressort für Ge-
sundheit, der Patientenvertretung des Kranken-
hauses Innsbruck und der Ärzte-Kammer 
ausgearbeitet.  
 
Am 3. Oktober 2005 lud Volksanwältin Volgger 
zu einer internationalen Tagung zum Thema 
„Volksanwaltschaft in Europa – Zukunftsperspek-
tiven in Südtirol“ nach Bozen ein. Neben der Kin-
der- und Jugendanwältin Tirols war auch der Ju-
gendanwalt der Region Friaul Julisch Venetien, 
der Volksanwalt der Region Toskana, der Tiroler 
Patientenanwalt, der österreichische Volksanwalt 
und der Ombudsmann des Kantons Zürich gela-
den. Schlussendlich trugen auch die Ergebnisse, 
der bei der Tagung vertretenen Länder dazu bei, 
dass in Südtirol ein eigener Kinder- und Jugend-
anwalt eingesetzt werden sollte. Mit dem Lan-
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desgesetz vom 26. Juni 2009, Nr. 3, wurde die 
Kinder- und Jugendanwaltschaft in Südtirol ins 
Leben gerufen. Simon Tschager wurde am 6. Mai 
2010 vom Südtiroler Landtag zum ersten Südtiro-
ler Kinder- und Jugendanwalt gewählt.  
Das „Haus der Volksanwälte“ wurde zum Teil 
auch umgesetzt. Im November 2010 ist die 
Volksanwaltschaft in ihren heutigen Sitz in die 
Cavourstraße 23 umgezogen. Im zweiten Stock 
befinden sich die hellen und großzügigen Büro-
räume. Im ersten Stock desselben Hauses sitzt 
die Kinder- und Jugendanwältin. Der Landesbei-
rat für Kommunikationswesen ist ebenfalls in die-
sem Haus untergebracht. Das Konzept hat sich 
bewährt, die Zusammenarbeit zwischen diesen 
drei Einrichtungen funktioniert, auch dank der 
räumlichen Nähe, reibungslos.  
 

13.  Große Überzeugungsarbeit  
 
Seit 1993 besteht für die Südtiroler Gemeinden 
die Möglichkeit, eine Konvention mit der Volks-
anwaltschaft zu unterzeichnen. Durch dieses Ab-
kommen können sich die Bürger der Gemeinden 
bei Verwaltungsfragen an die Volksanwaltschaft 
wenden. Zu Volggers Amtsantritt hatte aber le-
diglich knapp die Hälfte der Gemeinden diese 
Konvention unterzeichnet. 2006 stand die Novel-
lierung der Gemeindesatzungen an. Mit einem 
Brief an alle Bürgermeister startete Volgger eine 
Generaloffensive. „Besonders in Gemeinden, wo 
es enge Familienbande gibt, wenden sich die 
Bürger gerne an die Volksanwaltschaft, weil sie 
sie als unabhängige Einrichtung empfinden, die 
nicht in das Dorfgeschehen verwickelt ist. Wie 
Sie wissen, kann eine Gemeinde noch so bür-
gernah und verfahrensgerecht handeln, es gibt 
immer Bürger, die jede Auskunft der Gemeinde-
vertreter hinterfragen.“, schrieb Volgger. Das Er-
gebnis war, dass sich alle 116 Gemeinden Südti-
rols entschlossen, in ihrer Satzung die 
Einrichtung der Volksanwaltschaft vorzusehen.  
 
Volgger hat viel Zeit aufgewendet, um das Ver-
trauen der Gemeinden zu erlangen. In unzähli-
gen persönlichen Gesprächen mit den Bürger-
meistern, den Gemeindereferenten und den 
Gemeindesekretären, hat sie versucht zu erklä-
ren, wo die Vorteile einer solchen Zusammenar-
beit liegen. „Erst als die Gemeinden eine Inter-

vention der Volksanwaltschaft als Chance für 
eine Verbesserung der Verwaltungstätigkeit und 
der Beziehungen mit den Bürgern verstanden, 
war eine konstruktive Zusammenarbeit möglich.“, 
betont Volgger im Jahresbericht 2006. Im diesem 
Jahr haben schließlich ganze 36 der 116 Ge-
meinden die Konvention unterschrieben. 2007 
folgten weitere zehn Gemeinden. 2010 schließ-
lich unterschrieben mit Lajen (am 14. April) und 
Taufers im Münstertal (am 13. Mai) auch die letz-
ten beiden Gemeinden die Konvention. Heute 
haben sich alle Gemeinden zur Zusammenarbeit 
mit der Volksanwältin verpflichtet. Jeder Bürger 
des Landes darf sich in einem Streitfall mit seiner 
Gemeinde an die Volksanwaltschaft wenden. Die 
Anzahl der behandelnden Fälle ist deshalb in den 
letzten Jahren immer weiter angestiegen. Häufig 
wenden sich die Bürger an die Volksanwältin, 
weil ihnen die Akteneinsicht verweigert wurde. In 
den Gemeinden kommen neben den juristischen 
oft auch persönliche Probleme zum Tragen, ge-
rade hier ist der nüchterne, emotionslose Blick 
von außen ein großer Vorteil für alle beteiligten 
Streitparteien. 
In den großen Südtiroler Städten Bozen, Brixen 
und Meran wurden eigene kompetente An-
sprechpersonen ausgewählt, die den Kontakt mit 
der Volksanwaltschaft pflegen. Das hat sich be-
währt, dadurch wurde die Zusammenarbeit mit 
diesen Verwaltungen wesentlich verbessert.  
 

14. Angemessene Öffentlichkeitsarbeit 
 
Seit der Gründung der Volksanwaltschaft hat sich 
Südtirol beträchtlich verändert. Die Stelle hat sich 
mittlerweile etabliert, die Volksanwaltschaft ist ein 
Begriff. Eine ASTAT-Umfrage aus dem Jahre 
2007 hat ergeben, dass drei von vier Südtirolern 
die Volksanwaltschaft kennen, mehr als die Hälf-
te wussten auch um ihre Aufgaben Bescheid. 
Doch kommen immer noch viele Bürger mit fal-
schen Vorstellungen zur Volksanwältin. Sie se-
hen in ihr eine Gratis-Anwältin in allen möglichen 
Streitfällen. Um solchen Missverständnissen vor-
zubeugen und die Arbeit der Volksanwaltschaft 
zu erklären, wird seit 2000 eine Broschüre ge-
druckt. Volgger hat ihre Broschüre „Ihr gutes 
Recht“ zum 25 jährigen Jubiläum der Institution 
überarbeitet, sie mit einigen Karikaturen des Süd-
tiroler Künstlers Hanspeter Demetz versehen 
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lassen und an 55.000 Südtiroler Haushalte ver-
schickt. „Die Volksanwaltschaft kann ihre institu-
tionelle Tätigkeit nur dann effizient wahrnehmen 
kann, wenn sie bekannt ist, und wenn die Bürge-
rinnen und Bürger über die Aufgaben und Zu-
ständigkeiten der Volksanwältin Bescheid wis-
sen“, schreibt Volgger im abschließenden 
Jahresbericht 2008.  
 
Neben der dreisprachigen Broschüre wurde auch 
ein neuer, benutzerfreundlicher Internetauftritt 
der Volksanwaltschaft erstellt. Das neue Portal 
bietet erstmals auch die Möglichkeit, Beschwer-
den online einzubringen. Die Art der Kontaktauf-
nahme hat sich seit Beginn der Einrichtung stark 
verändert. Während die Bürger in der Anfangs-
phase ihre Anliegen fast immer persönlich vorge-
tragen haben, brachten im Laufe der Zeit immer 
mehr Menschen telefonisch ihre Beschwerden 
vor. 2005 haben erstmals mehr Menschen mit 
der Volksanwaltschaft telefoniert, als persönlich 
vorgesprochen. Ab 2006 war es auch möglich, 
Beschwerden und Anfragen per Email an die Ein-
richtung zu senden. Die Möglichkeit einer Online-
Beschwerde wurde viel und gerne in Anspruch 
genommen. 2007 verzeichnete die Volksanwalt-
schaft bei den schriftlich vorgebrachten Be-
schwerden erstmals mehr Online-Beschwerden 
als Briefe. Die Hilfe des Volksanwaltes liegt heute 
also so nah wie nie. Die Bürger können ihre An-
liegen im persönlichen Gespräch, telefonisch, per 
Post, Fax, E-Mail oder auch Online unterbreiten. 
Neben den täglichen Sprechstunden in Bozen 
hält die Volksanwältin regelmäßig Sprechstunden 
in Brixen, Bruneck, Meran, Neumarkt, Schlan-
ders, Sterzing, St. Ulrich in Gröden und St. Martin 
in Thurn.  
 
Auch in der Tagespresse wurde die Volksanwäl-
tin aktiv. Seit 2006 erscheint zweimal im Monat 
die Rubrik „Ein Fall für die Volksanwaltschaft“ in 
der Tageszeitung „Dolomiten“. Anhand von kon-
kreten Fällen gibt Volgger Einblick in die Arbeit 
ihrer Einrichtung. 2008 wurde dieser Service 
auch für die italienischen Leser angeboten. In der 
Tageszeitung „Alto Adige“ erscheint die Rubrik „Il 
difensore civico risponde“ (heute trägt sie den 
Titel „La Difesa civica per te“). Durch all diese 
Maßnahmen ist es gelungen, die Volksanwalt-
schaft noch bekannter zu machen. Das hat sich 

unmittelbar auf die Arbeit der Einrichtung ausge-
wirkt. 2008 haben sich erstmals über 3000 Men-
schen an die Volksanwaltschaft gewandt und 
erstmals wurden über 1000 neue Fälle angelegt. 
 

15.  Neues Gesetz regelt die Aufgabe des 
Volksanwaltes  

 
Mit Art. 5 des Landesgesetzes vom 10. Juni 2008 
wurde das Volksanwalt-Gesetz erneut ergänzt. 
Es wurde der Punkt „Programmierung und 
Durchführung der Tätigkeit“ eingefügt. Diese Be-
stimmung sieht vor, dass der Volksanwalt inner-
halb 15. September des Jahres dem Landtags-
präsidium einen Tätigkeitsplan samt 
entsprechendem Kostenvoranschlag für das dar-
auffolgende Jahr vorlegen muss. Das Landtags-
präsidium muss diesem Plan zustimmen, erst 
danach wird er im Haushaltvoranschlag des Lan-
des eingebaut und dem gesamten Landtag zur 
Genehmigung vorgelegt. Dadurch erhält die Ar-
beit der Volksanwaltschaft wesentlich mehr Ge-
wicht. Bisher musste die Volksanwältin für jede 
Ausgabe einen Antrag an den Landtagspräsiden-
ten stellen, erst danach konnte sie aktiv werden. 
Die neue Regelung war also ein wesentlicher 
Schritt in die Richtung finanzielle Unabhängigkeit 
der Volksanwaltschaft von der Landtagsverwal-
tung. „Die Unabhängigkeit, auch mit Weisungs-
freiheit und allen Garantien, ist doch nur eine 
halbe Sache, wenn nicht auch die finanzielle Un-
abhängigkeit dazu gehört“, so Volgger.  
 
Am 4. Februar 2010 hatte das Gesetz aus dem 
Jahre 1996 dann endgültig ausgedient und wurde 
von einem neuen Volksanwalt-Gesetz abgelöst. 
Mit seltener überparteilicher Einigkeit wurde das 
neue Gesetz ohne Gegenstimmen bei nur zwei 
Enthaltungen im Südtiroler Landtag angenom-
men. Die wesentlichen Neuerungen betreffen das 
Auswahl- und Ernennungsverfahren des Volks-
anwaltes. Die Zuständigkeit der Volksanwalt-
schaft wurde ebenfalls ausgedehnt. Die Einrich-
tung ist in Zukunft auch für die Konzessionäre 
der öffentlichen Dienste des Landes verantwort-
lich. Sie schreitet auch ein, um die Ausübung des 
Rechts auf Zugang zu Akten und Dokumenten 
sicherzustellen. Die Amtszeit des Volksanwaltes 
wurde nicht mehr an die Legislaturperiode des 
Landtages gekoppelt, eine Bestimmung, die al-
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lerdings ein Jahr später wieder rückgängig ge-
macht wurde. Die Vorstellung des jährlichen Tä-
tigkeitsberichtes wird bindend eingeführt und 
muss in Zukunft im Landtag geschehen. Auch die 
Personalentscheidung wird flexibler gehandhabt. 
Das Personal wird vom Landtag in Absprache mit 
der Volksanwältin zugewiesen und die Volksan-
waltschaft darf nun aus allen Körperschaften, für 
die die Volksanwaltschaft zuständig ist, ihre Mit-
arbeiter rekrutieren. Sollten die Verwaltungen im 
Kompetenzbereich der Volksanwaltschaft den 
Zeitrahmen für die Bearbeitung eines Falls über-
schreiten oder die Empfehlungen und Ansichten 
der Volksanwältin nicht teilen, müssen sie dies in 
Zukunft eigens begründen.  
Mit dem neuen Auswahlmodus wurde Burgi 
Volgger am 10. November 2010 mit einer Zwei-
Drittel-Mehrheit im Amt bestätigt. 
 

16.  Soziale Not steigt in Südtirol  
 

Die Zahl der Menschen, die sich in unserer Leis-
tungsgesellschaft immer weiter an den Rand ge-
drückt fühlen, steigt weiter an. Seit Einführung 
der Volksanwaltschaft in Südtirol wenden sich 
Bürger mit den immer gleichen Beschwerden an 
die Einrichtung. Volgger fasst diese unter dem 
Begriff „Grundbedürfnisse“ zusammen. Die Men-
schen haben also Probleme im Bereich Wohnen, 
Arbeit und Gesundheit, folglich waren die Inter-
ventionen in den Abteilungen Personal, Woh-
nungsbau und Gesundheit am häufigsten. Und 
die Zahl der Menschen, die sich in der öffentli-
chen Verwaltung nicht mehr zu Recht finden, 
steigt. Dafür führt Volgger gleich mehrere Gründe 
an. Die Flut an rechtlichen Bestimmungen nimmt 
jährlich zu und die Sparmaßnahmen in der öffent-
lichen Verwaltung tragen ebenfalls zu einer Ver-
schärfung des Problems bei. Diese Probleme 
werden oft noch durch eine komplizierte juristi-
sche Sprache, die in den Ämtern im Schriftver-
kehr verwendet wird, verschärft. Die Bürger er-
halten heutzutage zwar meistens Auskunft der 
Ämter, oft aber in einer für den Laien unverständ-
lichen Beamtensprache. Lange Schachtelsätze, 
schlechte Übersetzungen aus den anderen Lan-
dessprachen und umständliche Formulierungen 
ließen schon so manchen Bürger verzweifeln und 
verhindern geradezu eine effiziente Verwaltung.  
 

Immer mehr sozial schwache Bürger, Nicht-EU-
Bürger, alte und pflegebedürftige Menschen 
wenden sich an die Volksanwaltschaft. Die 
Volksanwaltschaft hat auch viele Beschwerden 
über mögliche Falschmeldungen in Bezug auf die 
persönliche Situation und das Einkommen auf-
genommen. Hier hat ein Umdenken in Südtirol 
stattgefunden. Falschmeldungen gelten nicht 
mehr als Kavaliersdelikt. In Zeiten der Krise steigt 
auch spürbar der soziale Neid. Viele Vorurteile 
herrschen leider immer noch bei den Zuwande-
rern. Diese stehen bei den Bürgern oft im Ver-
dacht, alle Unterstützungen zu bekommen, wäh-
rend für die einheimische Bevölkerung nur mehr 
die Brosamen übrig blieben. Andererseits vermu-
ten viele Nicht-EU-Bürger hinter jeder, oft auch 
berechtigten, behördlichen Auflage bloße Schi-
kanen.  
Neu sind die Klagen und Zukunftsängste der jun-
gen Menschen. Sie sorgen sich oft um ihren Ar-
beitsplatz. Es häufen sich die Beschwerden, wel-
che den Stellenwettbewerb in der öffentlichen 
Verwaltung zum Gegenstand haben. Überhaupt 
ist die Krise auch in den Klagen und Beschwer-
den der Bürger spürbar. Die Anträge um Sozial-
hilfe sind stark angestiegen. Die Bürger wenden 
sich jetzt oft auch bei nur marginalen Verwal-
tungsstrafen an die Einrichtung. Wo früher ein-
fach bezahlt wurde, um das Ärgernis aus der 
Welt zu schaffen, wird jetzt genau nach der 
Rechtmäßigkeit der Strafe nachgefragt. Häufiger 
als früher wird auch auf die Politiker geschimpft, 
die „nur leere Versprechungen abgeben. Die 
Verwaltung arbeitet gegen die Interessen der 
Bürger und versucht sich auf Kosten der Einzel-
nen zu bereichern“. In diesem Klima von zuneh-
mender Radikalisierung und Intoleranz versucht 
die Volksanwältin wieder verstärkt als Mediatorin 
zwischen Bürgern und Behörden aufzutreten. In 
diesem Zusammenhang begrüßt Volgger die Er-
richtung der Agentur für soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung (ASWE). Durch diese einzige 
Service-Stelle für die Anträge und Ausbezahlung 
von Begleitgeldern, Renten der Zivilinvaliden, des 
Familiengeldes, der Hausfrauenrente und des 
Pflegegeldes, konnte die Verwaltung wesentlich 
effizienter gestaltet werden. Auch die Einführung 
der Einheitlichen Einkommens- und Vermögens-
erklärung (EEVE) und der Aufbau einer zentralen 
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Datenbank verfolgen das Ziel einer gerechten 
und einheitlichen Behandlung der Bürger, die ei-
ne öffentliche Leistung beantragen.  
 
Südtirol verfügt zweifelsohne über ein dichtes so-
ziales Netz. Es gibt Sozialhilfe, Pflegegeld, Fami-
liengeld, Wohngeld, Arbeitslosenunterstützung, 
Mobilitätsgeld, Sozialrente, Zivilinvalidenrente 
und weitere soziale Unterstützungsmaßnahmen. 
Dennoch waren im Jahr 2010 laut ASTAT-
Umfrage 17,9 Prozent der Südtiroler Haushalte 
akut armutsgefährdet. Rund 36.000 Haushalte 
verfügen also über ein Jahres-Einkommen unter 
10.250 Euro netto. Ohne Sozialhilfen wären so-
gar 50.700 Haushalte armutsgefährdet. Wenn 
man diese Zahlen betrachtet, ist es nur verständ-
lich, dass eine Überprüfung der Ablehnung oder 
Reduzierung von Sozialleistungen mit Vehemenz 
eingefordert wird. Im Jahresbericht 2012 weist 
die Volksanwältin ausdrücklich auf die schwierige 
wirtschaftliche Situation einiger Südtiroler hin. Es 
gibt Familien in Südtirol, die von der Pension und 
vom Pflegegeld der alten pflegebedürftigen Mut-
ter leben müssen, weil der Familienvater arbeits-
los geworden ist Wenn das Pflegegeld gekürzt 
wird, ist das natürlich existenzbedrohend für die 
ganze Familie. Erstmals suchten im Berichtsjahr 
2012 auch ältere Arbeitnehmer, die trotz größter 
Anstrengungen keine Arbeit mehr gefunden 
haben, Rat in der Volksanwaltschaft und baten 
die Volksanwältin um direkte Intervention bei 
möglichen Arbeitgebern.  
 

17.  Ausblick  
 

Die Zukunft des parlamentarischen Volksanwal-
tes liegt ohne Zweifel in Europa. Heute ist die 
Einrichtung des Ombudsman praktisch in allen 
Mitgliedstaaten der EU und des Europarats eine 
gefestigte und großteils auch verfassungsrecht-
lich verankerte Einrichtung. Auch die Europäi-
sche Union selbst hat mit dem Europäischen 
Ombudsman eine solche Institution geschaffen.  
Alle Volksanwälte Südtirols haben im In- und 
Ausland regen Kontakt mit anderen Volksanwäl-
ten gehalten. Die Weiterentwicklung der Om-
budsman- Idee war und ist ein großes Anliegen. 
1998 wird das Europäische Ombudsman Institut 
(EOI) gegründet. Das EOI ist eine gemeinnützi-

ge, wissenschaftliche Vereinigung mit dem 
Zweck, Menschenrechts-, Bürgerschutz- und 
Ombudsman-Fragen wissenschaftlich zu behan-
deln, Forschung auf diesem Gebiet zu betreiben 
und die Ombudsman-Idee zu fördern. Das EOI 
entwickelt sich aus der Europäischen Ombuds-
man Akademie an der Universität Innsbruck und 
hat heute noch seinen Sitz in Innsbruck. Volks-
anwalt Heinold Steger war eines der Grün-
dungsmitglieder und stand dem Institut von 1989 
bis 1991 vor. Volksanwalt Werner Palla übte die 
Funktion des EOI-Präsidenten von 2002 bis 2004 
aus. Am 2. April 2010 übernahm Volksanwältin 
Burgi Volgger als erste Frau das Amt der Präsi-
dentin des Europäischen Ombudsmann Institutes 
(EOI). Am 24. September 2011 wurde sie in die-
sem Amt bestätigt. Heute gehören dem EOI so 
gut wie alle europäischen Volksanwaltschaften 
an. Das europäische Netzwerk hat zurzeit 101 
institutionelle Mitglieder.  
In den letzen Jahren war es dem EOI ein großes 
Anliegen, die Rolle der regionalen Volksanwälte 
in Europa zu stärken. Als EOI Präsidentin unter-
strich Volgger im Kongress der Gemeinden und 
Regionen des Europarates (KRGE) in Straßburg 
die Notwendigkeit europäischer Mindeststan-
dards für alle regionalen Volksanwälte in Europa. 
Diesem Anliegen ist der Kongress schließlich mit 
der Entscheidung 327/2011 und der Empfehlung 
309/2011 nachgekommen. Volgger in ihrem De-
battenbeitrag: „Die Volksanwaltschaften sind eu-
ropaweit die einzigen Rechtsschutzeinrichtungen, 
deren Ziel es ist, durch ihren Erfolg in der Ver-
mittlungstätigkeit das Vertrauen der Bürger in die 
öffentliche Verwaltung wiederherzustellen und 
das Verständnis des Bürgers für die Verwaltung 
zu stärken. Was spricht nun für den europäi-
schen Trend hin zum regionalen Ombudsman? 
Das wichtigste Argument ist die Bürgernähe, 
dann die Bürgerfreundlichkeit und eine effiziente 
und unmittelbare Behandlung der Bürgeranliegen 
vor Ort. Es mag vermessen klingen in der heuti-
gen Zeit, wo in der öffentlichen Verwaltung Spa-
ren angesagt ist, anzuregen, dass die regionalen 
Ombudseinrichtungen in Europa weiter ausge-
baut werden sollen. Als Südtiroler Volksanwältin 
bin ich aber zutiefst überzeugt, dass gerade ein 
regionaler Ombudsman sehr viel zur guten Ver-
waltung in den Regionen beitragen kann.“ 
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25 Jahre Europäisches  
Ombudsman-Institut (EOI) 
 
Pressemitteilung – 20.09.2013 
 
Volgger als EOI-Präsidentin  
bestätigt 
 
Südtirols Volksanwältin führt Europäisches 
Ombudsman Institut für weitere zwei Jahre. 
Festakt zum 25. EOI-Geburtstag und Arbeits-
tagung in Innsbruck. 

Alexander Sungurov, St. Petersburg, Burgi Volgger, Südti-

rol, Dragan Milkov, Serbien 

 
Mit großer Mehrheit wurde Südtirols Volksanwäl-
tin Burgi Volgger am Wochenende von der Gene-
ralversammlung des Europäischen Ombudsman 
Instituts als Präsidentin bestätigt. Volgger steht 
dem Institut, das der wissenschaftlichen Beglei-
tung der Ombudsmanschaft gewidmet ist, seit 
2010 vor und wurde nun für weitere zwei Jahre in 
ihrem Amt bestätigt. 
 
Die Generalversammlung tagte in Innsbruck, wo 
das EOI gegründet wurde und wo es vergange-
nen Freitag, bei einem Festakt im Tiroler Land-
tag, seinen 25. Geburtstag gefeiert hat. Bei einer 
Arbeitstagung der Volksanwälte aus verschiede-
nen europäischen Ländern, bei der auch der Eu- 

 
 
 
 
 
 
 
 
ropäische Beauftragte für Menschenrechte refe-
rierte, war „Die Unabhängigkeit des Ombuds-
man" das Leitthema.  
 
Ombudsleute aus ganz Europa berichteten, dass 
es in wirtschaftlich schwierigen Zeiten nicht leicht 
ist, das Vertrauen der Bürger in die öffentliche 
Verwaltung zu stärken. Die Vertreter Osteuropas 
gaben vor allem Einblick in ihre Arbeit zur Wah-
rung der Menschenrechte. Eingehend diskutiert 
wurde die Wichtigkeit der persönlichen Sprech-
stunden und es wurden auch Erfahrungen über 
die Vor- und Nachteile der neuen Medien ausge-
tauscht. Volgger ist überzeugt, dass die social 
media verstärkt in die Arbeit eines Ombudsman 
eingebaut werden müssen, damit der Kontakt zur 
jüngeren Bevölkerung nicht verloren geht. Face-
book, Twitter und Blog können in vielen europäi-
schen Ländern eine moderne und sinnvolle Fort-
entwicklung des derzeitigen Beschwerderechts 
darstellen.  
 
Dem Europäischen Ombudsman Institut gehören 
111 Ombudsman- Einrichtungen aus praktisch 
allen Mitgliedsstaaten des Europarates an. Von A 
wie Albanien, Armenien und Aserbaidschan über 
R wie russische Föderation bis Z wie Zypern.  
 
Besorgt zeigt sich Volgger über die Entwicklung 
der Volksanwaltschaften in Italien: Als einziges 
europäisches Land bestellt Italien keinen ge-
samtstaatlichen Volksanwalt. Sie kritisierte die 
Abschaffung der Gemeindevolksanwälte. „Die 
gezielte Schwächung der Institution des Volks-
anwaltes in Italien geht Hand in Hand mit der 
demokratischen Aushöhlung des Landes", so 
Volgger. 
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Festansprache 
EOI-Präsidentin Burgi Volgger 
 
Innsbruck, 20. September 2013 
 
“25 Jahre Europäisches Ombudsman-Institut” 
 
 
Am 22. Jänner 1988 wird in Innsbruck das Euro-
päische Ombudsman Institut (EOI) gegründet. Es 
entsteht aus der Europäische Ombudsmann 
Akademie, einem Arbeitskreis von engagierten 
Volksanwälten, Wissenschaftlern und Universi-
tätsprofessoren an der Universität Innsbruck. 
Auftrag ist es Menschenschutz-, Bürgerschutz- 
und Ombudsman- Fragen wissenschaftlich zu 
behandeln und die Ombudsman- Idee zu fördern 
und zu verbreiten.  
 
Die skandinavische Ombudsman Idee dringt in 
den siebziger Jahren zaghaft in das Zentrum Eu-
ropas vor. In den achtziger Jahren folgt sodann 
eine geradezu explosionsartige Ausbreitung die-
ses neuen Garanten der Rechtsstaatlichkeit. An-
lass dazu sind der Sozialstaat mit seinem ständi-
gen Wachsen der Bürokratie und die Einsicht in 
die Grenzen des klassischen Rechtsschutzes  
 
Zu Beginn der Neunziger Jahre, mit dem Entste-
hen neuer Demokratien im Osten sowie deren 
Beitritt zum Europarat, wird das  EOI mit großen 
Herausforderungen konfrontiert: Die jungen De-
mokratien Osteuropas müssen für die Aufnahme 
in den Europarat gewisse Vorgaben erfüllen und 
dazu gehört auch die Schaffung eines wirksamen 
Ombudsman.  Interessierte aus ganz Europa, 
hauptsächlich aus Russland mit einem bedeu-
tenden Teil seiner Subjekte, kommen nach Inns-
bruck um das Ombudsmanwesen zu studieren.   
 
Die primäre Aufgabe hat das EOI immer darin 
gesehen, nicht nur seinen Mitgliedern, sondern 
auch allen Interessierten Einblick in die am 
höchsten entwickelten Ombudsman Einrichtun-
gen zu geben und ihnen alle Kenntnisse zur Ver-
fügung zu stellen, was sich in den einzelnen 
Ländern bewährt hat. Mit einem Idealmodell des 
Ombudsman können dann die Interessierten in 

ihrem Land den politischen Parteien, den Parla-
menten, den Regierungen vermitteln, was an 
Rechtsschutz des Bürgers noch notwendig und 
erstrebenswert wäre.  
 
Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, hat sich 
das EOI damals auch ganz praktisch einge-
bracht: 1995 und 1996 beispielsweise fanden die 
ersten von UNDP organisierten Konferenzen zum 
Thema Ombudsman in Kischinew und in Riga 
statt. Die Referenten gehörten ausschließlich 
dem englischen Rechtssystem an und deshalb 
war ihnen das österreichische Rechtssystem, 
welches dem Ombudsman den Zugang zum Ver-
fassungsgericht gewährleistet, völlig fremd. Die 
damals in Moskau studierende Tochter des EOI 
Teilnehmers hat in nächtlicher Weise das öster-
reichische Ombudsman System für die aus dem 
Westen kommenden Referenten ins Englische 
und für die aus Osteuropa kommenden Teilneh-
mer ins Russische übersetzt. Die Übersetzungen 
konnten am nächsten Morgen verteilt werden und 
eröffneten für die Teilnehmer aus Osteuropa 
neue, bis dahin unbekannte Möglichkeiten für ei-
ne effiziente Ombudsman- Einrichtung.  
 
Als auch die Europäische Union die Einrichtung 
eines Ombudsman als ein unabdingbares Bei-
trittskriterium vorsieht, begleitet das EOI viele 
neue Ombudsman- Einrichtungen praktisch und 
wissenschaftlich. Vor der ersten Osterweiterung 
wenden sich Estland, Lettland, Litauen, Polen, 
Slowakei, Tschechien, Slowenien und Ungarn, 
Bulgarien und Rumänien an das EOI. Dann sind 
es Delegationen aus Serbien, aus Montenegro, 
Kroatien, Mazedonien, Albanien, der Türkei aber 
auch aus Moldawien, Armenien und Usbekistan.  
 
Heute ist das Europäische Ombudsman Institut 
eine akkreditierte NGO des Europarates. Ihm ge-
hören 112 Ombudsman- Einrichtungen aus prak-
tisch allen Mitgliedsstaaten des Europarates an. 
Von A wie Albanien, Armenien und Aserbai-
dschan über R wie russische Föderation bis Z 
wie Zypern.  
Die zusätzlichen 84 individuellen Mitglieder sind 
interessierte ehemalige Amtsinhaber und in der 
Wissenschaft Tätige und bereichern die Diskus-



TÄTIGKEITSBERICHT 2013 
 
 

79 

sion um das Ombudsmanwesen. Es war eine 
große Herausforderung, eine Balance zwischen 
den institutionellen und den individuellen Mitglie-
dern zu finden und dafür zu sorgen, dass die Mit-
glieder eines einzigen Landes – so willkommen 
und so bedeutend sie auch immer sein mögen – 
nicht in der Lage sein können, das gesamte EOI 
zu majorisieren und damit den Kollegen aller an-
deren Länder ihren Willen aufzuzwingen. Diese 
Balance wurde in unanfechtbarer Weise erreicht.  
 
Von den 105 Ombudsman-Einrichtungen Mitglie-
dern sind heute 65 Mitglieder parlamentarisch 
regionale Ombudsleute. Sie sind es, die heute 
die Zusammenarbeit und die Unterstützung des 
EOI am meisten suchen. Auf der 20. Sitzung des 
Kongresses der Gemeinden und Regionen des 
Europarates (KGRE) hatte ich als EOI Präsiden-
tin die Gelegenheit zum Thema „ Die Rolle der 
regionalen Volksanwälte in Europa“ darauf hin-
zuweisen, wie wichtig ein europäischer Mindest-
standard an Zuständigkeiten auch für alle regio-
nalen Volksanwälte in Europa ist. Das EOI 
brachte im Anschluss an den Kongress drei kon-
krete Optimierungsvorschläge ein.  
1. Jeder regionale Ombudsman soll finanziell von 
der Verwaltung unabhängig sein. 2. Wenn er eine 
Empfehlung erteilt, soll er eine schriftliche Ant-
wort der regionalen Behörde erhalten. Wird der 
Empfehlung nicht entsprochen, so soll dies ei-
gens begründet werden.  
3. Dem regionalen Ombudsman soll die Kompe-
tenz eingeräumt werden, vermutete Missstände 
aus eigenem Antrieb (ex officio) zu überprüfen.  
Alle drei Vorschläge wurden im Oktober 2011 
vom Kongress in der entsprechenden Entschlie-
ßung und Empfehlung übernommen.  
 
Dem Auftrag Menschenschutz-, Bürgerschutz- 
und Ombudsman- Fragen wissenschaftlich zu 
behandeln und die Ombudsman- Idee zu fördern 
und zu verbreiten,  ist das EOI in den letzten 25 
Jahren nachgekommen. Es hat ein wissenschaft-
liches Archiv über das Ombudsmanwesen in Eu-
ropa aufgebaut, eine internationale Studienbiblio-
thek in Zusammenarbeit mit der Universität 
Innsbruck eingerichtet und eine Sammlung von 
Tätigkeitsberichten europäischer Volksanwälte 
aus 42 europäischen Ländern in 27 Sprachen 
angelegt. Im Jahr 2011 eröffnete das Land Tirol 

die Möglichkeit, diese unikate Sammlung in die 
Landesbibliothek zu integrieren und damit in Zu-
sammenarbeit mit der Universität auch für die 
elektronische Fernleihe zu öffnen.  
Das EOI hat mit seinen von der Landeshaupt-
stadt Innsbruck gemieteten Räumen in unmittel-
barer Bahnhofsnähe eine Trainingsstätte ge-
schaffen, die sich bewährt hat. Ein  Höhepunkt 
war wohl das Einführungsseminar für 10 türki-
sche Gouverneure in das Wesen des Rechts-
schutzes durch den Ombudsman im Jahr 2007. 
Einer dieser äußerst interessierten und mit Recht 
und Politik vertrauten Herren verfasste als Mit-
schrift ein Kompendium von 50 Seiten als künfti-
gem türkischem Lehrbuch über das Ombuds-
manwesen.  
 
Der Weg zur Mehrsprachigkeit seiner Publikatio-
nen, je nach dem Kreis der Adressaten, hat sich 
für das EOI als gute Entscheidung erwiesen. Ein 
klein wenig kann das EOI wohl auch stolz sein, 
dass es auch die Sprache mit der größten Bevöl-
kerungsanzahl, das Russische zu einer für Publi-
kationen sehr oft eingesetzten Sprache gemacht 
hat. Von den 63 edierten Publikationen sind 10 
auf Russisch erschienen und es werden noch 
weitere erscheinen. Als weitere Sprachen finden 
wir das Englische, das Deutsche, das Französi-
sche, Holländische, Italienische, das Serbokroa-
tische, das Spanische und  das Türkische. 
Das größte Verdienst des EOI ist meiner Mei-
nung nach die Übersetzung des Volksanwaltsge-
setzes von Vorarlberg ins Russische. Es fand in 
Osteuropa großen Anklang, und weil man in den 
meisten osteuropäischen Staaten der russischen 
Sprache mächtig war,  diente es als Grundlage 
für viele Volksanwaltsgesetze in Osteuropa.  
 
Vor etwa 10 Jahren war in Serbien ein Stillstand 
im Bemühen um die Schaffung eines Ombuds-
man zu beobachten. Das EOI übersetzte die Ar-
beit des heutigen Ehrenmitglieds des EOI, Niko-
laus Schwärzler, ins Serbische. „Der 
Ombudsman – Feindbild der Mächtigen oder 
Partner von Volk, Parlament und Regierung?“ Es 
druckte denselben Text sowohl in lateinischen 
Lettern wie auch in serbischer Zyrillik, um schlicht 
die  Wertschätzung auch für die serbisch-
zyrillische Kultur zum Ausdruck zu bringen. Beide 
Fassungen wurden jedem  Parlamentsabgeord-



VOLKSANWALTSCHAFT DES LANDES SÜDTIROL 
 
 

80 
 

neten mit Begleitbrief ad personam zugestellt. 
Und die Sache der Schaffung eines Ombudsman 
kam wieder in Bewegung.  
Das war eine Meisterleistung in der wissenschaft-
lichen und praktischen Förderung der Ombuds-
man-Idee.  
Dies soll auch weiterhin Ziel und Aufgabe des 
nun 25 Jahre alten Europäischen Ombudsman 
Institutes sein. Im Zentrum steht die eben bewie-

sene Wertschätzung des EOI für alle Kulturen 
und Sprachen unseres Kontinentes. Die umfas-
sende Wertschätzung des Bürgers durch den 
Ombudsman ist dessen erste Qualität. Das EOI 
ist bedingungslos zur Fortsetzung dieser wun-
dervollen Aufgabe im Interesse eines noch fried-
volleren Zusammenlebens aller Bürger in allen 
Ländern unseres Kontinentes bereit.  
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